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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes über Maßnahmen zur 
Verbesserung der Agrarstruktur und zur Siche- 
rung land- und forstwirtschaftlicher Betriebe 
(Grundstückverkehrsgesetz) 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Ernährung, Landwlrt- 
sdiaft und Forsten. 

Der Bundesrat hat in seiner 166. Sitzung am 23. November 1956 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes zu dem Gesetzentwurf 
nach Anlage 2 Stellung genommen. 

Der Standpunkt der Bundesregierung zu den Änderungsvorschlä- 
gen des Bundesrates ist In Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h.c. Blücher 


Dni(^; Bonner Universltäts-Buciidnidlcerel. Bonn 
Allein vertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Teleion 3551 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

Über Maßnahmen zur Verbesserung der Agrarstruktur und zur 
Sicherung land- und forstwirtschaftlicher Betriebe 
(Grundstückverkehrsgesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende 'Gesetz beschlossen: 

ERSTER ABSCHNITT 
SadiHcher Geltungsbereich 

§ 1 

(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes über 
Grundstücke gelten, soweit nichts anderes be- 
stimmt ist, für landwirtschaftliche und forst- 
wirtschaftliche Grundstücke sowie für Moor- 
und Ödland, das in landwirtschafthche oder 
forstwirtschaftliche Kultur gebracht werden 
kann. 

(2) Landwirtschaft im Sinne dieses Ge- 
setzes ist die Bodenbewirtschaftung und die 
mit der Bodennutzung verbundene Tierhal- 
tung, um pflanzliche und tierische Erzeug- 
nisse zu gewinnen, besonders der Ackerbau, 
die Wiesen- und Weide wiirtschaft, der Er- 
werbsgartenbau, der Erwerbsobsitbau und 
der Weinbau, sowie die Fischerei in Binnen- 
gewässern. 

(3) Grundstück im Sinne dieses Gesetzes ist 
auch ein Teil eines Grundstücks sowie eine 
Mehrheit von Grundstücken, die räumlich 
oder wirtschaftlich Zusammenhängen und 
demselben Eigentümer gehören. 

ZWEITER ABSCHNITT 
Rechtsgeschäftliche Veräußerung 

§ 2 

(1) Die rechtsgeschäftliche Veräußerung 
eines Grundstücks und der schuldrechtliche 


Vertrag hierüber bedürfen der Genehmi- 
gung. Ist ein schuldrechtlicher Vertrag ge- 
nehmigt worden, so gilt auch 'die in Ausfüh- 
rung des Vertrages vorgenommene Auflas- 
sung als genehmigt. 

(2) Der Veräußerung eines Grundstücks 
stehen gleich 

a) die Begründung und die Veräußerung 
eines Miteigentumsanteils an einem 
Grundstück, 

b) die Veräußerung -eines Erbanteils an 
einen anderen als an einen Miterben, 
wenn der Nachlaß im wesentlichen aus 
einem land- oder forstwirtschaftlichen 
Betrieb besteht, 

c) die Bestellimg des Nießbrauchs an einem 
Grundstück für eine juristische Person. 

(3) Die Länder können 

a) die Vorschriften dieses Gesetzes auf die 
Veräußerung von grundstücksgleichen 
Rechten, welche die land- oder forstwirt- 
schaftliche Nutzung eines Grundstücks 
zum Gegenstand haben, sowie von selb- 
ständigen Fischereirechten für anwend- 
bar erklären; 

b) bestimmen, daß die Veräußerung von 
Grundstücken bis zu einer bestimmten 
Größe keiner Genehmigung bedarf. 

§ 3 

(1) Über den Antrag auf Genehmigung 
entscheidet die Landwirtschaftsbehörde. Ist 
eine Gemeinde oder ein Gemeindeverband 
als Vertragsteil an der Veräußerung beteiligt. 
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so >ent scheidet die zuständige Aufsichtsbe- 
hörde im Benehmen mit der Landwirt- 
schaftsbehörde. 

(2) Zur Stellung des Antrages auf Geneh- 
migung sind die Vertragsparteien und der- 
jenige, zu dessen Gunsten der Vertrag ge- 
schlossen worden ist, berechtigt. Hat ein No- 
tar den Vertrag beurkundet, so gilt dieser als 
ermächtigt, die Genehmigung zu beantragen. 
Mit dem Antrag auf Genehmigung ist der 
Vertrag vorzulegen. 

§ 4 

(1) Die Genehmigung ist nicht notwen- 
dig, wenn 

a) der Bund oder ein Land als Vertragsteil 
an der Veräußerung beteiligt ist, 

h) die Veräußerun^g oder die Ausübung des 
Vorkaufsrechts der Durchführung eines 
Flurbereinigungsverfahrens, eines Sied- 
lungsverfahrens oder eines Verfahrens 
nach § 37 des Bundesvertriebenengesetzes 
dient, 

c) Grün dsrücke veräußert werden, die inner- 
halb eines im Zusammenhang bebauten 
Ortsteiles oder im räumlichen Geltungs- 
bereich eines Bebauungsplanes liegen, 
wenn es sich nicht um die Wirtschafts- 
Stelle eines land- oder forstwirtschaft- 
lichen Betriebes handelt, 

d) die Veräußerung nach dem bayerischen 
Almgesetz vom 2S. AprU 1932 (Bayeri- 
sches Gesetz- und Verordnungsblatt 
S. 237) genehmigt ist, 

(2) Ist zu einer Veräußerung die Genehmi- 
gung nicht notwendig, so hat die Genehmi- 
gungsbehörde auf Antrag ein Zeugnis dar- 
über zu erteUen. Das Zeugnis steht der Ge- 
nehmigung gleich. 

§ 5 

(1) Die Entscheidung über die Genehmi- 
gung ist binnen. einem Monat nach Eingang 
des Antrages bei der örtlich zuständigen Ge- 
nehmigungsbehörde zu treffen. Kann die 
Prüfung des Vertrages in dieser Zeit nicht 
abgeschlossen werden oder hat die Genehmi- 
gungsbehörde eine Erklärung über die Aus- 
übung des Vorkaufsrechts nach § 11 herbei- 
zuführen, so ist vor Ablauf der Frist ein 
Zwischenbescheid zu erteilen. Die Frist des 
Satzes 1 verlängert sich alsdann auf zwei 
Monate. 


(2) Der Vertrag gUt nach Ablauf von 
einem Monat und, wenn ein Zwischenbe- 
scheid erteilt ist, von zwei Monaten als ge- 
nehmigt, falls nicht die Genehmigungsbe- 
hörde binnen dieser Frist eine Entscheidung 
nach § 8 oder eine MitteUung über die Aus- 
übung des Vorkaufsrechts nadi § 11 Abs. 2 
an den Veräußerer zur Post gibt. 

(3) Gilt der Vertrag durch Fristablauf als 
genehmigt, so hat die Genehmigungsbehörde 
auf Antrag ein Zeugnis' darüber zu erteilen. 

§ 6 

(1) Auf Grund einer genehmigungsbedürf- 
tigen Veräußerung darf eine Rechtsände- 
rung in das Grundbuch erst eingetragen 
werden, wenn dem Grundbuchamt die 
Rechtskraft der Entscheidung der Genehmi- 
gungsbehörde oder des Geridits über die 
Erteilung der Genehmigung oder der Ablauf 
der Frist nach § 5 Abs. 2 nachgewiesen wird. 

(2) Ist in das Grundbuch auf Grund eines 
nicht genehmigten Rechtsgeschäfts eine 
Rechtsänderung eingetragen, so hat das 
Grundbuchamt auf Ersuchen der Genehmi- 
gungsbehörde oder des Vorsitzenden des 
Gerichts, falls nach ihrem Ermessen eine Ge- 
nehmigung erforderlich ist, einen Wider- 
spruch in das Grundbuch einzutragen. Der 
Widerspruch ist zu loschen, wenn die Geneh- 
migungsbehörde oder der Vorsitzende des 
Gerichts darum ersucht oder wenn dem 
Grundbuchamt die Rechtskraft der Entschei- 
dung der Genehmigungsbehörde oder des 
Gerichts über die Erteilung der Genehmi- 
gung oder der Ablauf der Frist nach § 5 
Abs. 2 nachgewiesen wird. § 53 Abs. 1 der 
Grundbuchordnung bleibt unberührt. 



1. ein landwirtschaftlicher oder forstwirt- 
schaftlicher Betrieb geschlossen veräußert 
oder im Wege der vorweggenommenen 
Erbfolge übertragen wird und der Erwer- 
ber entweder der Ehegatte des Eigen- 
tümers oder mit dem Eigentümer ln ge- 
rader Linie oder bis zum dritten Grad in 
der Seitenlinie verwandt oder bis zum 
zweiten Grad verschwägert ist, 

2. ein gemischter Betrieb insgesamt veräußert 
^vdrd und die land- oder forstwirtschaft- 
liche Fläche nicht die Grundlage für eine 
selbständige Existenz bietet, 
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3. die Veräußerunjg einer Grenz Verbesserung 
zwischen Eigentümern aneinander gren- 
zender Grundstücke dient, 

4. Grundstücke zur Verbesserung der Land- 
bewirtschaftung oder aus anderen Volks- 
wirts diaftlich gerechtfertigten Gründen 
getauscht werden und ein etwaiger Geld- 
ausgleich nicht mehr als ein Viertel des 
höheren Grundstückswertes ausmacht, 

5. ein Grundstück zur Vermeidung einer 
Eniteignung veräußert wird, 

6. Ersatzland erworben wird, soweit 

a) der Erwetber auf das Ersatzland zur 
Sicherung seiner Existenz angewiesen 
ist oder 

b) das Ersaitzland zur Erfüllung dem Er- 
werber Wesens gemäß obliegender Auf- 
gaben zu dienen bestimmt ist und es 
sich bei dem Ersatzland nicht um einen 
land- oder forstwirtschaftlichen Be- 
trieb handelt, 

7. die Veräußerung zur Begradigung oder zur 
Erweiterung öffentlicher Verkehrswege 
dient, 

8. der Genehmigungsbehörde der Vertraigs- 
entwurf Vorgelegen und sie schriftlich er- 
klärt hat, keine Bedenken geltend zu 
machen. Die Erklärung darf Ln den Fällen, 
in denen ein Vorkaufsrecht nach dem 
Reichssiedlungsgesetz in Betracht kommt, 
nur im Einvernehmen mit der Siedlungs- 
behörde abgegeben werden. 

§ 8 

(1) Die Genehmigunig darf nur versagt 
oder durch Auflagen (§9) oder Bedingungen 
(§ 10) eingeschiränkt werden, wenn unter Be- 
rücksichtigung auch allgemeiner volkswirt- 
schaftlicher Gesichtspunkte 

a) die Veräußerung eine ungesunde Vertei- 
lung des Grund und Bodens bedeuten 
oder 

b) 'die Veräußerung eiLne unwirtschaftliche 
Verkleinerung oder Aufteilung eines 
Grundstücks zur Folge haben würde oder 

c) der Gegenwert in einem groben Mißver- 
hältnis zum Wert des Grundstücks steht. 

(2) Liegen die Voraussetzungen vor, unter 
denen das Vorkaufsrecht nach dem Reichs- 
siedlungsgesetz ausgeübt werden kann, so 
darf, wenn -das Vorkaufsrecht nicht ausgeübt 
wird, die Genehmigung aus Absatz 1 Buch- 


stabe a nur versagt werden, falls es sich um 
die Veräußerung eines land- oder forstwirt- 
schaftlichen Betriebes handelt. 

(3) Eine unwirtschaftliche Verkleinerung 
oder Aufteilung im Sinne von Absatz 1 Buch- 
stabe b Hegt in der Regel dann vor, wenn 
durch Erbauseinandersetzung, Übergabe ver- 
trag oder eine sonstige rechtsgeschäftliche 
Veräußerung 

a) ein lebensfähiger landwirtschaftlicher Be- 
trieb bis zu zwanzig Hektar wesentHch. 
verkleinert oder aufgeteilt wird, 

b) ein einzelnes Grundstück kleiner als ein. 
Hektar wird, 

c) in einem Flurbereinigungsverfahren zu- 
geteilte oder .anläßlich einer mit öffent- 
lichen Mitteln geförderten Aufstockung 
oder Aussiedlung eines landwirtschaft- 
Hchen Betriebes erworbene Grundstücke 
geteilt werden. 

(4) Wird das Grundstück für andere als 
land- oder forstwirtschaftliche Zwecke ver- 
äußert, so darf die Genehmigung aus Ab- 
satz 1 Buchstabe c nicht versagt werden. 

(5) Die Genehmigung soll, auch wenn ihr 
Bedenken aus den in Absatz 1 aufgeführten 
Gründen entgegenstehen, nicht versagt wer- 
den, wenn dies eine unbillige Härte für den 
Veräußerer bedeuten würde, 

§ 9 

(1) Dem Erwerber kann die Auflage ge- 
macht werden, 

a) das erworbene Grundstück an einen 
Landwirt zu verpachten, 

b) das erworbene Grundstück ganz oder 
zum Teil zu angemessenen Btedingungen 
entweder an einen Landwirt oder an ein 
von der Siedlungsbehörde zu bezeichnen- 
des Siedlungsunternehmen zu veräußern, 

c) an anderer Stelle binnen einer bestimm- 
ten, angemessenen Frist Land abzugeben, 
jedoch nicht mehr, als der Größe oder 
dem Wert des erworbenen Grundstücks 
entspricht, 

d) zur Sicherung einer ordnungsgemäßen 
W aldbewir tschaf tung einen Bewirts chaf- 
tungsvertrag mit einem forstlichen Sach- 
verständigen oder einer Forstbehörde ab- 
zuschließen oder nach einem genehmigten 
Wirtschaftsplan zu wirtschaften. 

(2) Wird die Genehmigung unter Auf- 
lagen erteilt, so ist die hierdurch betroffene. 
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Vertraigspanteii berechtijgt, bis zum Ablauf 
eines Monats nach Eintritt der Rechtskraft 
der Entscheidung vom Vertrage zurückzu- 
treten. Auf das Rücktrittsrecht sind die Vor- 
schriften der §§ 346 bis 356 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs sinngemäß anzuwenden. 

§ 10 

(1) Die Genehmigung kann unter der zu 
befristenden Bedingung erteilt werden, daß 

a) die Vertragsparteien einzelne Vertragsbe- 
stimmungen, denen Bedenken aus einem 
der in § 8 aufgeführten Tatbestände ent- 
gegenstehen, in bestimmter Weise ändern, 

b) der Erwerber das landwirtschaftliche 
Grundstück auf eine bestimmte Zeit an 
einen Landwirt verpachtet, 

c) der Erwerber an anderer Stelle Land ab- 
glbt, jedoch nicht mehr, als der Große 
oder dem Wert des zu erwerbenden 
Grundstücks entspricht. 

(2) Ist die Bedingung eingetreten, so hat 
die Genehmigungsbehörde auf Antrag dar- 
über eine Bescheinigunig zu erteilen. 

§ 11 

(1) Liegen die Voraussetzungen vor, unter 
denen nach dem Reichs sledlungsgesetz das 
Vorkaufsrecht ausgeübt werden kann, so hat 
die Genehmigungsbehörde ein Stück des Ver- 
trages der Siedlungsbehörde zur Herbeifüh- 
rung einer Erklärung über die Ausübung des 
Vorkaufsrechts durch die vorkaufst^rechtigte 
Stelle Vorzulagen. 

(2) Die Erklärung über die Ausübung des 
Vorkaufsrechts ist von der Genehmigungs- 
behörde den Vertragsparteien mitzuteilen. 

(3) Im Falle des § 7 Satz 2 des Reichssied- 
lungsgesetzes darf die Genehmigung nur 
unter der Bedingung erteilt werden, daß das 
Vorkaufsrecht nicht bis zum Ablauf der Frist 
ausgeübt wird; § 10 Abs. 2 gilt entsprechend 
für den Nachweis über den Ausfall der Be- 
dingung. 

§ 12 

Bedarf das Rechtsgeschäft auch der Geneh- 
migung nach dem Wohnsiedlungsgesetz, so 
braucht diese nicht gesondert erteilt zu wer- 
den, wenn die Voraussetzungen für sie erfüllt 
sind. Bestehen jedoch Bedenken gegen diese 
Genehmigung, so ist nur über die Genehmi- 
gung nach § 2 zu entscheiden. In dem Ge- 


nehmigungsbescheid ist zum Ausdruck zu 
bringen, ob auch die Genehmigung nach dem 
Wohnsiedlungsgesetz erteilt ist. 


DRITTER ABSCHNITT 
Gebote bei der Zwangsversteigerung 

§ 13 

(1) Bei der Veräußerung eines Grundstücks 
im Wege der Zwangsv6rsteigeru.ng kann ein 
Gebot nur abgeben, wer eine Bieterlaubnis 
vorlegt. § 71 des Gesetzes über die Zwangs- 
versteigerung und Zwangsverwaltung ist an- 
zuwenden. In den Fällen des § 81 Abs. 2 
und 3 des Gesetzes über die Zwangsverstei- 
gerxmg und Zwangsverwaltung darf der Zu- 
schlag einem anderen als dem Meistbietenden 
nur erteilt werden, wenn dieser andere eine 
Bieterlaubnis beigebracht hat. 

(2) Die Bieterlaubnis erteilt auf Antrag die 
Landwirtschaftsbehörde. 

(3) Das Vollstreckungsgericht hat die An- 
ordnurijg und Aufhebung der Zwangsver- 
steigerung sowie den Versteigerungstermin 
der Landwirtschaftsbehörde mitzuteilen. 

(4) § 2 Abs. 2 Buchstabe a und Abs. 3 
Buchstabe b isiind entsprechend anzuwenden. 

§ 14 

(1) Eine Bieterlaubnis ist nicht notwendig, 
wenn das Gebot abgegeben wird für 

a) den Bund oder ein Land, 

b) ein Siedlun^gsunternehmen im Sinne des 
§ 1 Abs. 1 des Reichssiedlungsgeseitzes 
oder 

c) Hypothekenbanken, öffentlich-rechtliche 
Kreditanstalten, Sparkassen, Bausparkas- 
sen, Versicherungsunternehmen und ge- 
nossenschaftliche Kreditinstkute, denen 
eine Hypothek, eine Grundschuld, eine 
Rentenschuld oder eine Reallast an dem 
Grundstück zusteht. 

(2) Eine Bieterlaubnis ist ferner nicht not- 
wendig, wenn Grundstücke veräußert wer- 
den, die innerhalb eines im Zusammenhang 
bebauten Ortsteiles oder im räumlichen Gel- 
tungsbereich eines Bebauungsplanes liegen, 
wenn es sich nicht um die Wirtschaftsstelle 
eines land- oder forstwirtschaftlichen Betrie- 
bes handelt. 
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§ 15 

(1) Ergeben, sich Bedenken gegen die Ertei- 

lung der Bieterlaubnis au5 den in § 8 Abs. 1 
Budistaben a und b aufgeführten Tatbestän- 
den, so kann sie dahin beschränkt werden, 
daß sie nur für ein Gesamtausgebot oder für 
bestimmte Gruppenausgebote gilt. Im Falle 
dieser Beschränkunig kann der Bieter ein Ge- 
samtausgebot oder solche Gruppenausgebote 
verlangen. § 63 des Gesetzes über die 

Zwangsversteigerung und Zwangsverwaltung 
bleibt unberührt. 

(2) An Stelle oder neben einer Beschrän- 
kung nach Absatz 1 können die im § 9 be- 
zelchneten Auflagen gemacht werden. 

(3) Wird nidit binnen einem Monat nach 
Eingang des Antrages bei der zuständigen 
Landwirtschaftsbehörde eine beschränkte 
Bieterlaubnis oder eine Bieterlaubnis unter 
Auflagen erteilt, so ist die Bieterlaubnis un- 
beschränkt zu erteilen. 

(4) Sind bei Erteilung der Bieterlaubnis 
Auflagen gemacht worden, so hat das Voll- 
streckungsgericht der Landwintschaftsbe- 
hörde den Zuschlag mitzuteilen. 

§ 16 

Erteilt die Landwirtschaftsbehörde die 
Bieterlaubnis nicht unbeschränkt oder nur 
mit Auflagen, so ist § 29 entsprechend anzu- 
wenden. 


VIERTER ABSCHNITT 

Gerichtliche Zuweisung einer Besitzung 

S 17 

(1) Gehört eine landwirtschaftliche oder 
forstwirtschaftliche Besitzung einer Erbenge- 
meinschaft, so kann das Gericht die Besitzung 
ungeteilt einem Miterben auf dessen Antrag 
oder, wenn die Besitzung in mehrere Besit- 
zungen geteilt werden kann, geteilt einzelnen 
der Miterben auf deren Antrag zuweisen. 

(2) Das Eigentum an den zugewiesenen 
Grundstücken und anderen zu der Besitzung 
gehörenden Gegenständen geht mit der 
Rechtskraft der gerichtLichen Entscheidung 
oder, falls in ihr ein späterer Zeitpunkt be- 
stimmt ist, ZU 'diesem Zeitpunkt auf den Mit- 
erben über, dem die Biesitzung zugewiesen 
wird (Erwerber). 


(3) Wird ein Antrag auf Zuweisung ge- 
stellt, so ist ein anhängiges Verfahren auf 
Zwangsversteigerung zum Zwecke der Auf- 
hebung der Gemeinschaft auf Antrag so 
lange einzustellen, bis über den Antrag auf 
Zuweisung re ch>ts kräftig entschieden ist. Der 
Antragsteller hat dem Vollstreckungsgericht 
nachzuweisen, daß er einen Zuweisungs- 
antrag gestellt hat. Wird dem Zuweisungs- 
antrag stattgegeben, so ist das Zwangsver- 
steigerungsverfahren aufzuheben . 

§ 18 

(1) Die Zuweisung ist nur zulässig, wenn 
die Besitzung mit einer zur Bewirtschaftung 
geeigneten Hofstelle versehen ist und ihre 
Erträge einschließlich der aus etwaigem 
Pachtland ohne Rücksicht auf die privat- 
rechtlichen Belastungen im wesentlichen zum 
Unteirhak einer bäuerlichen Familie ausrei- 
chen. Die ZuweisuAg soll nicht auf Grund- 
stücke erstreckt werden, für die nach ihrer 
Lage und Beschaffenheit anzunehmen ist, daß 
sie in absehbarer Zeit anderen als landwirt- 
schaftlichen oder forstwirtschaftlichen Zwek- 
ken dienen werden. 

(2) Die Zuweisung ist ferner nur zulässig, 
wenn sich die Miterben über die Ausein- 
andersetzunig nicht einigen oder eine von 
ihnen vereinbarte Auseinandersetzung nicht 
vollzogen werden kann. Hat der Erblasser 
angeordnet, daß einer der Miterben das 
Recht haben -soll, die Besitzung zu überneh- 
men, so ist die Zuweisung an einen anderen 
Miterben nur zulässig, wenn der Miterbe auf 
das Recht verzichtet oder das Recht nach Ab- 
lauf einer angemessenen Zeit nicht ausgeübt 
hat. 

(3) Die Zuweisung ist unzulässig, solange 
die Auseinandersetzung ausgeschlossen oder 
ein zu Ihrer Bewirkung berechtigter Testa- 
mentsvollstrecker vorhanden ist oder ein 
Miterbe ihren Aufschub verlangen kann. 

§ 19 

(1) Der Entscheidung über -die Person des 
Erwerbers sind -die Bestimmungen eines in 
der Gegend geltenden Anerbienigesetzes über 
die Erbfolge in die Besitzung, bei Fehlen sol- 
cher Bestimmungen ein in der Gegend hier- 
für bestehender Erbbrauch und, falls auch ein 
solcher nicht besteht, die Bestimmungen des 

Höfegesetzes vom (Bundesgesetzbl. I 

S. . . .) über die gesetzliche Hoffolge sinn- 
gemäß zugrunde zu legen. Ist unter Ab- 
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wäguug aller Umistände eine A'bweldiung 
von 'diesen Bestimmungen geboten, so ist die 
Besitzung demjenigen der antragstellenden 
Miterben zuzuweisen, der danach in Betracht 
kommt. Ergibt sich aus dem Verhalten des 
Erblassers, daß er die Besitzung einem der 
antragstellenden Miterben zugedacht hatte, 
so ist sie diesem zu zu weisen. 

(2) Die Bestimmungen des Absatzes 1 gel- 
ten für 'die Zuweisung von Teilen der Be- 
sitzung sinngemäß. 

(3) Die Länder können bestimmen, daß an 
Stelle der in Absatz 1 Satz 1 bezeichneten 
Bestimmungen andere Bestimmungen der 
Entscheidung zugrunde zu legen sind. 


§ 20 

(1) Für ’di:e übrigen Miterben treten an die 
Stelle 'ihrer Anteile an der Besitzung die An- 
sprüche igegen den Erwerber, die das Gericht 
nach Maßgabe der Absätze 2 bis 4 bei der 
Zuweisung festsetzt. 

(2) Der Festsetzung dieser Ansprüche sind 
die Bestimmungen eines in der Gegend gel- 
tenden Anerbeugesetzes über die Abfindung 
und Versorgung der weichenden Erben beim 
Übergang der Besitzung auf einen Erben so- 
wie ein hierfür »in d'er Geigend bestehender 
Brauch und, falls weder ein Anerbengesetz 
noch ein Brauch der bezeichneten Art be- 
steht, die Bestimmungen des Fiöfegesetzes 
sinngemäß zujgrunde zu legen. Soweit es 
unter Abwägung aller Umstände geboten ist, 
sind die Ansprüche von diesen Bestimmun- 
gen abweichend festzuisetzen. Ergibt sich aus 
dem Verhalten 'des Erblassers, daß er abwei- 
chende Anordnungen treffen wollte, weil er 
die Besitzung 'dem Erwerber zugedacht hatte, 
ist 'dies bei der Festsetzung der Ansprüche 
zu berücksichtigen. 

(3) Die Länder können bestimmen, daß an- 
stelle der in Absatz 2 Satz 1 bezeichneten 
Bestimmungen andere Bestimmungen der 
Festsetzung 'der Ansprüche zugrunde zu 
legen sinid. 

'(4) Auf Antrag eines Mit erben kann das 
Gericht bei der Zuweisung festsetzen, daß er 
von dem Erwerber ganz oder teilweise ln 
Land abzufmden ist. Der Miterbe darf nur 
mit Grundstücken abgefunden werden, die 
zur Deckung eines Landbedarfs des Miterben 
'erforderlich sind uu'd von der Besitzung ab- 
igetrennt werden können, ohne daß die Vor- 


aussetzungen 'des § 18 Abs. 1 Satz 1 weg- 
fallen. Die Veräußerung dieser Grundstücke 
an den Antragsteller bedarf nicht der Ge- 
nehmigung nach diesem Gesetz. 

(5) Das Gericht hat bei der Zuweisung 
unter sinngemäßer Anwendurtg der Grund- 
sätze des Absatzes 2 festzusetzen, wer im 
Verhältnis der Mitetben zueinander die 
Nachlaßverbindlichkeiten zu tragen hat. 

§ 21 

(1) Wenn der Erwerber binnen fünfzehn 
Jahren nach dem Ert\^erb auf Grund der Zu- 
weisung die Besitzung oder einzelne zu ihr 
gehörende zugewiesene Gegenstände, deren 
Wert mehr als ein Zehntel des Wertes der 
Besitzung beträgt, veräußert oder anderen 
als land- oder forstwirtschaftlichen Zwecken 
widmet, hat er die Miterben so zu stellen, 
wie wenn er sich mit ihnen im Zeitpunkt des 
Erwerbes auch über den Wert der Besitzung 
oder der veräußerten einzelnen Gegenstände 
nach den Vorschriften des Bürgerlichen Ge- 
setzbuchs auseinandergesetzt hätte. Das gilt 
nicht, wenn der Erwerber die Besitzung 
einem anderen im Wege der vorweggenom- 
menen Erbfolge übereignet oder wenn er 
'einzelne zu der Besitzung gehörende Gegen- 
stände veräußert, soweit die Veräußerung 
zur Erhaltung 'der Besitzung erforderlich war. 
Der rechtsgeschäfthehen Veräußerung stehen 
die Zwangsversteigerung und die Enteignung 
gleich. 

(2) Fiat der Erwerber vor der Veräuße- 
rung oder bis zum Ablauf eines Jahres nach 
der Veräußerung durch Rechtsgeschäfte an- 
stelle der Besitzung eine andere Besitzung 
oder anstelle von einzelnen zu der Besitzung 
gehörenden zngewiesenen Gegenständen an- 
dere Gegenstände für die Besitzung erwor- 
ben, so besteht die Verbindlichkeit nach Ab- 
satz 1 nur insoweit, wie der Wert des Ver- 
äußerten den Wert des neu Erworbenen über- 
steigt. Beträgt der Unterschied der Werte 
nicht mehr als ein Zehntel des Wertes der 
Besitzung, so fällt die Verbindlichkeit weg. 

(3) Hat der Erwerber die Besitzung einem 
anderen im Wege der vorweggenommenen 
Erbfolge übereignet und trifft der andere in- 
nerhalb von fünfzehn Jahren nach dem Er- 
werb der Besitzurtg durch den Erwerber 
Maßnahmen der in Absatz 1 bezeichneten 
Art, so sind die Vorschriften der Absätze 1 
und 2 auf den anderen sinngemäß anzu wen- 
den. 
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(4) Die Ansprüche nach den Absätzen 1 
bis 3 sind vererblich und übertiraigbar. Sie 
verjähren in zwei Jahren. 


FÜNFTER ABSCHNITT 
Landbewirtschaftung 
§ 22 

(1) Wird ein landwirtschaftliches Grund- 
stück schlecht bewirtschaftet, so kann die 
Landwirtschaftsbehörde über die Verhältnisse 
■auf dem Grundstück das Gutachten eines 
Gutachterausschusses eLnholen, der nach 
näherer Bestimmung der Länder unter Be- 
teiligung der landwirtschaftlichen Berufisver- 
'tretung gebildet ist. 

(2) Die Beauftragten der Landwirtschafts- 
behörde und die Mitglieder des Gutachter- 
ausschusses dürfen nach Benachrichtigung des 
Besitzers das Grundstück mit Ausnahme von 
Wohnungen betreten und die nötigen Un- 
tersuchungen vornehmen oder vornehmen 
lassen. 

(3) Kommt das Gutachten zu dem Ergeb- 
nis, daß das Grundstück anhaltend schlecht 
bewirtschaftet wird, so kann die Landwirt- 
schaftsbehörde den Nutzungsberechtigten 
auffordern, binnen einer bestimmten, ange- 
messenen Frist das Grundstück ordnungs- 
mäßig zu bewirtschaften. Dabei soll der Nut- 
zungsberechtigte auf die Möglichkeit e-iner 
Maßnahme nach §§ 23 und 24 für den Fall 
hingewiesien werden, daß er der Aufforde- 
rung nidit folgt. 

(4) Ist der Nutzungsberechtigte über das 
Grundstüd: nicht verfügungsberechtigt, so 
soll der Verfügungsberechtigte von der Auf- 
forderunig nach Absatz 1 benachrichtigt wer- 
den. 

(5) Wird ein landwirtschafthches Grund- 
stück nicht genutzt, gelten die Absätze 2 
bis 4; einer Begutachtung bedarf es nicht. 

§ 23 

(1) Folgt der Nutzungsberechtigte, der 
über das Grundstück verfügungsberechtigt 
[ist, einer Auffo-rderuag nach § 22 Abs. 3 
nicht, so kann die Landwirtsdiaftsbehörde 
anordnen, daß er mit einem zur Bewirt- 
schaftung des Grundstücks Geeigneten ein 
Pachtverhältnis oder ein anderes Rechtsver- 
hältnis vereinbart, das diesen zur Nutzung 


des Grundstücks berechtigt. Dabei ist dem 
Verfügungsberechtigten eine angemessene 
Frist für eine Vereinbarung des Nutzungs- 
verhältnisses zu setzen. Die Frist beginnt mit 
der Rechtskraft der Verfügung. 

(2) Kommt innerhalb der Frist keine Ver- 
einbarung zustande, so kann die Landwirt- 
schaftsbehörde den, mit dem das Pachtver- 
hältnis zu bcfg runden ist, mit semem Einver- 
ständnis bestimmen und die innerhalb des 
Ortsüblichen langemessenen Pachtbedingun- 
gen festsetzen. Mit der Rechtskraft der Ver- 
fügung gilt das Pachtverhältnis zwischen den 
Beteiligten als vereinbart. 

§ 24 

(1) Folgt der Nutzungsberechtigte, der 
über das Grundstück nicht verfügungsberech- 
tigt ist, einer Aufforderung nach § 22 Abs. 3 
nicht, so kann die Landwirtschaftsbehörde 
das bestehende Pacht- oder andere Nutzungs- 
verhältnis imter Einhaltung einer angemes- 
senen Frist, die mit der Rechtskraft der Auf- 
hebungsverfügung beginnt, aufheben und auf 
Antrag Anordnungen über die Abwicklung 
des aufgehobenen Nutzungsverhältnisses tref- 
fen. Mit der Rechtskraft der Verfügung gel- 
ten die Anordnungen zwischen den Beteüig- 
ten als vereinbart. 

(2) Gleichzeitig hat die Landwirtschafts- 
behörde den Verfügungsberechtigten aufzu- 
fordern, binnien einer angemiessenen Frist ent- 
weder zu erklären, daß er das Grundstück 
nach Aufhebung des bisherigen Nutzungs- 
verhältnisses selbst bewirtschaften will, oder 
mit einem zur Bewirtschaftung des Grund- 
stücks Geeigneten ein Pachtverhältnis oder 
ein anderes Rechtsverhältnis zu vereinbaren, 
das diesen zur Nutzung des Grundstücks be- 
rechtigt. Die Frist beginnt mit der Rechts- 
kraft der Verfügung. 

(3) Erklärt der Verfügungsberechtigte in- 
nerhalb -der Frist, das Grundstück selbst be- 
wirtschaften zu wollen, sind weitere Maß- 
nahmen während der Zeit, die notwenddig ist, 
um das Grundstück einer ordnungemäßen 
Bewirtschaftung zuzuführen, nicht zulässig. 

(4) Wenn der Verfügungsberechtigte inner- 
halb der Frist nicht erklärt, das Grundstück 
nach Aufhebung des bisherigen Nutzungs- 
verhältnisses selbst bewirtschaften zu wollen 
und eine Vereinbarung nach Absatz 2 nicht 
zustande kommt, so gilt § 23 Abs. 2, 
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'§ 25 

Die Verfügung oder die gerichtliche Ent- 
scheidung nach § 23 Ahs. 2 und § 24 Abs. 4 
schließt 'die Besitzeinweisung zu dem in ihr 
bezeidineten Zeitpunkt, jedoch frühestens 
mit der rechtskräftigen Aufhebung des Nut- 
zungsverhältnisses ein. Mk diesem Zeitpunkt 
wird dem Nutzungsberechüiigten der Besitz 
entzogen und der neue Pächter Besitzer. 


SECHSTER ABSCHNITT 
Verfahren 

§ 26 

(1) örtlich zuständig ist die Landwirt- 
schaftsbehörde, in deren Bezirk die Hofstelle 
des Betrie'bes liegt, zu dem das Grundstück 
gehört. Ist keine Hofstelle vorhanden, so ist 
die Landwirtschaftsbehörde zuständig, in 
deren Bezirk 'die Grundstücke ganz cxler zum 
größten Teil liegen. 

(2) Hält sich die Landwirtschaftsbehörde 
für unzuständig, so hat sie die Sache unver- 
züglich, spätestens vor Ablauf der Frist des 
§ 5 Abs. 1 Satz 1 und § 15 Abs. 3, an die 
zuständige Behörde abzugeben und den An- 
tragsteller von der Abgabe zu benachrich- 
tigen. Die Abgabeverfügung ist für die in ihr 
bezeichnete Landwirtschaftsbehörde bindend. 

§ 27 

Die Landwirtschaftsbehörde kann die zur 
Aufklärung des Sachverhalts notwendigen Er- 
mittlungen anstellen. Sie hat, wenn über die 
Genehmigung der Veräußerung forstwirt- 
schaftlicher Grundstücke zu entscheiden ist, 
die Forstbehörde zu beteiligen. Im übrigen 
soll sie die Beteiligten hören; für Genehmi- 
gungsverfahren gilt dies jedoch nur, wenn 
eine Genehmigung versagt oder nur unter 
Bedingungen oder mit Auflagen erteilt wer- 
den soll. Außerdem soll die Landwirtschafts- 
behörde nach näherer Bestimmung der 
obersten Landesbehörde für Landwirtschaft 
die land- und forstwirtschaftliche Berufsver- 
tretung beteiligen. 

§ 28 

(1) Entscheidungen der Landwirtschaftsbe- 
hörde sind mit Unterschrift und Dienstsiegel 
zu versehen. 

(2) Entscheidungen, gegen die ein Antrag 
auf gerichtliche Entscheidung zulässig ist, sind 


zu begründen und zuzustellen. Für die Zu- 
stellung gelten die Vorschriften des Verwal- 
tungszustellungsgesetzes vom 3. Juli 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 379). Bei der Zustellung 
sind die Beteiligten über die Zulässigkeit des 
Antrages auf gerichtlidie Entscheidung, über 
die Stelle, bei der er zu stellen ist, sowie über 
Form und Frist des Antrages zu belehren. Die 
Antragsfrist beginnt nicht vor der Belehrung, 
spätestens aber fünf Monate nach der Zu- 
stellung der Entscheidung der Landwirt- 
schaftsbehörde. 

§ 29 

(1) Wenn die Landwirtschaftsbehörde eine 
Genehmigung versagt oder unter Auflagen 
oder Bedingungen erteilt, ein Zeugnis nach 
§ 4 Abs. 2 oder § 5 Abs. 3 oder eine Be- 
scheinigung nach § 10 Abs. 2 verweigert oder 
eine Entscheidung über die Landbewirtschaf- 
tung nach den §§ 23, 24 getroffen hat, kön- 
nen die Beteiligten binnen zwei Wochen nach 
Zustellung der Entscheidung Antrag auf Ent- 
scheidung durch das nach dem Gesetz über 
das gerichtliche Verfahren in Landwirtschafts- 
sachen zuständige Gericht stellen. 

(2) Das Gericht kann die Entscheidungen 
treffen, die auch die Landwirtschaftsbehörde 
treffen kann. 

§ 30 

Im Verfahren vor der Landwirtschaftsbe- 
hörde werden Gebühren und Auslagen nicht 
erhoben. 

S 31 

Die Vorschriften der §§ 27 bis 30 sind ent- 
sprechend anzuwenden, wenn nach § 3 

Abs. 1 Satz 2 die Aufsichtsbehörde entsdiei- 
det. 

§ 32 

Das Gesetz über das gerichtliche Verfahren 
in Landwirtschaftssachen vom 21. Juli 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 667) wird wie folgt ge- 
ändert: 

La) § 1 Nr. 2 und 3 erhält folgende Fassung: 

„2. die rechtsgeschäftliche Veräußerung, 
die Gebote bei der Zwangsversteige- 
rung und die gerichtliche Zuweisung 
einer Besitzung im Grundstückver- 
kehrsgesetz vom 

(Bundesgesetzbl. IS... .), 

3, die Landbewirtschaftung im Grund- 
stückverkehrsgesetz,“; 
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b) § 1 Nr. 4 erhält folgenden Zusatz: 

„ferner die Festsetzung des Ersatzan- 
spruchs oder der Entschädigung nach 
§ 7 Abs. 2 des Gesetzes zur Ergänzung 
des Reichssiedlungsgesetzes vom 4. Ja- 
nuar 1935 (Reichsgesetzbl. I S. 1) in der 
Fassung des § 33 Abs. 2 Nr. 3 des 
Grundstüdeverkehrsgesetzes,“. 

2. a) In § 36 werden die Worte „über den 

Verkehr mit land- oder forstwirt- 
schaftlichen Grundstücken“ ersetzt 
durch die Worte „über die rechtsge- 
schäftliche Veräußerung {§ 1 Nr. 2)“; 

b) § 36 erhält folgenden Absatz 2: 

„(2) In gerichtlichen Verfahren auf 
Grund der Vorschriften über die Ge- 
bote bei der Zwangsversteigerung {§ 1 
Nr. 2) bestimmt sich der Geschäftswert 
nach § 17 Abs. 3 und § 18 der Kosten- 
ordnung. Es wird die Hälfte der vollen 
Gebühr erhoben.“ 

3. Nach § 36 wird folgender § 36 a einge- 
fügt: 


»§ 36a 

(1) In gerichtlichen Verfahren auf Grund 
der Vorschriften über die gerichtliche Zu- 
weisung einer Besitzung (§ 1 Nr. 2) be- 
stimmt sich der Geschäftswert nach § 17 
Abs. 3 und § 18 der Kostenordnung. Es 
wird das Vierfache der vollen Gebühr er- 
hoben. 

(2) Endet das Verfahren ohne Zuwei- 
sung der Besitzung an einen Miterben, so 
bestimmt sich der Geschäftswert nach § 24 
der Kostenordnung. Es wird das Doppelte 
der vollen Gebühr erhoben. 

(3) In Verfahren über Ansprüche nach 
§ 21 des Grundstückverkehrsgesetzes be- 
stimmt sich der Geschäftswert nach § 24 
der Kostenordnung. Es wird eine volle Ge- 
bühr erhoben.“ 

4. § 37 Abs, 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) In gerichtlichen Verfahren auf Grund 
der Vorschriften über die Landbewirt- 
schaftung (§ 1 Nr. 3) bestimmt sich der 
Geschäftswert nach § 24 der Kostenord- 
nung. Es wird die volle Gebühr erhoben.“ 

5. Nach § 37 wird folgender § 37 a einge- 
fügt: 


4 37a 

In gerichtlichen Verfahren auf Grund 
der Vorschriften über Angelegenheiten, die 
mit der Aufhebung der früheren Vor- 
schriften über Erbhöfe Zusammenhängen 
(§ 1 Nr. 6), bestimmt sich der Geschäfts- 
wert nach § 24 der Kostenordnung. Es 
wird die volle Gebühr erhoben.“ 

6. § 38 erhält folgende Fassung: 

„§ 38 

In gerichtlichen Verfahren über die Auf- 
hebung von Pacht- und sonstigen Nut- 
zungsverhältnissen sowie die Inanspruch- 
nahme von Gebäuden oder Land und die 
Festsetzung des Ersatzanspruchs oder der 
Entschädigung (| 1 Nr. 4) bestimmt sich 
der Geschäftswert nach § 24 der Kosten- 
ordnung. Es wird die volle Gebühr erho- 
ben.“ 

7. Im § 60 Abs. 3 Buchstabe a fallen die 
Worte „und 6“ weg. 


SIEBENTER ABSCHNITT 

Siedlungsrechtliche Vorschriften 
§ 33 

(1) Das Reichssiedlungsgesetz wird wie 
folgt geändert: 

1. § 1 Abs. 1 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„Als Siedlungsunternehmen im Sinne die- 
ser Vorschriften können von den obersten 
Landesbehörden auch Behörden, Anstal- 
ten des öffentlichen Rechts, Teilnehmer- 
gemeinschaften nach dem Flurbereinigungs- 
gesetz oder juristische Personen, die sich 
satzungsgemäß mit Aufgaben der Verbes- 
serung der Agrarstruktur befassen, be- 
zeichnet werden.“ 

2. § 4 erhält folgende Fassung: 

4 4 

(1) Wird ein landwirtschaftliches Grund- 
stück In Größe von zwei Hektar aufwärts 
durch Kaufvertrag veräußert, so hat das 
gemeinnützige Siedlungsunternehmen, in 
dessen Bezirk das Grundstück belegen ist, 
das Vorkaufsrecht, wenn die Veräußerung 
einer Genehmigung nach dem Grundstück- 
verkehrsgesetz bedarf. Dies gilt nicht, wenn 
die Genehmigungsbehörde nach § 7 des 
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Grundstückverkehrsgesetzes die Genehml- 
gung zu erteilen hat. 

(2) Das Vorkauf sredit des gemeinnüt- 
zigen Siedlungsunternehmens wird nidit 
dadurch ausgesdhlossen, daß in dem Ver- 
äußerungsvertrag ein geringeres als das 
vereinbarte Entgelt beurkundet ist. Dem 
gemeinnützigen Siedlungsunternehmen ge- 
genüber gilt das beurkundete Entgelt als 
vereinbart. 

(3) Die Landesregierung kann durch 
Rechtsverordnung für das Land oder für 
Teile des Landes die Mindestgröße der 
Grundstücke^ die dem Vorkaufsrecht un- 
terliegen, auf mehr als zwei Hektar oder 
für bestimmte Zelt auf weniger als zwei 
Hektar festsetzen. 

(4) Die Siedlungsbehörde kann bestim- 
men, daß statt des gemeinnützigen Sied- 
lungsunternehmens eine nach § 1 Abs. 1 
Satz 3 als Siedlungsunternehmen bezeich- 
nete Stelle das Vorkaufsrecht hat.“ 

3. § 6 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Das Vorkaufsrecht kann ausgeübt 
werden, sobald die Siedlungsbehörde dem 
Vorkaufsberechtigten den Veräußerungs- 
vertrag mitteilt. Die Erklärung des Vor- 
kaufsberechtigten über die Ausübung des 
Vorkaufsrechts ist über die Siedlungsbe- 
hörde der Genehmigungsbehörde, die den 
Vertrag nach § 11 des Grundstückver- 
kehrsgesetzes der Siedlungsbehörde mitge- 
teilt hat, zuzuleiten. Die Ausübung des 
Vorkaufsrechts erfolgt dadurch, daß die Ge- 
nehmigungsbehörde diese Erklärung dem 
Verpflichteten mitteilt. Die Mitteilung ist 
unwirksam, wenn sie nicht binnen der Frist 
des § 5 Abs. 2 des Grundstückverkehrs- 
gesetzes zur Post gegeben ist. Mit Aus- 
übung des Vorkaufsrechts gilt der Ver- 
äußerungsvertrag als wirksam geworden.“ 

4. § 7 erhält folgende Fassung: 

4 7 

Der Vorkaufsberechtigte ist befugt, in- 
nerhalb der Frist des § 5 Abs. 1 Satz 3 des 
Grundstückverkehrsgesetzes das Grund- 
stück zu besichtigen. Wird er von dem Ei- 
gentümer oder einem Dritten an der Aus- 
übung dieses Rechts gehindert und teilt 
er dies der Genehmigungsbehörde binnen 
der Frist mit, so kann das Vorkaufsrecht 
noch binnen einer Frist von zwei Monaten 
von dem Tage ab, an dem das Hindernis 
fortfällt, ausgeübt werden.“ 


5. a) § 8 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Auf das Vorkaufsrecht sind 
§ 505 Abs. 2 und die §§ 506 bis 509 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs sinn- 
gemäß anzuwenden.“ 

b) § 8 Abs. 3 wird aufgehoben. 

6. 1 9 erhält folgende Fassung: 

4 9 

(1) Erwirbt eine nach § 4 vorkaufsbe- 
rechtigte Stelle in Ausübung des Vorkaufs- 
rechts ein Grundstück, so erlöschen die 
eingetragenen Vorkaufsrechte und Vor- 
merkungen, die ein Recht auf Auflassung 
erhalten sollen (§ 883 des Bürgerlichen Ge- 
setzbuchs). 

(2) Verwendet der Vorkaufsberechtigte 
das Grundstück oder einen Teil davon in- 
nerhalb von zehn Jahren nach Erwerb des 
Eigentums nicht für Siedlungszwecke, so 
darf er es anderweitig erst veräußern, wenn 
er das Grundstück den Personen vergeb- 
lich zum Kauf angeboren hat, deren Rechte 
gemäß Absatz 1 erloschen sind.“ 

7. §§ 10 und 11 werden aufgehoben. 

(2) Das Gesetz zur Ergänzung des Reichs- 
siedlungsgesetzes vom 4. Januar 1935 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 1) wird wie folgt geändert: 

1. § 6 Abs. 2 und 3 werden aufgehoben. 

2. § 6 erhält folgenden neuen Absatz 2: 

„(2) Eine Verwendung für Siedlungs- 
zwecke im Sinne des Reichssiedlungsgeset- 
zes liegt auch dann vor, wenn ein Sied- 
lungsunternehmen Grundstücke zur Ver- 
besserung der Agrarstruktur verwendet 
oder einen von ihm erworbenen landwirt- 
schaftlichen Betrieb im ganzen einem Sied- 
lungsbewerber überträgt.“ 

3. In § 7 Abs. 2 wird Satz 3 durch folgende 
neue Sätze 3 und 4 ersetzt: 

„Kommt eine Einigung über die Höhe des 
Ersatzanspruchs oder der Entschädigung 
nicht zustande, so entscheidet darüber di€ 
Siedlungsbehörde. Gegen die Entscheidung 
der Siedlungsbehörde können die Beteilig- 
ten binnen zwei Wochen nach Zustellung 
den Antrag auf Entscheidung durch das 
nach dem Gesetz über das gerichtliche Ver- 
fahren in Landwirtschaftssachen zuständige 
Gericht stellen.“ 

(3) Die Verordnung über das Vorkaufs- 
redit nach dem Reichssiedlungsgesetz vom 
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15. April 1937 (Reichsgesetzbl. I S. 546) und 
die auf Grund dieser Verordnung ergangenen 
Bestimmungen werden aufgehoben. 


ACHTER ABSCHNITT 

Zusatz-, Übergangs- und Sdilußbestim- 
mungen 

§ 34 

(1) Ordnunigs widrig handek, wer 

a) auf Grund einer genehmigungsbedürfti- 
gen Veräußern njg den Besitz eines Grund- 
stücks erwirbt oder behalt oder einem 
anderen überläßt oder beläßt, obwohl die 
Genehmigung für diese Veräußerung 
'nicht beantragt oder 'die beantragte Ge- 
nehmigung irechtskräftig versagt worden 
ist; 

b) eine Auflage nlicht erfüllt, die bei der Ge- 
nehmigung eines ReditSigesdiäfts oder Er- 
teilung einer Bieterlaubnis nach den bis- 
herigen Vorschriften über den Verkehr 
mit land- oder forstwirtschaftlichen 
Grundstücken oder nach diesem Gesetz 
gemacht ist. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit 
einer Geldbuße bis zu zehntausend Deutsche 
Mark geahndet werden. 

§ 35 

(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes sind 
auch anzuwenden auf Rechtsgeschäfte, die 
vor seinem Inkrafttreten abgeschlossen wor- 
-den sind. Dies gilt nicht, wenn über einen 
Antrag auf Genehmigung einer Veräuße- 
rung oder Belastung bereits entschieden wor- 
den ist und die Entscheidung rechtskräftig 
geworden ist oder rechtskräftig wird, weil 
ein zulässiger Rechtsbehelf nicht eingelegt 
worden ist oder wird. Das Vorkaufsrecht nach 
§ 4 des Reichssiedlungsgesetzes rich'tet sich in 
den Fällen des Satzes 2 und denjenigen, in 
denen gegen eine vor Inkrafttreten des Geset- 
zes getroffene Entscheidung ein Rechtsbehelf 
eingelegt worden ist, mach den bisherigen 
Bestimmungen. 

(2) Bei Anträgen auf Genehmigung einer 
Veräußerung oder der B^tellung eines Nieß- 
brauchs für eine juristische Person, über die 
vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes noch 
nicht entschieden ist, beginnt die Frist des 
§ 5 Abs. 1 mit dem Inkrafttreten dieses Ge- 


setzes. Ist der Antrag bei einem Gericht ge- 
isteUt und ist dieses nicht mehr zuständiig, so 
hat das Gericht den Antrag an die Geneh- 
migungsbehörde zur Entscheidung abzugeben 
uncl den Antragsteller von der Abgabe zu 
benachrichtigen. Die Frist des § 5 Abs. 1 be- 
ginnt mit dem Eingang des Antrags bei der 
Gen e hmigungsbe hörde . 

(3) Anhängige Verfahren, welche 'die Ge- 
nehmigung eines nach den Vorachriften die- 
ses Gesetzes nicht mehr genehmigungsbedürf- 
tiigen Rechtsgeschäfts zum Gegenstand haben, 
sind einzustellen. Gerichts kosten bleiben in 
diesem Falle außer Ansatz; außeTgeri ehe liehe 
Kosten werden nicht erstattet. 

(4) Ist vor dem Inkrafttreten dieses Geset- 
zes eine Genehmigung zur Abgabe eines Ge- 
bots bei der Zwangsversteigerung versagt 
oder unter Auflagen oder Bedingungen er- 
teilt worden, so 'ist ein nach dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes abgegebenles Gebot aus 
diesem Grunde nicht unwirksam. 

(5) Bei einer Auflage, die vor dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes bei der Genehmigung 
einer Veräußerung oder einer Belastung an- 
geordnet worden ist, ist § 34 entsprechend 
anwendbar. 

§ 36 

(1) Ist eine landwirtschaftliche oder forst- 
wirtschaftliche Besitzung vor dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes auf eine Erbengemein- 
schaft übergegangen, so gelten die Bestim- 
mungen der §§17 bis 20 nur, wenn die Be- 
sitzung in den Ländern Hamburg, Nieder- 
sachsen, Nordrhein-Westfalen oder Schles- 
wig-Holstein belegen Ist. Die Bestimmungen 
der §§ 17 bis 20 gelten auch für die Ent- 
scheidung über einen Antrag auf Übertra- 
gung einer landwirtschaftlichen oder forst- 
wirtschaftlichen Besitzung, der vor dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes nach den bisher 
geltenden Bestimmungen gestellt und über 
den noch nicht rechtskräftig entschieden ist. 

(2) § 21 ist nicht anzuwenden, wenn der 
Erwerber die Besitzung vor dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes erworben hat. 

§ 37 

Eine auf Grund der bisher geltenden Vor- 
schriften zur Sicherung der Landbewirtschaf- 
tung angeordnete Verpachtung oder Verwal- 
tung durch einen Treuhänder bleibt rechts- 
wirksam. Andere Maßnahmen zur Sicherung 
der Landbewirtschaftung gelten als aufge- 
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hoben. Für die Abwicklung einer Treuhand- 
verwaltung sind die bisher geltenden Vor- 
schriften maßgebend. Für Verfahren, die auf 
Grund der nadi § 41 aufgehobenen Vorschrif- 
ten zur Sicherung der Landbewirtschaftung 
mit dem Ziel der Zwangsverpaditung oder 
der Aufhebung eines Paditvertrages wegen 
schlechter Bewirtschaftung eingeleitet worden 
sind, sowie für eine Anordnung zur Abwich- 
lung eines aufgehobenen Pachtvertrages sind 
die Vorschriften dieses Gesetzes maßgebend. 

§ 38 

Die Vorschriften über die Preisbildung gel- 
ten nicht für Grundstüche im Sinne dieses 
Gesetzes. 

§ 39 

Sind gerichtliche Verfahren auf Grund der 
Vorschriften über Angelegenheiten, die mit 
der Aufhebung der früheren Vorschriften über 
Erbhöfe Zusammenhängen, vor dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes anhängig geworden, so 
sind bis zum Ende des laufenden Rechtszuges 
die bisher geltenden Kostenvorschriften anzu- 
wenden. 

§ 40 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 

4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gelten 
im Land Berlin nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes. 

§ 41 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme der 

§§ 13 bis 16 am (etwa 

drei Monate nach seiner Verkündung) in 
Kraft. Die Bundesregierung bestimmt durch 
Rechtsverordnung, wann die Vorschriften der 
§§ 13 bis 16 im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes oder in Teilen des Geltungsbereiches 
dieses Gesetzes in Kraft treten und erläßt die 
hierzu erforderliche Übergangsvorschriften. 

(2) Entgegenstehende Vorschriften treten 
außer Kraft; besonders werden folgende Vor- 
schriften, soweit sie noch In Geltung sind, auf- 
gehoben: 

1. Artikel III bis VI der Verordnung Nr. 84 
der britischen Militärregierung (Amts- 
blatt der Militärregierung Deutschland, 
Britisches Kontrollgebiet, S. 500) sowie 


die als Anlage C beigefügte Landbewirt- 
schaftungsordnung; 

2. die vom Zentral-Justizamt für die bri- 
tische Zone erlassene Verfahrensordnung 
für Landwirtschaftssachen vom 2. Dezem- 
ber 1947 (Verordnungsblatt für die bri- 
tische Zone S. 157) mit Ausnahme der 
§§ 34 bis 38, § 44 Abs. 3, § 45 Abs. 4 
bis 6, § 56 Abs. 4 Satz 3, §§ 58, 59, 61 
und 63; 

3. in § 8 des preußischen Gesetzes über ge- 
meinschaftliche Holzungen vom 14. März 
1881 (Gesetz-Sammlung für die König- 
lichen preußischen Staaten S. 261) die 
Worte „und Veräußerung“; 

4. in § 3 Nr. 3 der Preußischen Kabinetts- 
order vom 24. Dezember 1816 (Gesetz- 
sammlung für die Königlichen preußi- 
schen Staaten 1817 S. 57) die Worte „und 
Veräußerung“; 

5. das preußische Gesetz betreffend die Zu- 
lassung einer Verschuldungsgrenze für 
land- und forstwirtschaftlich genutzte 
Grundstüdce vom 20. August 1906 (Ge- 
setz-Sammlung für die Königlichen preu- 
ßischen Staaten S. 389); 

6. § 35 des preußischen Ausführungsgesetzes 
zum Reichssiedlungsgesetz vom 15. De- 
zember 1919 (Preußische Gesetzsammlung 
1920 S. 31); 

7. § 32 des preußischen Landesrentenbank- 
gesetzes in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 1. August 1931 (Preußische 
Gesetzsammlung S. 154); 

8. Gesetz über die Sicherung der Reichs- 
grenze und über Vergeltungsmaßnahmen 
vom 9. März 1937 (Reichsgesetzbl. I 

S. 281) sowie die Erste Durchführungs- 
verordnung hierzu in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 8. Oktober 1941 
(Reichsgesetzbl. I S. 623) urtd der Verord- 
nung vom 19. September 1943 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 543); 

9. bayerische Verordnung Nr. 127 zur Durch- 
führung des Kontrollratsgesetzes Nr. 45 
vom 22. Mai 1947 (Bayerisches Gesetz- 
und Verordnungsblatt S. 180) mit Aus- 
nahme der §§ 1 bis 4; 

10. bayerische Bekanntmachung über geneh- 
migungsfreie Rechtsgeschäfte im Grund- 
stücksverkehr vom 10. September 1949 
(Bayerischer Staatsanzeiger Nr. 34 S. 4) 
In der Fassung der Bekanntmachung vom 
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28. Juli 1951 (Bayerischer Staatsanzeiger 
Nr. 32 S. 5); 

11. bayerische Verordnung über die Gebühren 
und Auslagen für das Verfahren vor den 
Bauerngerichten vom 23. August 1948 
(Bayerisches Gesetz- und Verordnungs- 
blatt S. 195); 

12. Artikel 20 des bay erisdien Forstgesetzes 
vom 28. März 1852 in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 4. Juli 1896 (Baye- 
risches Gesetz- und Verordnungsblatt 
S. 325) und des Artikels 7 Abs. 5 des Ver- 
einfachungsgesetzes vom 23. Juli 1931 
(Bayerisdies Gesetz- und Verordnungs- 
blatt S. 189); 

13. Artikel VII Abs. 2 des Gesetzes Nr. 48 
des Landes Bayern zur Beschaffung von 
Siedlungsland und zur Bodenreform vom 
18. September 1946 (Bayerisches Gesetz- 
und Verordnungsblatt S. 326); 

14. hessische Verordnung zur Durchführung 
des Kontrollratsgesetzes Nr. 45 vom 
11. Juli 1947 (Gesetz- und Verordnungs- 
blatt für das Land Hessen S. 44) in der 
Fassung der Zweiten Verordnung zur 
Durchführung des Kontrollratsgesetzes 
Nr. 45 vom 31. März 1949 (Gesetz- und 
Verordnungsblatt für das Land Hessen 
S. 35) mit Ausnahme der §§ 1 bis 5 und 
39 sowie die Erste Ausführungsverord- 
nung vom 28. August 1947 (Gesetz- und 
Verordnungsblatt für das Land Hessen 
S. 93); 

15. hessische Verordnung über die Kosten im 
Verfahren vor den Landwirtschaftsbehör- 
den und den Bauerngerichten auf Grund 
der Verordnung zur Durchführung des 
Kontrollratsgesetzes Nr. 45 vom 11. Juli 
1947 vom 31. Oktober 1948 (Gesetz- und 
Verordnungsblatt für das Land Hessen 
S. 153); 

16. hessische Zweite Verordnung über die Ge- 
nehmigungsfreiheit im Verkehr mit land- 
und forstwirtschaftlichen Grundstücken 
vom 1. November 1949 (Gesetz- und Ver- 
ordnungsblatt für das Land Hessen 
S. 165); 

1 7. hessische Landbewirtschaftungsordnung 
vom 11. Juli 1947 (Gesetz- und Verordn 
nungsblatt für das Land Hessen S. 52); 

18. Artikel 94 bis 96 des hessischen Ausfüh- 
rungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetz- 
buch vom 17. Juli 1899 (Großherzoglich 
Hessisches Regierungsblatt S. 133); 


19. Artikel 42, 50 und 51 des hessischen Land- 
gesetzes vom 1. September 1919 (Hes- 
sisches Regierungsblatt S. 321) nebst §§ 51, 
52 der Vollzugsordnung zum hessischen 
Landgesetz vom 1. September 1919 (Hes- 
sisches Regierungsblatt S. 344); 

20. § 12 des hessischen Forstgesetzes vom 
10. November 1954 (Gesetz- und Verord- 
nungsblatt für das Land Hessen S. 211), 
soweit es sich um die Veräußerung eines 
Waldgrundstüchs handelt; 

21. Artikel VII Abs. 2 des Gesetzes vom 
15. Oktober 1946 für das Land Hessen 
zur Beschaffung von Siedlungsland und 
zur Bodenreform (Gesetz- und Verord- 
nungsblatt für das Land Hessen S. 218); 

22. Verordnung Nr. 166 der Regierung des 
Landes Württemberg-Baden zur Ausfüh- 
rung des Kontrollratsgesetzes Nr. 45 in 
der Fassung der Bekanntmachung Nr. 274 
vom 13. Januar 1950 (Regierungsblatt der 
Regierung Württemberg-Baden S. 3) mit 
Ausnahme der §§ 1 bis 7 ; 

23. Verordnung Nr. 619 des Landwirtschafts- 
ministeriums des Landes Württemberg- 
Baden über die Festsetzung einer Mindest- 
größe für die Genehmigungspflicht im 
landwirtschaftlichen Grundstücksverkehr 
vom 2. Juli 1949 (Regierungsblatt der 
Regierung Württemberg-Baden S. 170); 

24. §§ 5 bis 19 der Verordnung Nr. 235 be- 
treffend die Durchführung der Verord- 
nung Nr. 166 der Regierung des Landes 
Württemberg-Baden zur Ausführung des 
Kontrollratsgesetzes Nr. 45 vom 21. Au- 
gust 1947 (Regierungsblatt der Regierung 
Württemberg-Baden S. 108); 

25. Bekanntmachung Nr. 181 des Landes 
Württemberg-Baden über eine Landbe- 
wirtschaftungsordnung vom 1. Oktober 
1947 (Regierungsblatt der Regierung 
Württemberg-Baden S. 105); 

26. badische Durchführungsverordnung zum 
Kontrollratsgesetz Nr. 45 vom 11. Dezem- 
ber 1948 (Badisches Gesetz- und Verord- 
nungsblatt S. 217) mit Ausnahme der 
§§ 58 bis 63, sowie die badische Landes- 
verordnung zur Ergänzung dieser Landes- 
verordnung vom 16. September 1949 
(Badisches Gesetz- und Verordnungsblatt 
S. 447) und das badische Landesgesetz zur 
Änderung dieser Landesverordnung vom 
13. Dezember 1951 (Badisches Gesetz- und 
Verordnungsblatt 1952 S. 29); 
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27. Erstes Ausführungsgesetz des Landes Würt- 
temberg-Hohenzollern zum Kontrollrats- 
gesetz Nr. 45 vom 2. Mai 1949 (Regie- 
rungsblatt für das Land Württemberg- 
Hohenzollern S. 143) in der Fassung von 
§ 12 des Zweiten Ausführungsgesetzes 
vom 13. Juni 1950 (Regierungsblatt für 
das Land Württemberg-Hohenzollern 
S. 249); 

28. Bekanntmachung der Staatskanzlei des 
Landes Württemberg-Hohenzollern über 
die Zuständigkeit für Entscheidungen nach 
dem Kontrollratsgesetz Nr. 45 vom 
10. Mai 1949 (Regierungsblatt für das 
Lanid Württemberg-Hohenzollern S. 152); 

29. § 3 des badischen Gesetzes die geschlos- 
senen Hofgüter betreffend vom 20. August 
1898 (Badisches Gesetz- und Verordnungs- 
blatt S. 405), soweit die Lostrennung ein- 
zelner Teile des Hofgutes und die Zer- 
legung des Hofgutes der Genehmigung der 
Verwaltungsbehörde bedarf; 

30. §§ 26 und 27 des badischen Gesetzes zur 
Ausführung des § 66 der Verfassung über 
Aufhebung der Familien- und Staram- 
güter, des Fideikommisses des vormaligen 
Großherzoglichen Hauses und des Haus- 
vermÖgens der standesherrlichen Familien 
(Stammgüteraufhebungsgesetz) vom 1 8 . 
Juli 1923 (Badisches Gesetz- und Verord- 
nungsblatt S. 233); 

31. Artikel 21 bis 23 b des badischen Aus- 
führungsgesetzes zum Bürgerlichen Ge- 
setzbuch in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 13. Oktober 1925 (Badi- 
sches Gesetz- und Verordnungsblatt 
S. 281), des Artikels II des badischen Ge- 
setzes vom 15. Dezember 1927 (Badisches 
Gesetz- und Verordnungsblatt 1928 S. 1), 
des § 57 des badischen Gesetzes über die 
Feldbereinigung vom 27. März 1931 
(Badisches Gesetz- und Verordnungsblatt 
S. 77 und 185) und im Regierungsbezirk 
Südbaden des § 44 des badischen Agrar- 
reformgesetzes vom 27. Februar 1948 
(Badisches Gesetz- und Verordnungsblatt 
S. 165); 

32. Artikel 39 und 43 des württembergischen 
Gesetzes über die Auflösung der Fidei- 
kommisse vom 14. Februar 1930 (Regie- 
rungsblatt für Württemberg S. 21); 

33. §§ 31, 32 bis 40 der Vollzugs Verordnung 
des württembergischen Justizministers 
vom 27. Februar 1930 (Regierungsblatt 
für Württemberg S. 34); 


34. Artikel 149 bis 151 des württember- 
gischen Ausführungsgesetzes zum Bürger- 
lichen Gesetzbuch vom 29. Dezember 
1931 (Regierungsblatt für Württemberg 
S. 545); 

35. § 12 Abs. 4 und 5 sowie § 19 des Boden- 
reformgesetzes des Landes Württemberg- 
HohenzoUern vom 6. August 1948 (Re- 
gierungsblatt für das Land Württemberg- 
Hohenzollern S. 151); 

36. §§ 10, 16, 17, 21 und 22 der Ersten Ver- 
ordnung des Staatsministeriums des Lan- 
des Württemberg-Hohenzollern zur 
Durchführung des Bodenreformgesetzes 
vom 12. Juli 1949 (Regierungsblatt für 
das Land Württemberg-Hohenzollern 
S. 373); 

37. § 9 Abs. 4 des badischen Agrarreform- 
gesetzes vom 27. Februar 1948 (Badisches 
Gesetz- und Verordnungsblatt S. 165); 

38. Artikel 4 Abs. 5 Satz 2 und Artikel 7 
Abs. 2 des Gesetzes Nr. 65 des Landes 
Württemberg-Baden zur Beschaffung von 
Siedlungsland und zur Bodenreform vom 
30. Oktober 1946 (Regieningsblatt der 
Regierung Württemberg-Baden S. 263); 

39. § 18 der Verordnung Nr. 601 Erste Ver- 
ordnung des Landwirtschafts- und des 
Justizministeriums des Landes Württem- 
berg-Baden zur Ausführung und Ergän- 
zung des Gesetzes zur Beschaffung von 
Siedlungsland und zur Bodenreform vom 
1. April 1947 (Regierungsblatt der Re- 
gierung Württemberg-Baden S. 43); 

40. § 2 Satz 1 der Verordnung Nr. 609 
Dritte Verordnung des Landwirtschafts- 
und Justizministeriums des Landes Würt- 
temberg-Baden zur Ausführung und Er- 
gänzung des Gesetzes zur Beschaffung von 
Siedlungsland und zur Bodenreform vom 
15. September 1948 (Regierungsblatt der 
Regierung Württemberg-Baden S. 150); 

41. bremische Verordnung zur Durchführung 
des Kontrollratsgesetzes Nr. 45 vom 
19, Juli 1948 (Gesetzblatt der Freien 
Hansestadt Bremen S. 119) mit Ausnahnie 
der §§ 1 bis 5 und 38; 

42. bremische Landbewirtschaftimgs Ordnung 
vom 19. Juli 1948 (Gesetzblatt der Freien 
Hansestadt Bremen S. 122); 

43. bremische Anordnung über Ausnahmen 
von der Genehmigungspflicht vom 
28. September 1949 (Gesetzblatt der 
Freien Hansestadt Bremen S. 212); 
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44. Grundstücksverkehrs-* und bewirtschaf- 
tungsverordnung des Landes Rheinland- 
Pfalz vom 11. Dez<ember 1948 (Gesetz- 
und Verordnungsblatt der Landesregie- 
rung Rheinland-Pfalz S. 447) mit Aus- 
nahme -der §§ 59 bis 63; 

45. § 22 des lippischen Ausführungsgesetzes 
zum Bürgerlichen Gesetzbuch vom 
17. November 1899 (Lippische Gesetz- 
Sammlung S. 489); 

46. Verordnung des Senats von Berlin zur 
Ausführung des Gesetzes Nr. 45 des Al- 
liierten Kontrollrats vom 24. Mai 1949 
(Verordnungsblatt für Groß-Berlin I 
S. 159); 

47. Durchführungsanordnung zur Verord- 
nung zur Ausführung des Gesetzes Nr. 45 
des Alliierten Kontrollrats vom 24. Mai 
1949 (Verordnungsblatt für Groß-Ber- 
lin I S. 160) in der Fassung der Zweiten 


Durchführungsanordnung vom 28. De- 
zember 1950 (Verordnungsblatt für Ber- 
lin 1951 I S. 49); 

48. Verordnung zur Änderung der Verord- 
nung zur Ausführung des Gesetzes Nr. 45 
des Alliierten Kontrollrats vom 16. April 
1951 (Gesetz- und Verordnungsblatt für 
Berlin I S. 329); 

49. preußisches Gesetz zur Sicherung der Be- 
wirtschaftung von Fischgewässern vom 
18. Julli 1919 (Preußische Gesetzsamm- 
lung S. 140). 

(3) Das Gesetz Nr. 45 des Kontrollrats mit 
Ausnahme der Übergangsvorsdirift in Ar- 
tikel XII Abs. 2 verliert, soweit es noch 
wirksam ist, im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes seine Wirksamkeit. Die Fortgeltung 
von Vorschriften, die durch Artikel II des 
Gesetzes Nr. 45 wieder in Kraft gesetzt sind, 
bleibt unberührt. 
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Begründung 


1. ALLGEMEINES 

A. 

Bereits in der 1. Wahlperiode des DeTitsdien 
Bundestages ist damit 'begonnen worden, das 
Agrarrecht den veränderten politisdien und 
wirtschaftlichen Verhältnissen anzupassen 
und die Rechtseinheit auf diesem Gebiet 
unter gleichzeitiger Ablösung des Besatzungs- 
rechts wiederherzustellen. So sind, um nur 
die wichtigsten Gesetze zu nennen, das Ge- 
setz zur Abwicklung der landwirtschaftlichen 
Entschuldunjg, das Landpadiitgesetz, <die Vor- 
schriften über die Flüchtlingssiedlung im 
Bundesvertriebenengesetz, das Gesetz zur 
Förderung der landwirtschaftlichen Siedlung, 
das Flurbereinigungsgesetz und das Gesetz 
über das gerichtliche Verfahren in Landwirt- 
schaftssachen verabschiedet worden. Noch of- 
fengeblieben sind dagegen im wesentlichen 
die Gebiete, die im KontroUratsgesetz Nr. 45 
und in den von den ehemaligen Zonen und 
Ländern hierzu erlassenen unterschiedlichen 
Ausführungsbestimmungen sachlicher Art ge^ 
regelt worden sind. Es handelt sich hierbei 
hauptsächlich um die Aufhebung und Ab- 
wicklung des Reichserbhofrechts, das Grund- 
stücksverkehrsrecht, Maßnahmen zur Siche- 
rung der Landwirtschaft und für die Länder 
in der ehemaligen britischen Zone um das 
Höferecht. 

Bei der Aufhebung und Abwicklung des 
Reichserbhofrechts kann es sein Bewenden 
haben. Im übrigen erweist es sich als not- 
wendig, das KRG Nr. 45 abzulösen, es im 
Bundesrecht fortzulbilden und im Interesse 
der Rechts- und Wirtschaftseinheit möglichst 
zu vereinheitlichen. Ein wesentliches Ziel der 
Neuregelung muß es sein, gesetzliche Grund- 
lagen zu schaffen, die zur Verbesserung der 
Agrarstrüktur führen, und die die Maß nah- 
men unterstützen und sichern können, die 
in den bisher erlassenen Gesetzen eingeleitet 
sind. Außerdem müssen die materiellen und 
verfahrensmäßigen Vereinfachungen getrof- 
fen werden, die ohne Schaden für die Sache 
möglich sind. 

Im besonderen geht es darum, lebensfähige 
landwirtschaftliche Betriebe geschlossen zu er- 
halten, die durch die Flurbereinigimg ver- 
besserte Besitzordnung zu sichern -und aus- 
baufähige landwirtschaftliche Klein- und 
Grenzbetrlebe zu einer Ackernahrung aufzu- 


stocken. In diesem Sinne hat sich auch der 
Deutsche Bundestag in seinem Beschluß vom 
12. März 1954 betr. Reorganisation des 
Agrarredits und der Agrarwirtschaft (Druck- 
sache 251) ausgesprochen. Auf Grunld dieses 
Beschlusses hat die Bundesregierung ein Pro- 
gramm vorgelegt, das unter anderem Maß- 
nahmen mit den angegebenen Zielen vor- 
sieht. Schließlich hat die Neuregelung auch 
die Bemühungen um 'die Ansiedlung der ver- 
triebenen und geflüchteten Landwirte zu 
fördern. 

Das für die Länder in der ehemaligen briti- 
schen Zone noch geltende Höferecht wird in 
einem besonderen Gesetz behandelt werden. 

B. 

Der vorgelegte Entwurf gliedert sich In fol- 
gende Abchnitte: 

I. Sachlicher Geltungsbereich 

II. Rechtsgeschäftliche Veräußerung 

III. Gelbote bei der Zwangsversteigerung 

IV. Gerichtliche Zuweisung einer Besitzung 

V. Landbewirtschaftung 

VI. Verfahren 

VII. Siedlungsrechtliche Vorschriften 

VIII. Zusatz-, Übergangs- und Schlußbestim- 
mungen. 

Die Zuständigkeit des Bundes für das Gesetz 
ergibt sich aus Artikel 74 Nr. 1, 17 und. 18 
GG, wonach das bürgerliche Recht, die För- 
derung der fand- und forstwirtschaftdichen 
Erzeugung, der Grundstücksverkehr und das 
Bodenrecht zur konkurrierenden Gesetz- 
gebung des Bundes gehören. Für die bundes- 
gesetzliche Regelung besteht ein Bedürfnis im 
Sinne des Artikels 72 Abs. 2 Nr. 2 GG. 
Weite Teile der Materie sind zudem bereits 
heute Bunidesrecht und deshalb der Gesetz- 
gebung der Länder entzogen. Mit dem In- 
krafttreten des neuen Gesetzes soll das KRG 
Nr. 45, soweit es no-ch gilt, im Geltungsbe- 
reich dieses Gesetzes bis auf Artikel XII 
Abs. 2 seine Wirksamkeit verlieren. 

C. 

Ein Kernstück des Entwurfs bildet das 
Grundstückverkehrsrecht. Die Veräußerung 
eines land- und forstwirtschaftlichen Grund- 
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Stücks bedarf seit 1918 einer behöridlichen 
Genehmigung (Bekanntmachung des Bundes- 
rates vom 15. März 1918 — RGBl. S. 123 — 
n-eugefaßt durch Bekanntmachung vom 
26. Januar 1937 — RGBl. I. S. 35 — ). Die 
Genehmlgungspflicht Ist seinerzeit eingeführt 
worden, um die Spekulation mit land- und 
forstwirtschaftlichem Grund und Boden zu 
unterbinden und die Ernährung zu sichern. 
Eine Normalisierung ist in der Zeit bis zum 
zweiten Weltkrieg nicht eingetreten, so daß 
die Verfügungsbeschränkungen nicht nur bei- 
behalten, sondern vor und während des letz- 
ten Krieges sogar noch verschärft werden 
mußten. Auch das am 24. April 1947 in 
Kraft getretene KontroUratsg^etz Nr. 45 
hat an der Genehmigungspflicht für die Ver- 
äußerung land- tuid forstwirtschaftlicher 
Grundstücke festeehalten. 

Es fragt sich, ob heute die Überwachung 
des Grundstücksverkehrs noch erforderlich 
ist. Der Bundestag selbst ist in seinem Be- 
schluß vom 12. Juni 1951 (Drucksache 
Nr. 1991 der 1. Wahlpericde) davon aus- 
gegangen, daß nicht auf alle Beschränkungen 
verzichtet werden kann. Auch bei der Re- 
gelung des Pachtwesens durch das Landpacht- 
gesetz hat der Geseiz:geber die Notwendig- 
keit einer gewissen Kontrolle der Verträge 
und damit eine Beschränkung der persön- 
lichen Verfügungsfreiheit bejaht. Dabei war 
vor allem die Überlegung maßgebend, daß 
bei der Knappheit des Bodens in Deutsch- 
land ein völlig freier Pachtmarkt zu uner- 
freulichen Auswüchsen führen müßte. Wenn 
dieser Grund a!ber schon für die Nutzungs- 
überlassung gilt, so fällt er verstärkt ins Ge- 
wicht, wenn es um die Übertragung des 
Eigentums an landwirtschaftlichen Grimd- 
stücken geht. Hier zwingt die Unterbringung 
der Heimatvertriebenen, der existenzlos ge- 
wordenen Pächter, nachgeborenen Bauern- 
söhne und Landarbeiter nach wie vor dazu, 
das Streben landwirtschaftsfremder Kreise 
nach Sachwerten und nach einer neuen Ver- 
bilndtmg mit dem Lande vor aUem in land- 
schaftlidi schönen oder aus anderen Grün- 
den bevorzugten Gegenden zu kontrollieren 
sowie Angebot und Nachfrage in den rich- 
tigen Bahnen zu halten. Auch kann das Ziel, 
aus staatspolitischen Gründen die bäuerlichen 
Betriebe in weitestmöglichem Umfang in der 
Hand selbständiger und als Eigentümer dar- 
auf wirtschaftender Familien zu erhalten, die 
Entstehung von Zwergparzellen und die 
Wiederzersplitterung »der mit erheblichen 


öffentlichen Mitteln zusammengelegten und 
neugeordneten Flur zu verhindern, nur mit 
Hilfe einer Überwachung des gesamten länd- 
lichen Grundstücksverkehrs erreicht werden. 
Zuletzt noch ist bei der Erörterung des Land- 
wirtschaftsgesetzes in den gesetzgebenden 
Körperschaften hervorgehoben worden, daß 
die Verbesserung der Agrarstruktur vor- 
dringlich zu fördern sei. Ohne eine ordnende 
Hand ist eine solche Förderung nicht mög- 
lich, wenn auch nach wie vor die Einsicht und 
der entsprechensde Wille der Beteiligten aus- 
schlaggebend dafür sind, ob das angestrebte 
Ziel erreicht wird. 

D. 

Der Entwurf übernimmt das in der Praxis 
eingespielte Genehmigungsverfahren und be- 
schränkt sich insoweit darauf, den Rechts- 
zustanid zu vereinfachen und zu vereinheit- 
lichien. Der Genehmigungszwang ist dadurch 
gelockert, daß einige Gruppen von rechts- 
geschäftlichen Veräußerungen für nicht ge- 
nehmigungsbedürftig erklärt werden, andere 
ohne weitere Nachprüfung zu genehmigen 
sind, wenn die gesetzlichen Voraussetzungen 
vorliegen. Wesentlich ist auch, daß nicht nur 
formell die Vorschriften über den Preisstopp 
für land- und forstwirtschaftliche Grund- 
stücke aufgehoben werden, sondern daß die 
Preisentwicklung nur noch insoweit über- 
wacht wird, als die veräußerten Grundstücke 
nach wie vor land- cder forstwirtschaftlichen 
Zwecken dienen. Da die Verhältnisse auf dem 
Grundstücksmarkt nicht in allen Ländern 
gleichliegen, werden die Länder ermächtigt, 
von sich aus die Grundstücksgrößen festzu- 
legen, bei denen die Überwachung beginnen 
soll. 

Belastungen mit Ausnahme der Nießbrauchs- 
besteillung für juristische Personen sollen ge- 
nehmigungsfrei sein. Bei Veräußerung im 
Wege der Zwangsvollstreckung ist 'zwar noch 
eine Bieterlaubnis vorgesehen, jedoch sollen 
die hierauf sich beziehenden Bestimmungen 
erst durch eine Verordnung der Bundesregie- 
rung in Kraft gesetzt werden, wenn die Ein- 
führung sich Infolge von Mißbräuchen als 
notwendig erwiesen hat. 

E. 

Die im Rahmen der Überwachung des 
Grundstücksverkehrs möglichen Maßnahmen 
beschränken sich fast ausschließlich darauf. 
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unerwünschte Veräußerungen 2 u unterbin- 
iden oder sie durch Bedingungen oder Auf- 
lagen so zu beeinflussen, daß sie als tragbar 
gebilligt werden können. Hingegen reichen 
diese Möglichkeiten nicht aus, positiv zur 
Verbesserung des Agrargefüges beizutragen. 
Andererseits kann aber aus den oben ange- 
führten Gründen nicht darauf verzichtet 
werden, mehr als bisher lenkend und ord- 
nend in iden Grundstücksmarkt einzugreifen, 
um nicht die z. T. mit erheblichem Aufwand 
an öffentlichen Mitteln eingeleiteten und 
durchgeführten Maßnahmen zur Verbesse- 
rung der Agrarstruktur nachträglich um ihre 
Wirkung zu bringen. Es müssen daher die 
gesetzlidien Grundlagen geschaffen werden, 
die es ermöglichen, zur Veräußerung gelan- 
genden Grund und Boden fdorthin zu brin- 
gen, wo er dem angestrebten Ziel, 'das Agrar- 
gefüge zu verbessern, .am besten dient. Die 
ursprüngliche Absicht, das Vorkaufsrecht als 
ein Miittel zur Lenkung des Grundstücksver- 
kehrs im Rahmen des Genehmigungsverfiah- 
rens einzusetzen, ist fallengelassen worden, 
weil — abgesehen von anderen Gründen — 
die mit der Überwachung des Grundstücks- 
verkehrs betrauten Behörden überfordert 
würden, wenn sie eine lenkende Bodenpolitik 
betreiben müßten. Als gangbarer Weg bot 
sich hierzu aber eine entsprechende Ergän- 
zung und Erweiterung der Vorschriften des 
Reichssiedlungsgesetzes, insbesondere des 
sie dlungs rechtlichen Vorkaufsrechts, an. Den 
voirgesehenen Änderungen des RSG liegen 
folgende Erwägungen zugrunde; 

1. Das Vorkaufsrecht muß seinen sachlichen 
Voraussetzungen nach ausgeweitet wer- 
den, imd zwar in ider Weise, daß es nicht 
nur zu den bisher in § 1 RSG bestimmten 
Zwecken ausgeübt werden kann, sondern 
auch allgemein zur Verbesserung der 
Agrarstruktur. 

2. Der Kreis der Vorkauf sberechti,gten muß 
dahin erweitert werden, daß neben den 
gemeinnützigen Siedlungsunternehm en auch 
juristische Personen, die sich satzungsge- 
mäß mit Aufgaben der Agrarstruktur be- 
fassen, und die Teilnehmergemeinschaft 
einer Flurberemigung für die in lihrem Ge- 
biet liegenden Grundstücke zugelassen wer- 
den können. 

3. Die für die Ausübung des Vorkaufsrechts 
maßgebende Grundstück-sgröße muß den 
besonderen Verhältnissen in den einzelnen 
Ländern oder in Teilen leines Landes ange- 
paßt werden können. 


Ein wesentlicher Nachteil der bisherigen Ver- 
fahrenspraxis lag für die Betroffenen darin, 
daß -die Entscheidung über die Ausübung des 
Vorkaufsrecht erst nach iabgeschlossenem Ge- 
nehmigungsverfahren getroffen werden 
konnte. Es soll der Vereinfachung dienen, 
wenn nunmehr im formellen Ablauf das Ge- 
nehmigungsverfahren und die Entscheidung 
über 'die Ausübung des Vorkaufsrechts zu- 
sammengezogen werden. In Zukunft wird 
bis zum Ende des Genehmigungsverfahrens 
klargestellt sein, ob eine vorkaufsberechtigte 
Stelle von ihrem Vorkaufsrecht Gebrauch 
macht, so daß die Vertragsparteien nach Ab- 
lauf verhältnismäßig kurzer Frist Gewißheit 
über (das Schicksal des Vertrages erlangen. Es 
wird demnach in Zukunft drei Möglichkeiten 
geben, ein Genehmigungsverfahren abzu- 
schließen, und zwar wird 

a) entweder die Genehmigung ausdrücklich 
oder durch Fristablauf erteilt O'der 

b) versagt oder 

c) den Vertragsparteien mitgeteilt, daß 'das 
Siedlungsunternehmen das Vorkaufsrecht 
aus übt. 

Die Voraussetzung für ein reibungsloses 
Funktionieren des Verfahrens ist eine enge 
Zusammenarbeit zwischen 'der Landwirt- 
schaftsbehörde und der Siedlungsbehörde. Es 
bleibt den Ländern überlassen, durch geeig- 
nete Verwaltungsanordnungen diese Zusam- 
menarbeit zu sichern. Es würde w-esentlich 
zur Vereinfachung des Verfahrens beitragen, 
wenn beide Behörden identisch wären. Da 
die Ausführung des Gesetzes jedoch den Län- 
dern obliegt, können im Rahmen des Geset- 
zes keine Anordnungen hierzu gegeben wer- 
den. 

Der Vereinfachung dient ferner eine Bestim- 
mung ^im Entwurf, tdurch idie in Zukimft das 
Genehmigungsverfahren nach dem Wohn- 
siedlungsgeisetz oder nach dem in Vorberei- 
tung befindlichen Bundesbaugesetz — Drudc- 
sache 3028 — und nach dem Grundstücksver- 
kehrsrecht zusammengezogen werden soll. 


F. 

Die Aus'einandersetzung der Miterben über 
einen der Erbengemeinschaft gehörenden 
landwirtscha ft liehen O'der forstwirtschaft- 
lichen Betrieb führt oft zur Teilung eines 
gesunden Betriebes in eme Mehrzahl kleiner 
Ackeristücke. Eine solche Teilung ist meist 
unwirtschaftlich, weil sie den wirtshaft liehen 
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Wert ider Hof stelle vermindert; sie ist .aig,rair- 
politisch unerwünscht, weil sie eine selbstän- 
dige Wirtschaftseinheit zerstört und oft auch 
die Ergebnisse der Flurbereinigung wieder zu- 
nichte macht. Wird die Teilung durch behörd- 
liche Maßnahmen verhindert, so werden da- 
mit wirtschaftliche Nachteile nicht ausge- 
schlossen. Die Bewirtschaftung des Betriebs 
durch den Erblasser geht in eine Bewirtschaf- 
tung über, bei der eine Mehrheit von Perso- 
nen, die meist nicht alle genügende landwirt- 
schaftliche Erfahrungen haben, über die Nut- 
zung des Betriebes zu entscheiden hat. 

In'den Landern der britischen Zone ist durch 
Nr. 17 der MR- Verordnung Nr. 84 nach 
dem Vorbild der in der Schweiz geltenden 
Regelung vorgesehen, daß eine landwirt- 
sdiaftliche Besitzung, falls sie nicht nach 
Höferecht vererbt wird und die Miterben 
nicht eine durchführbare Auseinandersetzung 
vereinbaren, einem Miterben auf seinen An- 
trag durch gerichtliche Anordnung unugeteilt 
zugewiesen werden kann. Das Gericht holt 
hierbei nach, was ein verständiger Erblasser 
vor seinem Tode voraussichtlich angeordnet 
hätte, wenn er die weitere Entwicklung über- 
sehen hätte. 

Dieses Zu weisungs verfahren, bei dem das 
Gericht gleichzeitig die Abfindung der Mit- 
erben in Anlehnung an die Vorschriften des 
Höferechts regelt, hat sich gut bewährt. Es 
führt in vielen Fällen den agrarpolitisch er- 
wünschten Erfolg herbei, ohne durch eine 
starre Regelung so weitgehend wie ein obli- 
gatorisches Anerbenrecht in die Rechte der 
Beteiligten einzugreifen. 

Das Zuweisungsverfahren erfordert aller- 
dings eine (gerechte Regelunug der Abfindung 
der weichenden Erben und die Bereitstellung 
ausreichender Kreditmittel zur Durchfüh- 
rung dieser Abfindung. Die Beschaffung der 
Kreditmittel wird durch (die Zinsverbilli- 
gungsmaßnahmen und durch Mittel des bei 
der landwirtschaftlichen Rentenbank gebil- 
deten Zweckvermögens erleichtert. 

Das Zuweisungsverfahren erscheint beson- 
ders geeignet für Gebiete, in denen bisher 
kein Anerbenrecht eingeführt ist oder von 
den Möglichkeiten eines bestehenden fakul- 
tativen Anerbenrechts nur wenig Gebrauch 
gemacht worden ist. Das vorliegende Gesetz 
:sleht daher ein solches Verfahren für das ge- 
samte Bundesgebiet vor, beschränkt es aber 
auf Besitzungen, die im wesentlichen eine 
wirtschaftliche Lebens grundlage für eine 
bäuerliche Fam^Uie abgeben können. 


G, 

Behördliche Eingriffe bei schlechter Bewirt- 
schaftung eines landwirtschaftlichen Grund- 
stücks kennt man in Deutschland seit Jahr- 
zehnten. Vom Ausland ist vor allem Eng- 
land zu nennen, das sehr einschneidende 
Maßnahmen gegen den schlecht wirtschaften- 
den Landwirt seit längerem in ider Praxis mit 
Erfolg handhabt. Ein geschlossenes System 
von Maßnahmen brachten die Landbewirt- 
schaftungsordnung und das Reichserbhofge- 
setz. Das Kontrollratsgesetz Nr. 45 hat dar- 
an im wesentlichen nichts geändert. Die be- 
sonders ausgeprägte Sozialgebundenheit des 
landwirtschaftlichen Eigentums rechtfertigt 
und verlangt auch für die Zukunft eine 
Handhabe, um Mißstände in der Bewirt- 
schaftung zu beseitigen. Dabei mag gegen- 
wärtig nicht so sehr die Besorgnis einer Ge- 
fährdung der Volksernährung ausschlagge- 
bend sein. Mehr noch fällt ins Gewicht, daß 
schlecht bewirtschaftete Grundstücke und Be- 
triebe eine ständige Belastung und Gefähr- 
dung für die Nachbarn bedeuten (Unkraut- 
insein, Verbreiter von Schädlingen und 
Krankheiten). In den anzu wendenden Mitteln 
beschränkt sich der Entwurf auf 'die Maß- 
nahme, die sich in der Vergangenheit als 
allein brauchbar und wirksam erwiesen hat, 
nämlich auf die Zwangsverpachtung. Sie 'ist 
zwar bereits nach dem Bundesvertriebenen- 
gesetz zulässig. Dort dient sie aber nur dem 
besonideren Zweck der Eingliederung eines 
Vertriebenen oder Flüchtlings, während sie 
hier mit einer weiter gehenden Zielsetzung 
für alle anhaltend und in erheblichem Maße 
schlecht bewirtschafteten Grundstücke und 
Betriebe in Betracht kommen soll. 

H. 

Die Handhabung der Vorschriften über den 
landwirtschaftlichen Grundstücksverkehr und 
über die Sicherung der Landbewirtschaftung 
wird im wesentlichen in den Händen der 
Landwirtschaftsbehörde liegen. Welche Be- 
hörde als Landwirtschaftsbehörde zu gelten 
hat, ob und welche weiteren Behörden noch 
zu beteiligen sind, haben die Länder zu be- 
stimmen. Bei der Veräußerung von forst- 
wirtschaftlichen Grundstücken ist nach a'US- 
drücklicher Bestimmung des Entwurfs -die 
Forstbehörde zu beteiligen. Den Ländern 
bleibt es überlassen, Näheres über die Mit- 
wirkung der land- und forstwirtschaftlichen 
Berufsvertretung zu bestimmen. 

Der Entwurf wiU mit der Bezeichnung 
„Landwirtschaftsbehörde“ bewußt andeuten, 
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daß eine Behoride in Fraige kommt, <die ge- 
eignet und in der Lage ist, 'die Ziele des Qe- 
setz-es sachgemäß und wirksam zur iGeltung 
zu bringen. Denn es kann Ikein Zweifel dar- 
über beis-rehen, daß allein die Art und Weise 
der piraktiischen Durdiführung darüber ent- 
scheidet, ob die an das Gesetz igeknüpften 
Erwartungen erfüllt werden. 

Das Verfahren wird in Anlehnung an iden 
bisherigen Rech'tszustand geregelt. Das be- 
deutet, 'daß die erste Entscheidung, sowieit cs 
sich um Aufgaben der Verwaltung handelt, 
einer Behörde obliegt und im übrigen die 
Gerichte nach dem 'Gesetz über das gericht- 
liche Verfahren in Landwirts chaftissachen zu- 
ständig sind. Das gilt jetzt auch im Geltungs- 
bereich der Höfeordnung für die Genehmi- 
gung von Übergabeverträgen. 

2. IM EINZELNEN 
ERSTER ABSCHNITT 

Sadilidier Geltungsbereich 
Zu § 1 

Die Vorschrift umgrenzt den sachlichen 'Gel- 
tungsbereich des Gesetzes. Erfaßt werden alle 
Grundstücke, idie land- oder forstW'irtschaft- 
lich geinutzt werden oder auf denen nach 
wirtschaftlichen Gesichtspunkten eine ord- 
nungsmäßige land- O'der forstwirtschaftlich'e 
Nutzung möglich ist. Es kommt also nicht 
idarauf an, ob die Grundstückie 'im Augen- 
blick der Veräußerung land- oder forstwirt- 
schaftlich genutzt werden. Ausgenommen 
sind jedoch Baulücken innerhalb der behau- 
ten Ortskge oder Grundstücke im räum- 
lichen Geltunigsbereich eines Bebauungspla- 
nes, da sie nicht dazu bestimmt sind, auf die 
Dauer landwirtschaftlich genutzt zu werden, 
es (Siei denn, daß es sich um die Wirtschafts- 
stelle eines land- oder forstwirtschaftlichen 
Betriebes handelt. 

Der Begriff „Landwirtschaft“ ist in Anlehnung 
an die bisherigen Grundstückisverkehrsvor- 
schriften umschrieben, so 'daß zu seiner Ab- 
grenzung 'im einzelnen lauf -die biereits ge- 
wonnenen Erfahrungen zurückgegriffen wer- 
den kann. Dais igik insbesondere auch für den 
Erwerbsgartenbau, der jedenfalls dann als 
Landwirtschaft im Sinne idieses Gesetzes an- 
zusehen ist, wenn ler nur oder überwieigend 
in Freilandkulturen und nicht oder nicht 
überwiegend in Gewächshäusern betrieben 
wird. Zu bestimmen, was unter Fo.rstwirt- 
schaft zu verstehen ist, muß im Emzelfall der 
Praxiis überlassen bleiben. Würde im Gesetz 


auch noch eine Definition der Forstwirtschaft 
gegeben, so könnte nicht ausreichend ge- 
währleistet werden, daß bei dieser generellen 
und zwangsläufig umständlichen Definition 
zwischen land- und forstwirtschaftlichen 
Grundstücken noch andere blieben, tdie unter 
beiden Kateigorien nicht unterzubringen 
wären. 

Auch das 'Grundstück ist im Sinne der bis- 
herigen Grundstücksverkehrsvorschraften ab- 
weichend von der Grundbuch Or dnung in 
erster Linde als wirtschaftlicher Begriff zu 
verstehen, umfaßt abo auch den Betrieb. 'Da 
Freigrenzen vorgesehen sind, läßt S'ich der 
Begriff der Grundbuchordnung schlecht ver- 
werten. Darüber hinaus bezeidinet -der Ent- 
wurf lals Grundstück laber auch eine Mehr- 
heit von räumlich zuisammenhängeniden 
Grundstücken, die demselb'en Eigentümer ge- 
hören, ohne Rücksicht darauf, ob sie im 
maßgeblichen Zeitpunkt eine wirtschaftlichie 
Einheit bilden oder nicht. Diese Erweiterung 
soll in flurbereindgten Gebieten ihre Bedeu- 
tung gewinnen. 

ZWEITER ABSCHNITT 
Reditsgeschäftlidie Veräußerung 
Zu § 2 

Genehmigungsbedürftig ist nicht nur das 
din,gliche Veräußerungsgeschäft, sondern auch 
'der schuldrechtliche Vertrag, wie Kauf, 
Tausch, Schenkimg lusw. 

Es genügt 'die Genehmigung des schuldrecht- 
lichen Vertrages, weü damit die für die Ver- 
tragspartelen bestehende Verfügungsbe- 
schränkung für die in Aussicht genommene 
Verfügunjg bereits beseitigt wird. Soweit der 
schuldrechitliche Vertrag noch niicht die un- 
mittelbare Grundlage für 'eine Eigentums- 
änderung abgi'bt, insbesondere .die Einzel- 
heiten *der Veräußerung noch nicht erkennen 
läßt, z. B. bei der Bestellung eines Vor kauf s- 
oder Ankaufsn(Options-)rechts, ist er nicht 
igenehmigungsfähig. Es bleibt dann der später 
noch abzushldeßende oder zustande kom- 
mende Vertrag oder diie Auflassunig sielbst zu 
genehmigen. 

Das im Landpachtgesecz eingeführte An- 
zeigeverfahren ist :nicht übernommen wor- 
den, weil 'es sich nicht ;so gestalten läßt, .daß 
es gegenüber d'em Genehmigunigsverfahren 
eine nennenswerte Vereinfachung mit sich 
brinjgt. 

In Absatz 2 ist aufgezählt, was der Veräuße- 
rung leines Grundstücks gleichzubehandeln 
ist. Um keine Zweifel auf kommen zu lassen. 
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ist die Begründung und Veräußerunig von 
MiteLgentumsanteilen an Grundstücken aus- 
drücklich für genehmigungsbedürftig erklärt 
worden. Würde sie aus der Überwachung 
entlassen, ergäbe sich ein Weg, gerade in 
kritischen Fällen den Zweck des Gesetzes zu 
vereiteln. 

Durch Übernahme einzelner oder aller Erb- 
anteile kann sich ein Dritter das wirtschaft- 
liche Eigentum am Grundstück verschaffen, 
ohne daß eine rechtsbegründende Grund- 
büchern tragung notwendig wird. Um etwaige 
Umgehungsgeschäfte zu verhindern^ ist des- 
halb auch die Übertragung von Erbanteilen 
für genehmigungsbedürftig erklärt worden, 
aber beschränkt auf die Fälle, in denen ein 
land- oder forstwirtschaftlicher Betrieb den 
wesentlichen Teil des Nachlasses bildet. Ge- 
hören nur einzelne Grundstücke zum Nach- 
laß oder bildet der Betrieb nicht den we- 
sentlichen Teil des Nachlasses, so kann auf 
die Überwachung verzichtet werden, da die 
Beurteilung der Erbteilsübertragung nach 
den Vorschriften dieses Gesetzes in vielen 
Fällen zu einer empfindlichen und dem 
Zweck dieses Gesetzes nicht gebotenen Be- 
einträchtigung der Interessen emer Erbenge- 
meinschaft führen kann. 

Die Bestellung des Nießbrauchs ist nur inso- 
weit einbezogen worden, als er für juristi- 
sche Personen bestellt wird. In diesem Fäl- 
len kann die Nießbrauchsbestellung zu einer 
Dauerbelastung führen. Im übrigen ist sonst 
die Bestellung des Nießbrauchs ein Vorgang, 
der sich fast ausschließlich zwischen Ver- 
wandten abspielt und sich ohnehin längstens 
auf Lebenszeit des Nießbrauchers auswirkt. 
Soweit die Bestellung eines Nießbrauchs zur 
Umgehung emes sonst anzeigepflichtigen 
Pachtvertrajges gewählt wird, kann aus dem 
Gesichtspunkt des Umgehungsgeschäfts ein- 
gegriffen werden. 

Die in Absatz 3 enthaltene Ermächtigung 
an die Länder entspricht einem in der Praxis 
hervorgetretenen Bedürfnis. Eine bundesein- 
heitliche Regelung ist zu der in a) ermög- 
lichten Erweiterung nicht notwendig, da es 
sich bei grunidstückisgleichen Rechten durch- 
weg um landschaftlich gebundene Eigenarten 
handele (z. B. Anteile an H aubergs genoss en- 
schaften), und zu der in b) ermöglichten Er- 
weiterung nicht zweckmäßig, da in einzel- 
nen Ländern oder Teilen von ihnen die Ver- 
hältnisse sehr unterschiedlich sein können. 
Soweit die Länder von dieser Ermächtigung 
Gebrauch machen sollten, werden sie jedoch 


dafür Vorsorge treffen müssen, daß nicht die 
in einem Flurbereiniigungsverfahren erzielte 
Zusammenlegung wieder aufgesplittert wird 
oder daß von größeren Grundstücken un- 
wirtschaftliche Zwergparzellen abgetrennt 
werden. 

Zu § 3 

Zuständig für die Genehmigung ist die Land- 
wirtschaftsbehörde, die von den Ländern be- 
stimmt wird. Eine Sonderregelung ist im Ge- 
setz für den Fall vorgesehen, daß Gemeinden 
oder Gemeindeverbände als Käufer oder 
Verkäufer beteiligt sind. Um der besonderen 
Lage und den Aufgaben dieser Körperschaf- 
ten Rechnung zu tragen, tritt die nach dem 
kommunalen Verfassungsrecht zuständige 
Aufsichtsbehörde als Genehmigimgsbehörde 
an die Stelle der Landwirtschaftsbehörde. Die 
Berücksichtigung der landwirtschaftlichen In- 
teressen Ist dadurch gewährleistet, daß die 
Aufsichtsbehörde sich mit der Landwirt- 
schaftsbehörde ins Benehmen zu setzen hat. 

Aus § 31 der früheren Verfahrensordnung 
für Landwirtschaftssachen (britische Zone) ist 
übernommen, daß auch der aus dem Vertrag 
Begünstigte .antragsberechtigt und insoweit 
audi der Notar über § 26 RNotO hinaus be- 
vollmächtigt sein soll. Unzuträglichkeiten 
haben sich in der Praxis nicht erigeben. 

Da die Zeit zur Prüfung des Rechtsgeschäfts 
verhältnismäßig kurz bemessen list (1 Monat 
mit etwaiger Verlängerung auf 2 Monate, 
§ 5 Abs. 1), muß mit dem Anträge der 
schuldrechtliche Vertrag vorgelegt werden, 
und gleichzeitig sind -die für die Beurteilunig 
erforderlichen Angaiben zu machen. Unter- 
liegt das Grundstück dem Vorkaufsrecht nach 
dem RSG und kommt eine Genehmigung nach 
dem Wohnsiedlungsgesetz «in Betracht, sind 
der Genehmigungsbehörde weitere Abschrif- 
ten des Vertrages ein'zureichen. Einzelheiten 
hierüber können in Verwaltungsanordnun- 
gen der Länder geregelt werden. 

Zu § 4 

Eine Gruppe von Rechtsgeschäften wird von 
der Genehmigungspflicht freigestellt, bei 
einer anderen (§ 7) darf die Genehmigung 
nicht verweigert werden, wenn die geforder- 
ten Voraussetzungen vorliegen. Diese Unter- 
teilung ist gewählt worden, weil bei den 
nicht genehmigungsbedürftigen Rechtsge- 
schäften sofort für den Grundbuchbeamten 
klar zu erkennen ist, ob ein Vertrag in diese 
Gruppe fällt, hingegen bei den anderen der 
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Landwirtschaiftsbehörde Vorbehalten bleiben 
muß, zu prüfen, ob die sachlichen Vorausset- 
zungen ;gegeben sind. Ist der Bund oder ein 
Land als Vertrags teil beteiligt, so ist die 
Übe.rw'achung der einen Behörde durch 'die 
andere nicht angängig. Sind landere juristische 
Personen des öffentlichen Rech'ts beteiligt, 
greift diese Ausnahme nicht durch. Insbeson- 
dere werden auch die Gemeinden und Ge- 
meinde verbände von der Genehmigungs- 
pflicht nicht ausgenommen, wenn sie an 
einem Vertrage beteiligt sind. Allerdings 
werden bei ihnen in der Regel die Voraus- 
setzungen des Absatzes 1 Buchstabe c oder 
des § 7 Nr. 5 und 7 gegeben sein. Im übri- 
gen ist für sie Genehmigungsbehörde nicht 
die Landwirtschaftsbehörde, sondern idie Auf- 
sich'tsbehöirde {§ 3 Abs. 1). Im Flurbereini- 
gungs- und Siedlungs verfahren oder diesen 
gleichzuwertenden Verfahren ist eine Über- 
wachung überflüssig, weil .die in dieses Ge- 
biet fallenden Verträge dem Ziel des Grund- 
stücksverkehrsrechts dienen. Auch ein in Aus- 
übung des Vorkaufsrechts nach dem RSG zu- 
stande kommender Vertrag gehört hierzu, da 
auch in diesem Falle die Veräußerung einem 
Siedlungsverfahren dient. Soweit Grund- 
stücke innerhalb eines im Zusammenhang be- 
bauten Ortst eiles oder im räumlichen Gel- 
tungsbereich eines Bebauungsplanes liegen, 
erübrigt sich eine Überwachung, da diese 
Grundstücke praktisch ds Bauland anzu- 
sehen sind, zudem die Landwirtschaftsbe- 
hörde bei der Aufstellung des Bebauungs- 
planes beteiligt wird. Dur di. die Herausnahme 
kann vor allem die Überschneidung in der 
Zuständigkeit mit derjenigen der Wohnsied- 
lungs- oder Baubehörde auf ein geringes Maß 
herahgedrückt werden. Handelt es sich um 
die Wirtschaftsstelle eines land- oder forst- 
wirtschaftlichen Betriebes, bleibt eine etwaiige 
Veräußerung genehmigungsbedürftig, weil 
nur so verhindert werden kann, daß eine 
Besitzung zerschlagen wird. Wegen der be- 
sonderen Verhältnisse kann auch eine nach 
dem bayerischen Almgesetz genehmigte Ver- 
äußerung aus der Überwachung nach dem 
Grundstücksverkehrsrecht entlassen werden. 

Um .in etwaigen Zweifelsfällen dem Grund- 
buchbeamten die Nachprüfung darüber, ob 
es sich um einen genehmigungsfreien Vor- 
gang handelt, zu erleichtern, ist das Negativ- 
attest vorgesehen. Es kann auch erteüt wer- 
den, wenn es sich nichit um ein land- O'der 
forstwirtschaftliches Grundstück oder die 
Veräußerung eines grundstücksgleichen 
Rechts handelt. Wird ein Negativattest ver- 


weigert, so kann das Gericht angerufen wer- 
den (§ 29 Abs. 1). 

Das Zeugnis bindet andere Behörden und 
Gerichte. 

Zu § 5 

Die Prüfungsfrist ist auf 1 Monat begrenzt, 
um für die Beteiligten eine rasche Klärung 
über das Schicksal des Vertrages herbeizufüh- 
ren. Damit wird der in der Vergangenheit 
vielfach geübten Kritik an der Verzögerung 
des Genehmigungsverfahrens Rechnung ge- 
tragen. In manchen Fällen wird aber eine ab- 
schließende Prüfung in dieser Frist nicht 
mögUch sein, vor allem dann nicht, wenn sich 
aus dem Vertrag selbst Bedenken ergeben 
und weitere Ermittlungen anzustellen smd. 
Ferner wird auch in dieser Frist eine Ent- 
scheidung über die Ausübung des etwaigen 
Vorkaufsrechts (§ 11) nicht immer schon ge- 
troffen werden können. Darum verlängert 
sich die Frist auf 2 Monate, wenn dem An- 
tragsteller ein Zwischenbescheid erteilt wird. 
In dem Zwischenbescheid brauchen die Grün- 
de, aus denen die Prüfung noch nicht abge- 
schlossen werden konnte, nicht angegeben zu 
werden. Die Beteiligten sollen durch ihn nur 
darüber unterrichtet werden, daß das Ver- 
fahren noch nicht beendet ist. Um den Zweck 
der Fristen zu gewährleisten, gUt für den 
Fall, daß vor Fristablauf keine Entscheidung 
ergangen ist, der Vertrag als genehmigt (Ab- 
satz 2). 

Hat die Genehmigungsbehörde bis zu Frist- 
ablauf nicht über 'die Genehmigung entschie- 
den, so hat sie auf Antrag ein Zeugnis dar- 
über zu erteilen. Es ermöglicht den Vertrags- 
parteien den Nachweis des Fristablaufs 
gegenüber dem Grundbuchamt, ohne andere 
Beweismittel auszuschließen. Wird die Ertei- 
lung des Zeugnisses verweigert, so kann das 
Gericht angerufen werden (§ 29 Abs. 1). 

Zu § 6 

Die Genehmigungsp flicht wirkt sich als Ver- 
füg urigsbes ehr änkung aus. Das Grundbuch- 
amt darf daher eine Eintragung erst dann 
vornehmen, wenn der rechtskräftige Geneh- 
migungsbescheid oder in Zweifelsfällen ein 
Negativattest (§ 4 Abs. 2) vorgelegt wird 
oder der Ablauf der Fristen nach den Vor- 
schriften der GBO nachgewiesen wird. Wird 
ungeachtet dieser Bestimmung eine Eintra- 
gung vorgenommen, ist auf Antrag der Ge- 
nehmigungsbehörde oder, falls das Verfah- 
ren schon bei einem Landwirtschaftsgericht 
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anhängig iLst, des Vorisltzernden des Geridits 
ein Widerspruch einzutragen und nach Be- 
endigung gegebenenfalls auf Antrag der iglei- 
chen Stelle oder nach nachgewiesenemFristab- 
lauf zu löschen. Selbst wenn kein Antraig ge- 
stellt wird, bleibt es dem Grundbudiamt un- 
benommen, von Amts wegen einen Wider- 
spruch einzutragen.- 

Zu § 7 

Diese Bestimmung enthält eine Aufzählung 
der Fälle, in denen eine Genehmigung zu er- 
teilen ist. Die Genehmigungsbehörde hat den 
Antrag darauf nachzuprüfen, ob -einer dieser 
Tatbestände vorliegt. Ist das der Fall, so hat 
sie den Vertrag zu genehmigen. Die Gründe, 
die für die Erteilung der Genehmigung spre- 
chen, lassen andererseits die Ausübung des 
Vorkaufsrechts als untunlich erscheinen. Des- 
halb unterbleibt in diesen Fällen die Weiter- 
gabe des Vertrages zur Erklärung über die 
Ausübung des Vorkaufsrechts (§ 11 ‘in Ver- 
bindung mit RSG § 4 Abs. 1 Satz 2 ‘in der 
Fassung des § 33 Abs. 1 Nr. 2). 

Die einzelnen Tatbestände bringen zum Teil 
eine erhebliche Lockerung gegenüber dem 
bisherigen Zustand. Sie sind daraus zu er- 
klären, daß das Gesetz seiner Zielsetzung nach 
hauptsächlich darauf ausgerichtet ist, zur Ver- 
besserung der Agrarstruktur beizutragen. 
Darum sollen die Rechtsgeschäfte, die in die- 
ser Hinsicht bedeutungslos sind, keiner be- 
sonderen Überwachung unterliegen. Dazu ge- 
hören 

1. die Geschäfte unter Verwandten, wenn ein 
Betrieb geschlossen (d. h. ohne Absplitte- 
rungen) veräußert oder übergeben wird, des 
weiteren 

2. die Rechtsgeschäfte über gemischte Be- 
triebe, bei denen das Schwergewicht nicht auf 
dem land- oder forstwirtschaftlichen Teil 
liegt, 

3. Grenzverbesserungen, 

4. freiwilliger Landaustausch zur Verbesse- 
rung der Landbewirtschaftung oder aus son- 
stigen volkswirtschaftlich gerechtfertigten 
Gründen, 

5. Veräußerungen zur Vermeidung von Ent- 
eignungen, zu denen auch die b erg rechtliche 
Grundabtretung rechnet, 

6. Erwerb von Ersatzland unter den im Ge- 
setz bezeichneten Voraussetzungen und 

7. Begradigung oder Erweiterung öffentlicher 
Verkehrswege. 

Erwerb von Ersatzland wird hauptsächlich 
dann in Frage stehen, wenn vorher Land 


enteignet oder zur Vermeidung einer Ent- 
eignung abgegeben worden ist. Es sind 
aber auch Fälle denkbar, in denen aus 
anderen Gründen freiwillig Land für förde- 
rungswürdige Zwecke (z. B. Siedlung, sozia- 
ler Wohnungsbau) zur Verfügung gestellt 
worden ist. In diesen Fällen kann der Er- 
werb von Ersatzland unter den im Gesetz 
genannten Voraussetzungen gebilligt werden. 
Würde es nicht geschehen, müßten die Eigen- 
tümer bis 'ZU einem Enteignungsverfahren 
gedrängt werden, in dem ihnen Ersatzland 
zugesichert werden müßte. Das wäre unbillig. 
Bei dem Erwerb von Ersatzland zur Erfül- 
lung der dem Erwerber wesensgemäß oblie- 
genden Aufgaben ist z. B. zu denken an 
Land, das in der Hand des Erwerbers ebenso 
wie das abgegebene Land weiterhin sozial ge- 
bunden bleibt (z. B. Kirchenland). Landwirt- 
schaftliche Betriebe (d. h. Wirtschaftsstellen 
mit zugehörigen Ländereien) -sind jedoch 
ausgenommen. 

8. Schließlich ist die Genehmigung auch dann 
zu erteilen, wenn der Vertragsentwurf be- 
reits gebilligt worden ist. In diesen Fällen 
darf die Erklärung, keine Bedenken .geltend 
zu machen, von der Genehmigungsbehörde 
nur im Benehmen mit der Siedlungsbehörde 
abgegeben werden, da die erteilte Genehmi- 
gung die Ausübung des Vorkaufsrechts a:us- 
schließt. Verfahrenstechnische Einzelheiten 
können durch Verwakungsanordnungen ge- 
regelt werden. 

Zu § 8 

Die Genehmigung darf nur aus den drei im 
Gesetz aufgeführten Tatbeständen versagt 
oder eingesdiränkt werden. Eine Klausel in 
dem Sinne, wie sie in einigen Ländern noch 
besteht, 'daß aus entgegenstehendem öffent- 
lichem Interesse die Genehmigung versagt 
werden kann, ist nicht aufgenommen wor- 
den. Sie würde die Prüfungspflicht zu sehr 
ausweiten und Eingriffe in den Grundstücks- 
verkehr ermöglichen, die sich nicht mehr 
rechtfertigen lassen. Andererseits sind bei der 
Frage, ob eine Genehmigung erteilt oder ver- 
sagt werden soU, nicht nur land wir tschaft- 
lidie, sondern auch allgemeine volkswirt- 
schaftliche Gesichtspunkte zu berücksichtigen, 
so daß einseitige Entscheidungen vermieden 
werden. 

Die einzelnen Tatbestände übernehmen in- 
haltlich die wesentlichen Versagungsgründe 
nach dem KRG Nr. 45 nebst Ausführungs- 
voa'schriften: a) ungesunde Verteilung des 
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Grund und Bodens, b) unwirtsdiafitliidie Zer- 
splirterung (Verkleinerung oder Aufteilung 
eines Grundstücks) und c) Preismißvethältnis. 
Eine Auflösung idieser in Rechtsprechung und 
Literatur eingehend behandelten und um- 
grenzten Begriffe in einzelne Tatbestände 
läßt sich praktisch nicht durchführen, da eine 
kasuistische Regelung das Gesetz unüber- 
sichtlich machen und seine Handhabung er- 
heb lidi erschweren würde. 

Einen verhältnismäßig weiten Ermessens- 
spielraum gibt der unter a) aufgeführte Ver- 
sagungsgrund. Es soll durch ihn gesichert 
werden, daß durch die Veräußerung an den 
Erwerber ein vordringliches öffentliches In- 
teresse an der Befriedigung des Landbedürf- 
nisses anderer Perspnen nicht beeinträchtigt 
wird. 

Daß der Erwerber wirt Schafts fähig oder 
hauptberuflicher Landwirt sein muß oder 
daß in seiner Hand die Bewirtschaftung des 
Grundstücks nicht gefährdet sein darf, wird 
nicht mehr ausdrücklich gefordert, ohne daß 
dadurah zum Ausdruck gebracht werden soll, 
daß das Fehlen dieser Voraussetzungen in 
Zukunft nidit mehr berücksichtigt werden 
darf. Ungesund kann ein Erwerb deshalb 
sein, weil ider Erwerber zur Bewirtschaftung 
fachlich ungeeignet oder aus anderen Grün- 
den dazu nicht in der Lage ist. 

Das Gesetz sieht keine obere Grenze für den 
Umfang eines landwirtschaftlichen Betriebes 
vor. Infolgedessen will es auch nicht allge- 
mein den Grunderwerb durch Eigentümer 
von Betrieben über eine bestimmte Größe als 
ungesund verhindern. Die Wanderung des 
landwirtschaftlichen Grund und Boidens zum 
besseren Wirt soll rieht unterbunden, son- 
dern gefördert werden. Von den näheren 
Umständen im einzelnen Falle wird es daher 
abhängen, ob einem iselbstwirtschaftenden 
Landwirt der Zuerwerb von Land als unge- 
sund versagt werden 'kann. Die Umstände 
können je nach der Gegend und der vorherr- 
schenden Struktur der Landwirtschaft so ver- 
schieden sein, daß sich generelle Richtlinien 
nicht aufstellen lassen. Das iGesetz will nicht 
jeden Erwerb von land- oder forstwirtschaft- 
lichen Grundstücken durch einen Nichtland- 
wirt als ungesund hinstellen. Auch hierzu 
wird jeweils zu berücksichtigen sein, welche 
Pläne zu dem Kaufvertrag geführt haben, 
ferner ob das Grundstück aus besonderen 
Gründen für den Erwerb durch einen Be- 
rufslandwirt nicht in Betracht kommt. Nicht 
unerheblich wird es auch sein, ob es sich um 


einzelne Grundstücke oder um einen land- 
wirtschaftlichen Betrieib" handelt. Allerdings 
werden Grundstückskäufe zu Kapitalanlage- 
zwecken auch in Zukunft nicht zu billigen 
sein . 

Der Tatbestand der ungesunden Verteilung 
kann auch dann erfüllt sein, wenn die Ver- 
tragsbedingungen so gehalten sind, daß sie 
den Erwerber an der ordnungsmäßigen Be- 
wrirtschaftung ides Grundstücks ernstlich be- 
hindern. Sdiließlich wird eine Genehmigung 
auch dann versagt werden können, wenn mit 
der Veräußerung eine bereits bestehende un- 
gesunde Verteilung aufrechterhalten wird. 
Um das im Gesetz selbst zu verdeutlichen, 
ist nicht das Wort „herbeiführen“ sondern 
„bedeuten“ gebraucht worden. 

Eine Einschränkung ergibt sich für den Fall, 
daß die Voraussetzungen vorliegen,, unter 
denen das Vorkaufsrecht nach dem RSG gel- 
tend gemacht werden kann (Absatz 2). Mit 
dem Vorkaufsrecht können ungesunde Ver- 
äußerungen abgefangen werden. Nur bei 
land- oder forstwirtschaftlichen Betrieben 
wird es wegen ihrer Bedeutung nicht allein 
auf das Vorkaufsrecht abgestellt werden kön- 
nen, zumal hier nicht auf dem Siedlungs- 
igebiet liegende Gesichtspunkte eine erheb- 
liche Rolle spielen können. 

Mit b) soll erfaßt werden, was bisher als 
unwirtschaftliche Zerschlagung angesehen 
worden ist. Es soll sowohl die unwirtschaft- 
liche Verkleinerung eines Betriebes als auch 
die Aufsplitterung eines einzelnen Grund- 
stücks verhindert werden. Die Unwirtschaft- 
lichkeit kann sowohl aus volkswirtschaft- 
lidien wie auch aus betriebswirtschaftlichen 
Gründen hergeleitet werden. Die Fälle, in 
denen in besonderem Maße die Voraussetzun- 
gen dieses Versagungsgrundes in der Regel 
gegeben sind, sind 'im Absatz 3 noch beson- 
ders herausgesetellt worden. Es sollen einmal 
landwirtschaftliche Betriebe erhalten bleiben, 
die wirklich lebensfähig sind, zum anderen 
sollen die Quellen für Flurzersplitterungen 
verstopft werden. Es ist ein besonderes An- 
liegen des Gesetzes, den im Flurbereinigungs- 
verfahren erzielten Erfolg zu erhalten. 

Die Preisüberwachung ist gegenüber der bis- 
herigen Rechtslage eingeschränkt. Nach c) 
hat die Landwirtschaftsbehörde darauf zu 
achten, daß für Grundstücke, die weiterhin 
der Land- und Forstwirtschaft dienen, nicht 
Preise gezahlt werden, die in keinem Zu- 
sammenhang mehr mit der vorgesehenen 
oder möglichen Nutzung des Grundstücks 



Stehen; insoweit ist „Wert des Grundstücks“ 
eine objektiv festzustellende Größe; dazu 
darf der Kaufpreis nicht in einem , groben 
Mißverhältnis stehen. 

Bei Widmungsänderungen, d. h. beim Aus- 
scheiden des Grundstücks .aus dem landwirt- 
schaftlichen Bereich (z. B. bei einer Veräuße- 
rung für Bau- oder Industriezwecke) liegt 
das Schwergewicht der Prüfung bei der Frage, 
ob die Veräußerung für diese Zwecke gebil- 
ligt werden kann. Nur wenn das der Fall ist, 
darf die Genehmigung erteilt werden. Dann 
besteht nach dem Zweck dieses Gesetzes 
allerdings keine Veranlassung mehr, daß die 
Genehmigungsbehörde noch die Angemes- 
senheit des Kaufpreises prüft, zumal sie da- 
mit auch überfordert wäre. 

Es sind Fälle denkbar, in denen die nach 
dem Gesetz gebotene Versagung der Geneh- 
migung den Veräußerer unbillig hart treffen 
kann. In der Regel wird es sidi hierbei um 
sogenannte Sanierungsverkäufe handeln. Es 
genügt dann aber nicht, daß die Versagung 
der Genehmigung wirtschaftliche Nachteile 
mit sich bringt, sondern es muß hinzukom- 
men, daß sie sich natürlichem Empfinden 
gegenüber besonders hart auswirkt. Das wird 
anzunehmen sein, wenn das Unterbleiben 
der geplanten Veräußerurtg zum Verlust der 
wirtschaftlichen Existenz oder zu einer nicht 
zumutbaren Änderung der Betriebsstruktur 
des Veräußerers führen muß. Mit der vorge- 
sehenen Regelung wird eine Genehmigung in 
solchen Fällen erteilt werden können, onne 
daß den vorgesehenen Versagungsgründen 
im Wege der Auslegung Zwang angetan 
werden muß. 

Zu § 9 

Die Aufzählung der möglichen Auflagen ist 
abschließend. Damit soll gesichert werden, 
daß der Grundstücksverkehr nicht durch eine 
tinbegrenzte Ausweitung der Möglichkeiten, 
Auflagen zu erteilen, über das notwendige 
Maß hinaus gehemmt wird. Durch die unter 
a) vorgesehene Möglichkeit soll nicht jede 
Veräußerung an einen Nichtlandwirt mit der 
Auflage der Verpachtung gebilligt werden 
können, sondern hiermit soll nur ein Weg 
eröffnet werden, die letzten Bedenken gegen 
eine Veräußerung zu beseitigen. Eine Ver- 
pachtung wird z. B. für den Zeitraum auf- 
erlegt werden können, in dem sonst der Er- 
werb als ungesund angesehen werden müßte, 
z. B. für die Lebenszeit des Erwerbers, wenn 
ihm die Wirtschaftsfähigkeit fehlt. Die Ver- 


äußerung (Buchstabe b) kann zur Auflage ge- 
macht werden, wenn aus den in § 8 Nr. 1 
oder 2 aufgeführten Gründen nicht gebilligt 
werden kann, daß das Grundstück als land- 
wirtschaftlich genutztes Grundstück auf die 
Dauer beim Erwerber verbleibt. So kann 
dem Erwerber eines für gewerbliche Zwecke 
erworbenen landwirtschaftlichen Grtind- 
stücks aufgeigeben werden, das Grundstück 
an einen Landwirt zu veräußern, wenn es 
nicht bis zu einem bestimmten Zeitpunkt 
tatsächlich gewerblich genutzt wird. Positive 
Grundstückslenkung in dem Sinne, daß an 
einen bestimmten Landwirt zu veräußern ist, 
soll hiermit nicht ermöglicht werden. Was 
unter „angemessenen Bedingungen“ zu ver- 
stehen ist, beantwortet sich in erster Linie 
aus den Bedingungen, zu denen das Grund- 
stück erworben worden ist. Die Auflage zu c) 
entspricht einem praktischen Bedürfnis, wenn 
z. B. für industrielle Zwecke Grundstücke in 
bestimmter Lage benötigt werden, das Unter- 
nehmen laber an anderer Stelle Land besitzt. 
Die Auflage zu d) nimmt auf forstwirtschaft- 
liche Belange Rücksicht. 

Der Vollzug der Auflagen kann nach § 34 
durch Geldbußen erzwungen werden. 

Neu ist die Einführung eines Rücktrittsrechts 
für die Vertragspartei, die durch eine Auf- 
lage (z. B. Veräußerung oder Verpachtimg) 
betroffen wird. Durch eine Auflage kann für 
sie der Vertrag seinen vorausgesetzten Zwek- 
ken nach bedeutungslos werden. Es wäre un- 
billig, sie für diesen Fall an den Vertrag zu 
binden. Nach dem BGB könnte die Rechts- 
lage zweifelhaft sein. Ursprünglich war daran 
gedacht, das Rücktritts recht nur für den Fall 
zu gewähren, daß die Erfüllung der Auflage 
den Vertragszweck vermutlich beeinträchti- 
gen würde. Da aber sämtliche dem Gesetz 
nach noch möglichen Auflagen ihrer Natur 
nach erheblich in das vereinbarte Vertrags- 
verhältnis eingreifen, kann auf die Beschrän- 
kung verzichtet werden. 

Zu § 10 

Die Aufzählung ist formell abschließend, läßt 
dem Inhalt nach aber durch Buchstabe a einen 
■nichit näher ahgirenzbaren Kreis von Bedin- 
gungen zu, die aber ihre Grundlage in den 
Tatbeständen des § 8 Abs. 1 haben müssen. 
Die Bedingungen dürfen sich nur auf ein- 
zelne Vertragsbes-timmungen beziehen und 
müssen genau angeben, in welchem Umfang 
diese zu ändern sind. Es ist nicht angän^g, 
durch Bedingungen die Grundlage der Ver- 
einbartmg wesentlich ändern zu wollen. Die 
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Verpachtung kann nur für eine bestimmte 
Zeit verlangt werden, weil die Bedingung 
eindeutig und sofort erfüllbar sein muß. Die 
Veräußerung ist gegebenenfalls sofort durch- 
führbar. Ob Auflagen erteüt oder 'Bedingun- 
gen gestellt werden, wird jeweils von den 
Verhältnissen des einzelnen Falles abhängen. 
Können die Bedenken gegen die Genehmi- 
gung mit den gegebenen Möglichkeiten so- 
fort beseitigt werden, kommt eine Bedin- 
gung in Betrach't. Sind hingegen in der Zu- 
kunft lleigende Entwicklungen zu berücksich- 
tigen, werden Auflagen zu bevorzugen sein. 
Die Bedingung muß befristet werden, da die 
Vertragsparteien, insbesondere die durch eine 
Bedingung nicht betroffene Vertragspartei, 
recht bald wissen müssen, ob der Vertrag 
noch wirksam wird. 

Dem Grundbuchamt gegenüber wird der 
Nachweis über den Vollzug der Bedingung 
durch eine Bescheinigung der Landwirt- 
schaftsbehörde geführt (Absatz 2). Wenn 
andere öffentliche Urkunden vorliegen 
(notariell beurkundete Abänderung des Ver- 
trages oder Verkauf eines anderen Grund- 
stücks), reichen diese in der Regel zum Nach- 
weis aus. 

Zu § 11 

Wie bereits in der allgemeinen Begründung 
unter E. ausgeführt, soll die Ausübung des 
siedlungsrechtlichen Vorkaufsrechts verfah- 
irensmäßig mit dem Genehmigungsverfahren 
gekoppelt werden. In Zukunft werden die 
Vertragsparteien den Vertrag nur noch bei 
der Genehmigungsbehörde zur Genehmigung 
einzureichen haben. Nach Ablauf der im § 5 
vorgesehenen Frist (1 bzw. 2 Monate) muß 
geklärt sein, wie über den Antrag zu ent- 
scheiden ist oder ob das Vorkaufsrecht aus- 
geübt wird. Die Vertragsparteien erhalten 
daher entweder einen Bescheid über die Ge- 
nehmigung oder eine Erklärung über die 
Ausübung des Vorkaufsrechts. Wird ihnen 
weder das eine noch das andere mitgeteilt, so 
gilt der Vertrag nach § 5 Abs. 2 als geneh- 
migt. 

Da nach §§ 1 und 4 Abs. 4 RSG unter Um- 
ständen mehrere Vorkaufsberechtigte in Be- 
tracht kommen (vgl. § 32 Nr. 1, 2), muß eine 
Stelle eingeschaltet werden, die den Vor- 
kaufsberechtigten zu bestimmen hat. Hierfür 
kommt die Siedlungsbehörde in Frage, ohne 
deren Zustimmung bisher schon praktisch 
das Vorkaufsrecht nicht ausgeübt werden 
konnte. Da die Genehmigungsbehörde nicht 
darüber unterrichtet sein kann, welche Vor- 


kaufsberechtigten im einzelnen Fall in Frage 
kommen, hat sie lediglich den Kaufvertrag 
der Siedlungsbehörde mitzuteilen. Diese setzt 
sich mit dem Vorkaufsberechtigten in Ver- 
bindung und leitet schließlich die Erklärung 
über die Ausübung des Vorkaufsrechts an die 
Landwirtschaftsbehörde, die sie ihrerseits den 
Vertragsparteien mitteilt. Damit kommt zu 
den Bedingungen des ursprünglichen Vertra- 
ges nunmehr ein Vertrag zwischen dem Ver- 
käufer und dem Siedlungsunternehmen zu- 
stande, der seinerseits nach § 4 Abs. 1 Buch- 
stabe b keiner Genehmigung bedarf. 

Die Genehmigungs'behörde hat in den Fäl- 
len, in denen die Erklärung über die Aus- 
übung des Vorkaufsrechts vorliegt, über den 
Antrag auf Genehmigung des Rechtsgeschäfts 
nicht mehr zu befinden, weder positiv noch 
negativ. Die Genehmigung selbst schließt mit 
Ausnahme des in Absatz 3 geregeltem Falles 
die Ausübung des Vorkaufsrechts aus. 
Etwaige Bedenken gegen die Veräußerung, 
die selbst durch die Ausübung des Vorkaufs- 
rechts nicht restlos behoben werden können, 
müssen außer Betracht bleiben, weil sie zum 
wesentlichen Teil dadurch aufgewogen wer- 
den, daß mit der Ausübung des Vorkaufs- 
rechts ein Erfolg im Sinne des RSG erzielt 
wird. Im übrigen wird es vor allem darauf 
ankommen, daß die Genehmigungsbehörde 
und die Siedlungsbehörde aus praktischer Er- 
fahrung den besten Weg der Zusammen- 
arbeit finden, well nur diese Zusammen- 
arbeit einen Erfolg im Sinne der Verbesse- 
rung der Agrarstruktur herbeiführen kann. 

Eine Besonderheit ergibt sich noch für den 
Fall, daß der Vorkaufsberechtigte von dem 
Eigentümer oder einem Dritten gehindert 
wird, das Grundstück zu besichtigen. In die- 
sem Fall läuft nach § 7 Abs. 2 RSG die Frist 
zur Ausübung des Vorkaufsrechts von dem 
Tage ab, an dem das Hindernis fortfällt. 
Hierdurch kann sich ergeben, daß die Frist 
des § 5 nicht mehr ausreicht, um eine sach- 
gerechte Entscheidung über die Ausübung 
des Vorkaufsrechts herbeizuführen. Die Ge- 
nehmigungsbehörde hat dann über den An- 
trag auf Genehmigung zu entscheiden, Wül 
siie -genehmigen, darf sie es nur unter der Be- 
dingung, daß das Vorkaufsrecht nicht in der 
verlängerten Frist ausgeübt wird. Würde sie 
vorbehaltlos genehmigen, wäre die Ausübung 
des Vorkaufsrechts nicht mehr möglich. Da 
der Grund für die Verlängerung der Frist bei 
dem Eigentümer oder einem am Vertrag 
Interessierten liegt, wäre es unbillig, wenn 
ihnen hieraus ein Vorteil erwachsen würde. 
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Zu § 12 

Daß im Interesse der Beteiligten dann, wenn 
die Voraussetzungen für eine Genehmigung 
nach dem Wohnsiedlungsgesetz erfüllt sind, 
nur ein einheitliches Genehmigungsverfahren 
anzustreben ist, dürfte ein Gebot der Verein- 
fachung sein. Es geht nur darum, ob 'die nach 
dem Wohnsiedlungsgesetz oder die nach die- 
sem Gesetz zuständige Behörde den Bescheid 
zu erteilen hat. Da räumlich weit ausge- 
dehnte Gebiete dem Wohnsiedlungsgesetz 
unterstellt sind, die Gesichtspunkte hingegen, 
nach denen eine Veräußerung zu überprüfen 
ist, sich auf einen schmalen Sektor begrenzen, 
erscheint es zweckmäßig, der umfassenderen 
Prüfung des Rechtsgeschäfts nach dem Grund- 
stücksverkehrsrecht den Vorrang zu geben 
und die danach zuständige Genehmigungs- 
behörde für zuständig zu erklären. Sie muß 
sich mit ider nach dem Wohnsiedlungsgesetz 
zuständdigen Behörde ins Benehmen setzen. 
Es werden somit zwei Genehmigungen in 
einer formell zusammengefaßt. Sind die Vor- 
aussetzungen für eine Genehmigung nach 
dem Wohn-siedlungsgesetz nicht erfüllt, muß 
es den Beteiligten überlassen bleiben, diese 
Genehmigung getrennt einzuholen. Sonst 
würde die angestrebte Vereinfachung des 
Verfahrens durch die verschiedenartigen. 
Rechtsmittel nur kompliziert. Das im Ent- 
wurf vorliegende Bundesbaugesetz — Druck- 
sache 3028 — ist ebenfalls auf diese Regelung 
abgestimmt. 

Es bleibt den Ländern überlassen, die erfor- 
derlichen Verwaltungsvorschriften für die 
praktische Durchführung zu erlassen. 

Es hätte nahegelegen, in diesem Zusammen- 
hang auch die noch bestehenden Vorschriften 
über die Genehmigung von Veräußerungen 
bei Fideikommissen usw. und Famiilien- 
stiftungen in das Gesetz einzübeziehen. 
Durch § 4 des Gesetzes zur Änderung von 
Vorschriften des Fideikommiß- und Stif- 
tungsrechts vom 28. Dezember 1950 (BGBl. 
S. 820) sind jedoch die Länder ermächtigt 
worden, die bestehenden Vorschriften zu 
ändern, zu ergänzen oder aufzuheben. Zum 
Teil ist es bereits geschehen. Es bleibt daher 
den Ländern überlassen, weitere Vereinfachun- 
gen einzuführen. 

DRITTER ABSCHNITT 

Gebote bei der Zwangsversteigerung 

Da zur Zeit ein Bedürfnis für die Über- 
wachung der Grundstücksveräußerungen im 
Wcige der Zwangsversteigerung nodi nicht zu 


erkennen ist und der Ablauf von Zwangs- 
veirsteigerunjgsverf ähren, soweit möglich, 
durch Zwangseingriffe nicht behindert wer- 
iden soll, werden die §§ 13 bis 16 vorläufig 
noch nicht in Kraft gesetzt. Um aber dann, 
wenn sich Mißstände bei der Durchführung 
der Zwangsversteigerung ergeben sollten, 
ohne großen gesetzgeberischen Aufwand den 
Verhältnissen gerecht werden zu können, 
sind die Bestimmungen schon jetzt aufge- 
nommen worden. Dabei ist vorgesehen, daß 
sie je nach Bedarf auch für einzelne Teile der 
Bundesrepuiblik eingeführt werden können. 

Zu § 13 

Die Bieterlaubnis soll beibehalten werden. 
Eine anderweitige Überwachung der Zwangs- 
veräußerung läßt sich praktisch nicht durdi- 
führen. Ein ohne Bieterlaubnis abgegebenes 
Gebot ist unwirksam 71 ZVG). Werden 
die Redite «aus dem Meistigebot abgetreten 
oder hat der Bieter für einen anderen ge- 
boten (§ 81 Abs. 2 und 3 ZVG), muß der 
Zessionär oder der Vertreter eine Bieterlaub- 
nis beib ringen, ehe ihm der Zuschlag erteilt 
werden darf. Zuständig ist nur die Landwirt- 
schaftsbehörde. Für Gemeinden tmd Ge- 
meindeverbände ist keine Sonderregelung 
vorgesehen, weil die Bieterlaubnis nicht ver- 
sagt werden kann. Darnit das Verfahren auf 
Erteilung der Bieterlaubniis schnell durchge- 
führt werden kann, hat das Vollstreckungs- 
gericht schon die Anordnung der Zwangs- 
versteigerung über ein land- oder forstwirt- 
schaftliches Grundstück der Landwirtschafts- 
behörde mitzuteilen. Die Erweiterungen 
oder Beschränkungen des Genehmigungs- 
zwanges bei freihändigen Veräußerungen 
gelten sinngemäß auch hier. 

Zu § 14 

Die Befreiungen zu a) und b) und in Absatz 2 
entsprechen den Befreiungen bei freihändi- 
gen Veräußerungen in § 4 Abs. 1 Buch- 
staben a, b und c. Zusätzlich sollen auch die 
in Buchstabe c aufgeführten Kreditinstitute 
freigestellt werden, wenn das Grunidstück 
von ihnen beliehen worden ist. Es sind nur 
diese Kreditinstitute bevorzugt, weil gerade 
sie das landwirtschaftliche I^editgeschäft 
pflegen und weil bei ihnen zu erwarten ist, 
daß sie ein erworbenes Grundstück alsbald 
wieder veräußern werden. Im übrigen kann 
auch einem anderen Kreditinstitut die Biet- 
erlaubnis nicht versagt werden. Es können 
jedoch die in § 15 Abs. 1 vorgesehenen Be- 
schränkungen und die in § 9 bezeichneten 
Auflagen angeordnet werden. 


28 



Zu § 15 

Die Bietierlaubmis kann mit Besdiränikungen 
und Auflagen der in iden Absätzen 1 und 2 
be5timmten Art versehen, nicht aber vensaigt 
werden. Es soll alles vermieden werden, was 
-die Kreditfähigkeit *der Landwirtsdiaft ^beein- 
trächtigen könnte. Die Bedingungen xmd 
Auflagen stellen nur das Mindestmaß dessen 
dar, was gefordert werden muß, um nicht über 
den Weg der Zwangs Versteigerung die Siche- 
rungen bei der rechtsgeschäftlichen Veräuße- 
rung zu umigehen. Fristen und Mitteilungen 
’SoUen der Beschleunigung und reibungslosen 
Abwicklung dienen. 

Zu § 16 

Die mit Einschränkungen erteilte Bieterlaub- 
nis ist wie eine Genehmigung mit Einschrän- 
kungen anfechtbar durch Antrag auf Ent- 
scheidung -durch das zuständige Landwirt- 
schaftsgericht. Bleibt »die Landwirtschaftsbe- 
hörde untätig, liegt darin anders als bei der 
Genehmigung einer Veräußerung noch keine 
Entscheidung über »die Bieterlaubnis. Doch ist 
die Landwirtschaftsbehörde nach Fristablauf 
verpflichtet, eine Bieterlaubnis ohne Be- 
schränkungen und Auflagen zu erteilen 
(§ 15 Abs. 3). 

VIERTER ABSCHNITT 

Gerichtliche Zuweisung einer Besitzung 

Der Vierte Abschnitt regelt die gerichtliche 
Zuweisung einer Besitzung, die einer Erben- 
gemeinschaft gehört, an einen der Miterben. 
Die Gründe für die Aufnahme dieses Ab- 
schnitts in das Gesetz ergeben sich aus dem 
Allgemeinen Teil der Begründung unter F. 
Da die Bestimmungen für die Länder der 
ehemaligen amerikanischen und französischen 
Zone wesentlich neues Recht erhalten, ist die 
Begründung entsprechend ausführlich ge- 
halten. 

Zu § 17 

§ 17 soll die Fälle erfassen, in denen gemein- 
schaftliches Eigentum auf Erbfolge einer 
Mehrzahl von Erben beruht, und zwar ohne 
Unterschied, ob die Erbfolge auf Gesetz oder 
auf Verfügung von Todes wegen zurückgebt. 
Wenn Miteigentum iiäch Bruchteilen rechts- 
geschäftlich begründet werden soll, bedarf 
schon das Rechtsgeschäft der Genehmigung 
nach diesem Gesetz, so daß dann uner- 
wünschte Geschäfte durch Versagung der Ge- 
nehmigung verhindert werden können. Für 
Fälle des Miteigentumis sind daher keine Vor- 


schriften erforderlich, um das Miteigentum 
in das Eigentum eines einzelnen zu überfüh- 
ren. Ist gemeinschaftliches Eigentum mehre- 
rer Personen auf Grund des Bestehens einer 
Gesellschaft oder einer Gütergemeinschaft 
entstanden, so erscheint es nicht gerecht- 
fertigt, durch eine Zuweisung in »die Eigen- 
tumsverhältnisse einzugreifen. Auch das bis- 
her in der früheren britischen Besatzungs- 
zone geltende Zuweisungsverfahren erfaßt 
solche Fälle nicht. Aus diesen Gründen »ist 
§ 17 auf -die Fälle »des Bestehens einer Etben- 
gemeinschaf t beschränkt. 

Die Zuweisung »soll nur in Betracht kommen, 
wenn es sich um eine landwirtschaftliche oder 
forstwirtschaftliche Besitzung, also um einen 
Betrieb in seiner Gesamtheit handelt. Nur 
hier tritt unter den in § 18 Abs. 1 bezeich- 
neten weiteren Voraussetzungen in besonde- 
rem Maße »das Bedürfnis auf, im öffentlichen 
Interesse darauf hinzuwirken, daß das Eigen- 
tum in die Hand eines einzelnen überführt 
wird. Denn hier han-delt es sich um die Er- 
haltung »des Betriebes. Bei Einzelgrundstük- 
ken, die keine Betriebe darstellen, sind er- 
hebliche volkswirtschaftliche Nachteile aus 
dem Bestehen des gemeinschaftlichen Eigen- 
tums einer Erbengemeinschaft weniger zu 
befürchten. 

Die Zuweisung soll nicht von Amts wegen, 
sondern nur auf Antrag eines Miterben statt- 
finden. Dafür ist in erster Linie die Er- 
wägung maßgebend, daß kein genügender 
Anlaß zum Eingreifen des Gerichts besteht, 
solange die Miterben unter sich einig sind. 
Beträchtliche Gefahren für die Erhaltimjg im-d 
ordnungsmäßige Bewirtschaftung der Besit- 
zung ergaben sich erst aus einer Uneinigkeit 
der Miterben. Bei der Regelung wird ferner 
berücksichtigt, -daß die Zuweisung der Be- 
sitzung nur dann den gewünschten Erfolg 
verspricht, wenn ein Miterbe sich um sie be- 
müht und selbst zur Übernahme der Be- 
sitzung bereit ist. Daß das Antragserforder- 
nis das Gericht hindern könnte, den am 
besten geeigneten Miterben für clie Zuwei- 
sung zu wählen, ist nicht zu befürchten. 
Wenn einmal ein Miterbe den Antrag »gestellt 
hat, werden andere für die Übernahme in 
Betracht kommende Miterben »sich nicht län- 
ger zurückhalten, gleichfalls die Zuweisung 
zu beantragen. 

Antragsberechtigt sollen nur Miterben S’oin. 
Erwerber eines Miterbenanteils, die nicht 
selbst Miterben sind, scheiden damit als An- 
tragsteller aus. Dies beruht auf der Er- 
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wägung, daß die Zuweiisung das nachholen 
soll, was der Erblasser bei Voraussicht der 
wedreren Entwicklung getan hätte, und daß 
nicht angenommen werden kann, der Erb- 
lasser hätte bei solcher Voraussicht einen 
anderen als einen der Miterben zum Erben 
der Besitzung eingesetzt. 

Absatz 1 schreibt nicht zwingend vor, daß 
eine Zuweisung der Besitzung zu erfolgen 
hat. Er stellt die Zuweisung in das Ermessen 
des Gerichts. Der Ermessensspielraum ides 
Gerichts wird nur durch § 18 begrenzt, weil 
die Vielzahl der vorkommenden Verhält- 
nisse eine geeignete Abgrenzung in anderer 
Richtung nicht zuläßt. Die Regelung geht 
davon aus, daß unter den in § 17 Abs. 1 und 
§ 18 vorgesehenen Voraussetzungen im 

Regelfälle die Zuweisung an einen derMit- 
erben stattfinden wird, aber dem Gericht die 
Möglichkeit belassen werden muß, eine Zu- 
weisung aus besonderen Gründen vorläufig 
oder endgültig abzulehnen. Damit sollen u. a. 
die Fälle berücksichtigt werden, daß sämtliche 
Antragsteller zur Übernahme der Besitzung 
nicht geeignet sind oder daß unter den An- 
tragstellern Minderjährige sind, deren Eig- 
nung zur Übernahme der Besitzung erst spä- 
ter beurteilt werden kann, oder daß bei einer 
Zuweisung eine für die Besitzung erträgliche 
und für die weichenden Erben zumutbare 
Regelung der Abfindungen nicht möglich 
wäre. 

Absatz 1 sieht neben der Möglichkeit, die Be- 
sitzung einem Miterben ungeteilt zuzuwei- 
sen, auch die Möglichkeit einer geteilten Zu- 
weisung an mehrere einzelne Miterben vor. 
Voraussetzung dafür soll sein, daß durch die 
Teilung mehrere Besitzungen entstehen. 
Diese Besitzungen müssen lebensfähig sein. 
Das ergibt sich daraus, daß auch bei geteilter 
Zuweisung die Vorschrift des § 18 Abs. 1 
gilt. Ist diese Voraussetzung gegeben und be- 
werben sich mehrere geeignete Miterben um 
die Zuweisung, so wird es meistens dem ver- 
mutlichen Willen des Erblassers entsprechen, 
die Besitzung nicht in ihrem vollen Bestände 
einem Mdterben, sondern in mehrere Be- 
sitzungen geteilt verschiedenen Miterben zu- 
zuweisen. Im Falle einer Teilung wird auch 
§ 8 Abs. 3 Buchsta'be a zu beachten sein. 

Absatz 2 regelt die Wirkung der Zuweisung 
dahin, daß unmittelbar durch sie das Eigen- 
tum auf den Erwerber übergeht. Es erscheint 
zweckmäßig, auf diesem Wege eine rechts ge- 
schäftliche Übertragung des Eigentums ent- 
behrlich zu machen. Dies ist auch unbedenk- 


lich, weil die Ansprüche der weichenden 
Erben gleichzeitig mit der Zuweisung festge- 
setzt werden. Da die Zuweisung die Be- 
sitzung als Ganzes erfassen soll, bezieht sie 
sich nicht nur auf die zu ihr gehörenden 
Grundstücke, sondern auch auf die anderen 
zu ihr gehörenden Gegenstände, insbeson- 
dere auf das der Erbengemeinschaft ge- 
hörende Zubehör der Besitzung und die mit 
ihr verbundenen Rechte. 

Absatz 3 soll verhindern, daß die Zuweisung 
durch eine Zwangsversteigerung zum Zwecke 
der Aufhebung der Gemeinschaft während 
des Laufs des Zuweisungsverfahrens vereitelt 
wird. Das Zwangsversteigerungsverfahren 
ist aber nur auf Antrag eines Beteiligten ein- 
zustellen. Es ist nach den bisher in den Län- 
dern der ehemaligen britischen Zone gewon- 
nenen Erfahrungen nicht zu befürchten, daß 
das Zwangsversteigerungsverfahren durch un- 
zulässige oder offenbar unbegründete An- 
träge auf Zuweisung verzögert wird, weil 
auch das Zuweisungsverfahren Kosten ver- 
ursacht. 

Zu § 18 

Absatz 1 bestimmt die Eigenschaften der Be- 
sitzung, die Voraussetzung für die Zuweisung 
sein sollen. Die Zuweisung rechtfertigt sich 
nur bei Besitzungen, die besonders erhal- 
tungswürdig sind. Die tatsächlichen Merk- 
male, nach denen sich dies richtet, sind in 
Absatz 1 dahin bestimmt, daß die Besitzung 
mit einer zu ihrer Bewirtschaftung geeig- 
neten Hofstelle versehen ist und daß ihre Er- 
träge im wesentlichen zum Unterhalt einer 
bäuerlichen Familie ausreichen. Hierbei kön- 
nen die Erträge aus ständig genutztem Pacht- 
land berücksichtigt werden, da der Umfang 
der Wirtschaftsgebäude und des Inventars 
wesentlich durch das Pachtland mitbestimmt 
sein kann. Damit wird auf die natürlichen 
Eigenschaften der Besitzung Bezug genom- 
men. Es würde aber zu einem nur scheinbar 
zutreffenden Ergebnis führen, wenn bei dem 
danach notwendigen Vergleich der Erträge 
mit dem Unterhaltsbedarf einer bäuerlichen 
Familie völlig außer acht gelassen würde, daß 
aus den Erträgen neben diesem Unterhalts- 
bedarf auch die Grundstückslasten bestritten 
werden müssen. Soweit ordentliche öffent- 
liche Lasten in Betracht kommen, handelt es 
sich um Lasten, die ebenfalls, an die natür- 
lichen Eigenschaften der Besitzung anknüp- 
fen; sie müssen deshalb bei dem Vergleich 
mit berücksichtigt werden. Soweit dagegen 
privatrechtliche Belastungen oder außer- 
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ordentliche öffentliche Lasten, die als auf den 
Stammwert des Grundstücks gelegt anzu- 
sehen sind, wie z. B. die öffentliche Last der 
Hypothekengewinnabgabe, in Betracht kom- 
men, handelt es sich um Lasten, deren Ent- 
stehung und Fortbestand von früheren oder 
künftigen Maßnahmen des Eigentümers ab- 
hängt, und die deshalb bei der Entscheidung, 
ob die Besitzung objektiv als besonders er- 
haltungswürdig anzusehen ist, ebenso außer 
Betracht bleiben müssen wie die Frage, wie 
groß die aus der Besitzung zu unterhaltende 
Familie im konkreten Fall ist. Deshalb be- 
stimmt Absatz 1 ausdrücklich, daß hierbei 
auf die privatrechtlichen Belastungen keine 
Rücksicht zu nehmen ist. 

Absatz 2 bestimmt für die Zuweisung wei- 
tere Voraussetzungen anderer Art. Nach 
Satz 1 soll aus den bereits erörterten Grün- 
den die Zuweisung grundsätzlich nicht zu- 
lässig sein, wenn die Miterben sidi über die 
Auseinandersetzung hinsichtlich der Besit- 
zung einigen. Von diesem Grundsatz wird 
der Fall ausgenommen, daß eine von den 
Miterben vereinbarte Auseinandersetzung 
nicht vollzogen werden kann, z. B. well einer 
vereinbarten Teilung die erforderliche be- 
hördliche Genehmigung versagt wird. Denn 
in diesem Falle ist die Lage ebenso, wie wenn 
die Einigung nicht getroffen worden wäre. 

§ 1 8 Abs. 2 setzt nicht voraus, daß eine Eini- 
gung in einem Verfahren nach §§ 86 ff. des 
Gesetzes über die Angelegenheiten der frei- 
willigen Gerichtsbarkeit erfolglos versucht 
worden ist. Die obligatorische Vorschaltung 
eines solchen Verfahrens vor das Zuweisungs- 
verfahren wäre unzweckmäßig, well oft im 
voraus feststeht, daß keine Aussicht auf Eini- 
igung in dem Verfahren besteht. Es bleibt 
also den Miterben überlassen, ob sie ein sol- 
ches Verfahren einleiten wollen. Die bisher in 
der früheren britischen Besatzungszone vor- 
gesehene Zuständigkeit der für Landwirt- 
sdiaftssachen zuständigen Gerichte auch für 
das Verfahren nach §§ 86 ff. FGG ist nicht 
übernommen. Da es sich in diesem Verfah- 
ren um die Auseinandersetzung über den ge- 
samten Nachlaß, also nicht nur über die land- 
wirtschaftliche Besitzung handelt, erscheint 
eine Ausnahme von der sonst geltenden Zu- 
ständigkeit des Nachlaßgerichts nicht zweck- 
mäßig. 

Absatz 2 Satz 2 ergibt, daß eine Anordnung 
des Erblassers, wonach einer der Miterben 
das Redit haben soll, die Besitzung zu über- 
nehmen, eine gerichtliche Zuweisung der Be- 


sitzung grundsätzlich ausschließen soll. In das 
Recht des begünstigten Miterben soll nicht 
eingegriffen werden, weil der erstrebte Er- 
folg, die Besitzung ln die Hand eines Allein- 
eigentümers zu überführen, durch Ausfüh- 
rung der vom Erblasser getroffenen Anord- 
nung bereits erreicht wird. Im Gesetz muß 
jedoch berücksichtigt werden, daß die Anord- 
nung des Erblassers möglicherweise nicht ver- 
wirklicht wird. Scheitert ihre Ausführung 
daran, daß die nach diesem Gesetz erforder- 
liche Genehmigung des Veräußerungsge- 
schäfts versagt wird, so ergibt sich bereits 
aus Absatz 2 Satz 1 die Zulässigkeit der ge- 
richtlichen Zuweisung. Wird die Anordnung 
des Erblassers deshalb nicht verwirklicht, 
weil der durch sie begünstigte Miterbe auf 
das Recht zur Übernahme der Besitzung ver- 
zichtet, so besteht kein Grund, die Zuwei- 
sung der Besitzung an einen anderen auszu- 
schließen. Verzögert der begünstigte Miterbe 
die Ausübung des Übernahmerechts unange- 
messen lange, so ist die Ausführung der An- 
ordnung des Erblassers so wenig gesichert, 
daß es auch hier gerechtfertigt erscheint, den 
Weg der Zuweisung der Besitzung an einen 
Miterben zu eröffnen. Für beide Fälle läßt 
daher Satz 2 die Zuweisung zu. 

Absatz 3 schließt die Zuweisung in drei Fäl- 
len vorübergehend aus. Solange die Ausein- 
andersetzung ausgeschlossen ist oder ein zu 
ihrer Bewirkung berechtigter Testaments- 
vollstrecker vorhanden ist, soll die Zuwei- 
sung unzulässig sein, damit dem Willen des 
Erblassers Rechnung getragen wird. Die 
Rücksicht auf den Willen des Erblassers läßt 
es auch nicht angemessen erscheinen, eine An- 
ordnung des Erblassers gesetzlich für nichtig 
zu erklären, wonach denjenigen ein Nachteil 
treffen soll, der einen Antrag auf Zuweisung 
der Besitzung stellt. Denn es besteht kein 
Grund, eine derartige Anordnung anders zu 
behandeln als die Anordnung des Erblassers, 
daß die Auseinandersetzung ausgeschlossen 
sein soll. Solange ein Miterbe den Aufschub 
der Auseinandersetzung verlangen kann 
(§§ 2043, 2045 BGB), soll die Zuweisung 
gleichfalls unzulässig sein, weil die Gründe 
für den Aufschub auch für die Zuweisung 
von Bedeutung sind. Die geschilderten Ein- 
schränkungen der Zulässigkeit einer Zuweisung 
entsprechen der bisher in der britischen Be- 
satzungszone geltenden Regelung. 

Zu § 19 

§19 regelt, welchem der Miterben die Be- 
sitzung zugewiesen werden kann. 
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Wenn nidit ‘die Umstände anderes ergeben, 
kann davon ausgeganigen -werden, daß audhi 
der Erblasser sidi bei der Auswahl der Per- 
son, der die Besitzung zukommen soll, nadi 
den Grundsätzen gerichtet hätte, die sich aus 
einem in der Gegend geltenden Anerbenredit 
oder Erbbraudi ergeben. Absatz 1 Satz 1 be- 
stimmt daher, daß diese zugrunde zu legen 
sind. Für Gegenden, in denen weder ein An- 
erbengesetz gilt noch ein Erbbraudi festzu- 
s.tellen ist, sollen die Bestimmungen des im 
Entwurf vorliegenden Höfegesetzes über die 
gesetzlidhie Hoffolge zugrunde gelegt werden. 
Sollte das Höfegesetz nicht rechtzeitig einge- 
bradit werden können, bleibt es Vorbehalten, 
im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsver- 
fahrens die Bestimmung zu ändern. Aus den 
Umständen, insbesondere aus der wirtsdiaft- 
lidien Lage und den Eigensdiaften der Mit- 
erben, kann sich ergeben, daß die Grund- 
sätze des Absatzes 1 Satz 1 nicht zu einem 
für den Einzelfall angemessenen Ergebnis 
führen würden und daher eine Abweichung 
von ihnen geboten ist. Dieser Möglichkeit 
trägt Absatz 1 Satz 2 in der Weise Redinung, 
daß das Gericht in solchen Fällen von Ab- 
satz 1 Satz 1 abweichen kann und muß. 
Schließlich muß berücksichtigt werden, daß in 
manchen Fällen feststellbar ist, welchem der 
a-nt ragsberechtigten Miterben der Erblasser 
die Besitzung zugedacht hatte, z. B. wenn der 
Erblasser eine solche Bestimmung in einem 
Testament getroffen hat, das wegen Form- 
manigeb nichti^g ist, oder wenn der Erblasser 
ohne Errichtung eines Testaments aus seinem 
Verhaken zweifelsfrei hat erkennen lassen, 
wem er die Besitzung zukommen lassen 
wollte. Es wäre nicht gerechtfertigt, in sol- 
chen Fällen die Absichten des Erblassers zu 
übergehen. Deshalb bestimmt Absatz 1 
Satz 3, daß hier die Besitzung demjenigen zu- 
zuweisen ist, dem sie ider Erblasser zu^edacht 
hatte. 

Nach Absatz 2 sollen diese Grundsätze sinn- 
gemäß gelten, wenn gemäß § 17 eine Be- 
sitzung, die in mehrere Besitzungen geteilt 
werden kann, in solchen Teilen einzelnen 
Mit erben zugewiesen werden soll. 

Absatz 3 behält den Ländern vor, von Ab- 
satz 1 Satz 1 abweichende Bestimmunjgen zu 
treffen, weil insoweit ein Bedürfnis für eine 
dauernde Beibehaltung der bundesrechtlichen 
Regelung nicht besteht und örtliche Bedürf- 
nisse eine abweichende Regelung als ange- 
bracht erscheinen lassen können. 


Zu § 20 

§ 20 stellt die Grundsätze auf, nach denen 
sich die Ansprüche der weichenden Erben be- 
stimmen. 

Absatz 1 bestimmt, daß diese Ansprüche an 
die Stelle der bisherigen Anteile an der Be- 
sitzung treten. Damit soll zum Ausdruck 
kommen, daß sich die Zuweisung der Be- 
sitzung auf die Auseinandersetzujug der Mit- 
erben Über den übrigen Nachlaß nicht aus- 
wirkt. Absatz 1 bestimmt weiter, idaß die 
Ansprüche der weichenden Erben vom -Ge- 
richt bei der Zuweisung festgesezt werden. 
Die gerichtliche Festsetzung ist vorgesehen, 
weil die Ansprüche dem Zweck der Zuwei- 
sung entsprechend unter Mitberücksichtigung 
der Ertragsfähigkeit der Besitzung abwei- 
chend von den allgemein geltenden Grund- 
sätzen der Auseinandersetzung bes^timmt 
werden sollen, so daß sie sich ohne solche 
Festsetzung nicht errechnen ließen, und weil 
eine einheitliche Entscheidung über sämtliche 
Ansprüche mit Wirkung gegenüber allen Betei- 
ligten erforderlich ist. Die Bestimmung, daß 
die Festsetzung der Ansprüche schon bei der 
Zuweisung zu erfolgen hat, ist zur Wahrung 
der Interessen der weichenden Erben not- 
wendig. 

Absatz 2 bestimmt die Grundsätze für die 
Festsetzung der Ansprüche entsprechend den 
Grundsätzen, die nach § 19 für ‘die Auswahl 
des Erwerbers gelten. Auch hier sollen also 
die Grundsätze eines in der Gegend gelten- 
den Anerbenrechts oder der örtliche Brauch 
zugrunde gelegt werden, hilfsweise die Be- 
stimmungen des im Entwurf vorliegenden 
Höfegesetzes (Satz 1). Auch hier muß noch 
eine Änderung für den Fall Vorbehalten blei- 
ben, daß das Höfegesetz nicht rechtzeitig ein^ 
gebracht werden kann. Abweichungen davon 
sind entsprechend § 19 Abs. 1 und 2 vorge- 
sehen. Diese Regelung beruht auf den glei- 
chen Erwägungen wie die Regelung in § 19. 
Soweit auf anerbenrechtliche Bestimmungen 
verwiesen wird, sind damit sowohl die Be- 
stimmungen über Abfindungen wie auch 
solche über eine Versorgung anderer Art, 
z. B. Altenteil, Natural Versorgung auf dem 
Hof, betroffen. 

Die in Absatz 3 enthaltene Ermächtigung, 
landesrechtlich Abweichendes von Absatz 2 
Satz 1 zu bestimmen, beruht auf denselben 
Erwägungen wie die entsprechende Bestim- 
mung in § 19 Abs. 3. 

Absatz 4 regelt die Möglichkeit, daß ein wei- 
chender Erbe unter bestimmten Voraus- 
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Setzungen ganz oder teilweise in Land abge- 
funden wird. Dadurch sollen Härten vermie- 
den werden, die sich aus einer unnötig star- 
ren Handhabung der Grundsätze der ■§§ 17 ff. 
ergeben würden. Zwar würde es mit den 
Zielen, die im Zuweisungsverfahren verfolgt 
werden, nidit vereinbar sein, alle Wünsche 
der weichenden Erben nach Landabfindung 
■bis zu der Grenze zu erfüllen, die sich für 
die Größe der zuzuweisenden Besitzung aus 
§18 Abs. 1 Satz 1 ergibt. Denn diese Grenze 
ist als eine untere Grenze anzusehen und läßt 
im übrigen den Grundsatz unberührt, daß 
die Besitzung in ihrem vollen Umfange der 
Zuweisung unterliegen soll. Satz 2 sieht aber 
vor, daß ein angemessener Landbeda.rf des 
Antragstellers berücksichtigt wird. Dabei ist 
in erster Linie an Fälle gedacht, in denen ein 
Miterbe sich ein Eigenheim oder ein Gebäude 
für seine Berufsausübung errichten will und 
ihm die Beschaffung eines passenden Bau- 
grundstückes, das nicht zu der Besitzung ge- 
hört, nicht oder nur unter besonderen 
Opfern möglich wäre. 

Absatz 4 Satz 3 läßt das Erfordernis der Ge- 
nehmigung des Veräußerungsvertrages, durch 
den eine Landabfindung vollzogen wird, 
wegfallen, weil die für eine Entscheidung 
über eine Genehmigung maßgebenden Ge- 
sichtspunkte schon vom Gericht bei seiner 
Entscheidung berücksichtigt werden. 

Absatz 5 gibt dem Gericht die Möglichkeit, 
für das Innenverhältnis der Miterben die 
Verpflichtung, die Nachlaßverbindlichk eiten 
zu tragen, abweichend von den Vorschriften 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs zu regeln. Die 
Bestimmung erscheint im Zusammenhan,g 
mit der in Absatz 2 geschaffenen Regelung 
erforderlich, weil nur so eine gerechte Be- 
messung der Ansprüche bei Anwendung des 
Absatzes 2 Satz 1 möglich ist. Denn im An- 
erbenrecht sind die Vorschriften über die 
Abfindung oft eng mit Sondervorschriften 
über die Verteilung der Nachlaß Verbindlich- 
keiten verknüpft (vgl. z. B. die Vorschriften 
der §§ 12, 15 des Entwurfs eines Höfege- 
setzes). 

Zu § 21 

Die Vorschrift gewährt 'den weichenden 
Erben Ausgleichsansprüche auf nachträgliche 
Erhöhung der Abfindung, wenn der Erwer- 
ber die zugewiesene Besitzung ganz oder teil- 
weise veräußert oder anderen Zwecken wid- 
met. Sie beruht auf der Erwägung, daß die 
weichenden Erben bei der Zuweisung nach 


den Regeln der §§ 17 bis 20 meistens Opfer 
zu bringen haben, und daß es nicht gerecht 
wäre, es hierbei auch dann zu belassen, wenn 
der Erwerber die Besitzung nicht mehr für 
seine Landwirtschaft benutzt. Die Veräuße- 
rung könnte sonst dem Erwerber Vorteile 
bringen, die durch den Zweck der Zuweisung 
nicht gerechtfertigt sind. Die Regelung ent- 
spricht dem § 13 des Entwurfs des Höfege- 
setzes. 

Absatz 1 Satz 1 stellt den Grundsatz auf, daß 
in den bezelchneren Fällen der Erwerber die 
Miterben so zu stellen hat, wie wenn er sich 
mit ihnen nach den Vorschriften des Bürger- 
lichen Gesetzbuchs auseinandergesetzt hätte. 
Die von iden Miterben gebrachten Opfer sol- 
len also grundsätzlich voll ausgeglichen W'er- 
den. Voraussetzung dafür ist, daß die Ver- 
äußerung oder Widmungsänderung innerhalb 
15 Jahren nach dem Erwerb stattfindet. Die 
zeitliche Begrenzung erscheint erforderlich, 
weil nach Ablauf längerer Zeit eine gericht- 
liche Auseinandersetzung kaum noch mög- 
lich ist. Eine sachliche Begrenzung des vollen 
Ausgleichs ist bei der Veräußerung oder Wid- 
mungsänderung einzelner zur Besitzung ge- 
hörender Gegenstände vorgesehen. Wenn 
deren Wert nicht mehr als ein Zehntel des 
Wertes der Besitzung ausmachc, soll die Ver- 
äußerung oder Widmungsänderung weigen 
Geringfügigkeit der in Betracht kommenden 
Werte unberücksichtigt bleiben. 

Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 schränken den 
Grundsatz des Absatzes 1 Satz 1 in der Weise 
ein, daß die nachträgliche Erhöhung der Ab- 
findung nicht verlangt werden kann, soweit 
besondere Umstände das Bedürfnis dafür 
nicht rechtfertigen. 

Absatz 3 erstreckt den Grundsatz des Absat- 
zes 1 Satz 1 auf Maßnahmen desjenigen, dem 
der Erwerber die Besitzung im Wege der vor- 
weggenommenen Erbfolge übereignet hat. Da 
nach Absatz 1 Satz 2 der Übergabevertrag 
selbst keinen Ausgleichsanspruch der Mit- 
erben begründet, sprechen hier die gleichen 
Gründe wie im Falle des Absatzes 1 Satz 1 
für den nachträglichen Ausgleich. 

Absatz 4 Satz 1 bestimmt, um Zweifel aus- 
zuschließen, daß die Ansprüche nach den Ab- 
sätzen 1 bis 3 ver-erblich imd übertragbar 
sind. Satz 2 bestimmt eine Verjährungsfrist 
von 2 Jahren für die Ausgleichsansprüche. Da- 
durch soll vermieden werden, daß der Erwer- 
ber längere Zeit darüber im Ungewissen 
bleibt, ob die Miterben den Ausgleich verlan- 
gen. 
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FÜNFTER ABSCHNITT 

Landbewirtschaftung 
Zu § 22 

Die Gründe für die Aufnahme der Bestim- 
mungen zur Sicherung einer ordnungsmäßigen 
Landbewirtschaftung ergeben sich aus der all- 
gemeinen Begründung Abschnitt G. Durch die 
maßgebliche Einschaltung einer Kommission, 
bestehend aus unabhängigen sachkundigen 
Personen, zur Begutachtung der Bewirtschaf- 
tung eines landwirtschaftlichen Betriebes soll 
möglichst objektiv das Vorliegen der Voraus- 
setzungen für ein Eingreifen nadigewiesen 
werden. Soll das Grundstück des Betroffenen 
betreten werden (Wohnungen sind im Hin- 
blick auf Artikel 13 GG ausgenommen) oder 
sollen an Ort und Stelle Untersuchungen 
durchgeführt werden, hat zuvor die Land- 
wirtschaftsbehörde eine entsprechende Anord- 
nung zu treffen. Die Maßnahme selbst führt 
dann die Landwirtschaftsbehörde durch, wo- 
bei der Zwangsverpachtung eine förmliche 
Aufforderung zur besseren Bewirtschaftung 
voranzugehen hat. Selbstverständlich bleibt 
es der Landwirtschaftsbehörde unbenommen, 
durch verstärkte Beratung, durch Vermittlung 
von Krediten, durch Bildung besonderer Be- 
ratungsringe und ähnliches eine Wiederher- 
stellung der ordnungsmäßigen Bewirtschaftung 
zu versuchen, bevor sie zu Zwangsmaßnahmen 
schreitet. 

Zu § 23 

Die Zwangsverpachtung ist nach dem Vorbild 
des Bundes vertriebenengesetzes (§§ 58 ff.) ge- 
regelt. Die Landwirtschaftsbehörde soll nur 
ein Pachtverhältnis oder sonstiges Nut- 
zungsverhältnis begründen können. Das Land 
wird im Sinne des Gesetzes zu verwenden 
sein, d. h. daß Einzelgrundstücke in erster 
Linie an Inhaber von Kleinbetrieben, lebens- 
fähige Betriebe aber geschlossen zu verpachten 
sind. 

Zu § 24 

Wird das Grundstück nicht von Verfügungs- 
berechtigten genutzt, so muß die Landwirt- 
schaftsbehörde die Möglichkeit haben, das 
Rechtsverhältnis zwischen dem Verfügungsbe- 
rechtigten und dem schlechten Bewirtschafter 
aufzuheben. Der Verfügungsberechtigte ist 
nach Aufhebung des bisherigen Nutzungsver- 
hältnisses berechtigt, selbst über das Grund- 
stück zu verfügen. Nur wenn er die erforder- 
lichen Maßnahmen nicht ergreift oder nicht er- 


greifen kann, soll die Landwirtschaftsbehörde 
die Zwangsverpachtung anzuordnen befugt 
sein. 

Zu § 25 

Die Vorschrift ist zweckmäßig, da andernfalls 
nach der Zwangsverpachtung noch ein beson- 
deres Räumungs verfahren notwendig wäre. 
Die Besitzeinweisung ist keine neue Rechts- 
form, sondern ein nach verschiedenen Enteig- 
nungsgesetzen, insbesondere auch nach § 60 
Bundesvertriebenengesetz, übliches Rechts- 
institut. Sie bewirkt, daß ein besonderer Be- 
scheid über die Besitzeinweisung nicht erfor- 
derlich ist. Die Verfügung über die Zwangs- 
verpachtung oder die gerichtliche Entschei- 
dung enthält ohne weiteres die Besitzeinwei- 
sung. Von dem Zeitpunkt der Rechtskraft ab 
stellt sie einen vollstreckbaren Titel dar. 

SECHSTER ABSCHNITT 

Verfahren 

Zu § 26 

Die örtliche Zuständigkeit ist nach dem Vor- 
bild des § 17 LPG und des § 10 LwVG ge- 
regelt. Eine besondere Vorschrift über das 
Verfahren bei örtlicher Unzuständigkeit der 
angerufenen Behörde (Abgabeverpflichtung, 
Abgabefrist und Fristennovation) ist im Hin- 
bliÄ auf die Bestimmungen der §§ 5 Abs. 1 
und 16 Abs. 3 erforderlich. Die Abgabe der 
Sache kann, weil eine etwaige Entscheidung 
der Landwirtschaftsbehörde an eine Frist ge- 
bunden ist, nur innerhalb dieser Frist erfol- 
gen. Eine spätere Abgabe setzt die Frist nicht 
erneut in Lauf. Die Betroffenen müssen viel- 
mehr darauf vertrauen können, daß mit Ab- 
lauf der Frist die rechtsgeschäftliche Veräuße- 
rung unangreifbar geworden ist bzw. der An- 
trag auf eine Bieterlaubnis nicht mehr abge- 
lehnt werden kann. 

Zu §27 

Die Landwirtschaftsbehörde ist berechtigt, die 
Ermittlungen anzustellen, die erforderlich 
sind, um eine sachgerechte Entscheidung zu 
treffen. Sie kann also das Grundstück besich- 
tigen, die Beteiligten oder sonstige Personen, 
die zur Aufklärung beitragen können, hören, 
Auskünfte einholen usw. Um die Belange der 
Forstwirtschaft zu wahren, ist bei der Geneh- 
migung der Veräußerung forstwirtschaftlicher 
Grundstücke die örtliche Forstbehörde zu be- 
teiligen. Durch diese Vorschrift erübrigen sich 


34 



im Gesetz weitere Vorsdiriften über die Ge- 
nehmigung bei der Veräußerung forstwirt- 
schaftlicher Grundstücke. Im übrigen soll die 
Landwirtschaftsbehörde, falls Bedenken ge- 
gen die Genehmigung bestehen, und in allen 
anderen Verfahren die Beteiligten hören. Das 
Bemühen um die Verbesserung der Agrar- 
struktur muß auch vom Berufsstand mitge- 
tragen werden, wenn es von Erfolg sein soll. 
Um den unterschiedlidien Gegebenheiten 
Rechnung zu tragen, soll es den zuständigen 
Ministern der Länder überlassen sein, nähere 
Bestimmungen über die Beteiligung der Be- 
rufsvertretung zu treffen. 

Zu §28 

Eine entsprechende Vorschrift findet sidi be- 
reits in § 17 Abs. 3 LPG und in anderen gel- 
tenden Gesetzen. Die Bestimmung des Ab- 
satzes 1 ist vor allem im Hinblick auf § 29 
Abs. 3 GBO erforderlich. Sie gilt auch für 
Zeugnisse im Sinne des § 4 Abs. 2 und § 5 
Abs. 3 sowie für Bescheinigungen nach § 10 
Abs. 2. Die Pflicht zu einer Belehrung der Be- 
teiligten über das zulässige Rechtsmittel Ist 
angebracht, da die Beteiligten häufig keinen 
Rechtsberater haben. 

Zu §29 

Hat die Landwirtschaftsbehörde nicht unein- 
geschränkt genehmigt oder eine der anderen 
aufgeführten Entscheidungen getroffen, kann 
sich ein gerichtliches Verfahren nach den Vor- 
schriften des Gesetzes über das gerichtliche 
Verfahren in Landwirtschaftssachen anschlie- 
ßen. Das Gericht steht einem Genehmigungs- 
antrage frei gegenüber und kann wie die Land- 
wirtschaftsbehörde den Vertrag genehmigen, 
notfalls unter Auflagen oder mit Bedingun- 
gen, oder nicht genehmigen. Es Ist durch die 
Vorentscheidung der Landwirtschaftsbehörde 
nicht gebunden. 

Zu§ 30 

Die bisher im Genehmigungsverfahren erho- 
benen Gebühren und Auslagen haben immer 
wieder Anlaß zu Verärgerung und Kritik ge- 
geben. Es erscheint auch in der Tat nicht be- 
rechtigt, Gebühren und Auslagen für ein Ver- 
fahren zu erheben, das im Öffentlichen Inter- 
esse und nicht im Interesse der Beteiligten 
durchgeführt wird. Auch für die Überprüfung 
eines Landpachtvertrages besteht Gebühren- 
freiheit (§17 Abs. 1 LPG). 


Zu §31 

Auch wenn bei einem Veräußerungsgeschäft, 
an dem eine Gemeinde oder ein Gemeinde- 
verband beteiligt ist, die Dienstaufsichtsbe- 
hörde tätig wird, werden die Verfahrensvor- 
schriften, wie sie beim Verfahren vor den 
Landwirtschaftsbehörden gelten, entsprechend 
angewandt. Insbesondere ist sichergestellt, daß 
auch die Entscheidungen der Dienstaufsichts- 
behörde als Genehmigungsbehörde durch das 
Landwirtschaftsgericht und nicht durch das 
Verwaltungsgericht überprüft werden können. 

Zu § 32 

Das Gesetz über das gerichtliche Verfahren in 
Landwirtschaftssachen muß in verschiedenen 
Punkten an die neuen Vorschriften angepaßt 
werden. 

Nr. 1: § 1 Nr. 2 und 3 sind in ihrer Formu- 
lierung auf KRG Nr. 45 abgestellt. Das ist zu 
ändern. § 1 Nr. 4 ist zu erweitern, da nach 
§ 7 Abs. 2 RSErgG die Zuständigkeit des 
Landwirtschaftsgerichts sachlich erweitert 
wird. 

Nr. 2 enthält für Absatz 1 des § 36 eine re- 
daktionelle Änderung, da § 1 Nr. 2 geändert 
worden ist. Der neue Absatz 2 bringt die Ge- 
schäftswert- und Gebührenbestimmung für 
eine gerichtliche Entscheidung über die Biet- 
erlaubnis. Sie lehnt sich an Absatz 1 an. 

Nr. 3: Der neue § 36 a übernimmt in Absatz 1 
und 2 inhaltlich die Regelung des § 44 Abs. 2 
und § 45 Abs. 3 LVO. Absatz 3 bringt eine 
Ergänzung, die sich sinngemäß an die bishe- 
rige Regelung zur Höfeordnung (§ 44 Abs. 
3 c) anlehnt. 

Nr. 4: § 37 ist zu vereinfachen, weil auch die 
Vorschriften über die Landbewirtschaftung 
entsprechend vereinfacht worden sind. 

Nr. 5: § 37 a ist neu aufzunehmen, um die 
kostenrechtlichen Bestimmungen in den zur 
Zeit noch geltenden Gesetzen der Länder voll 
ersetzen zu können. Der Geschäftswert stimmt 
mit der bisherigen Regelung in den Ländern 
der britischen und amerikanischen Zone über- 
ein. Die vorgesehene Erhebung der vollen Ge- 
bühr stellt einen Mittelweg zwischen der in 
der britischen und der in der amerikanischen 
Zone geltenden Gebührenregelung dar. Auch 
für die französische Zone bedeutet die vor- 
gesehene Neuregelung keine wesentlicheÄnde- 
rung, da kaum Fälle Vorkommen können, in 
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denen die nach § 37 a zu berechnende Gebühr 
außerhalb des dort bisher geltenden Gebüh- 
renrahmens liegt. 

Nr. 6: § 38 ist entsprechend der Neufassung 
des § 1 Nr. 4 zu ergänzen. 

Nr. 7: Redaktionelle Änderung, die sich aus 
der Einfügung des § 37 a ergibt. 

SIEBENTER ABSCHNITT 
Siedlungsrechtliche Vorschriften 
Zu § 33 

Mit Rücksicht auf die verfahrensmäßige Ver- 
bLndung des Genehmigungsverfahrens mit 
dem Verfahren auf Ausübung des Vorkaufs- 
rechts und zur Erweiterung des siedlungs- 
rechtlidien Vorkaufsrechts im Sinne der Ver- 
besserung der Agrarstruktur sind Änderun- 
gen des Reichssiedlunigsigeseitzes (§ 33 Abs. 1), 
des RSiedlungsergänzungsgesetzes (Absatz 2) 
und der Vorkaufsrechtsverordnung (Absatz 
3) notwendig. 

Absatz 1 Nr. 1: Während bisher schon Behör- 
den und Anstalten des öffentlichen Rechts 
als Siedlungsunternehmen im Sinne des 
ReichssledlurLgsgesetzes anerkannt werden 
kannten, wird diese Vorschrift dahin er- 
weitert, daß auch die Teilnehmeirgemein- 
schaft nach dem Flurbereinigungsgesetz und 
sonstige juristische Personen, die sich mit 
praktischen Arbeiten zur Verbesserung der 
Agrarstruktur befassen, als Siedlungsunter- 
nehmen und damit für die Ausübung des 
Vorkaufsrechts (Nr. 2) zugelassen werclen 
können. Gerade in Gebieten, in denen eine 
Flurbereinigung durchgeführt werden soll, 
kann die Ausübung des Vorkaufsrechts durch 
die Teilnehmergemeinschaft die Durchfüh- 
rung der Flurbereiniurtg unter Umständen 
wesentlich fördern. Außerdem werden auf 
die Dauer die gemeinnützigen Siedlungsun- 
ternehmen allein nicht in der Lage sein, die 
mit der Verbesserung der Agrarstruktur 
verbundenen Aufgaben zu übernehmen. In 
der Erweiterung des Kreises der Vorkaufs- 
berechtigten kommt zum Ausdruck, daß das 
Vorkaufsrecht nicht nur zu den in § 1 ge- 
nannten Zwecken, sondern auch zur sonsti- 
gen Verbesserung der Agrarstruktur ausige- 
übt werden kann. Es ergibt sich das auch 
noch aus § 9 und RSiediungsergänzungsge- 
setz § 6. 

Nr. 2: Das Vorkaufsrecht besteht, wenn ein 
Grundstück durch Kaufvertrag veräußert 
wird. Obwohl § 11 RSG, der nach seiner 


Auslegung in der Praxis hauptsächlich Um- 
gehungsgeschäfte erfassen sollte, aufgehoben 
wird, werden jetzt etwaige Umgehungsge- 
schäfte mit dem Ziel, das Vorkaufsrecht aus- 
zuschalten, nicht etwa gutgeheißen, sondern 
sie sind im Wege der Auslegung zu prüfen. 
Enthalten sie einen verschleierten Kaufver- 
trag, bleibt das Vorkaufsrecht anwendbar. Im 
übrigen liegt tdie Äußerung der Bestimmung 
darin, daß die Verbindung mit dem Grund- 
stücksverkehrisgesetz hergestellt wird. Das 
Vorkaufsrecht erstreckt sich auf alle die be-, 
stimmte Größe übersteigenden Grundstücke, 
deren Veräußerung genehmigungsbedürftig 
Ist. Jedoch sind die Fälle ausgenommen, in 
denen die Genehmigung nach § 7 des Grund- 
stückverkehrsgesetzes zu erteilen ist, weil sie 
praktisch sowieso nicht für ein Vorkaufsrecht 
in Betracht kommen. 

Absatz 2 ist erforderlich, um den Vertrags- 
parteien die iMöglichkeit zu nehmen, sich 
darauf zu berufen, daß der Kaufvertrag we- 
gen unrichtiger Preisangabe nichtig sei. Dar- 
um muß kraft Gesetzes das beurkundete 
Entgelt als vereinbart bezeichnet werden. 

Mit Absatz 3 soll der bis zum Erlaß der Vor- 
kaufsrechtsverordnung bestehende Rechtszu- 
stand wiederhergestellt werden, daß die 
Landesiregierungen die Größe der dem Vor- 
kaufsrecht unterliegenden Grundstücke nach 
oben und unten abweichend festsetzen kön- 
nen. Dabei werden sie darauf zu achten 
haben, daß, wenn sie Freigrenzen für den 
Grundstücksverkehr bestimmen (vgl. § 2 
Abs. 3 Buchstabe b), die Vorkaufsrechts- 
grenze nicht geringer sein kann. Die Herab- 
setzung der Grenze wird für Gebiete in 
Frage kommen, in denen besondere agrar- 
strukturelle Probleme zu lösen sind. Damit 
der Grundstücksverkehr aber nicht unnötig 
behindert wird, ist vorgesehen, daß eine ge- 
ringere Grundstücksgröße als 2 ha nur für 
bestimmte Zeit festgesetzt werden kann. 

Absatz 4: Während das gemeinnützige Sied- 
lungsunternehmen . im Sinne des § 1 Abs. 1 
RSG nach wie vor das Vorkaufsrecht kraft 
Gesetzes für seinen Bezirk hat, kann es aber 
dieses Vorkaufsrecht in Zukunft nicht aus- 
üben, soweit für 'den einzelnen Fall oder all- 
gemein die Siedlungsbehörde ein anderes 
Siedlungsunternehmen als vorkaufsberech- 
tigt bestimmt hat. 

Nr. 3: Die Neufassung des § 6 Abs. 1 RSG 
berücksichtigt die verfahrensmäßige Koppe- 
lung des Vorkaufsrechtsverfahrens mit dem 
Genehmigunigsverfahren. Danach lagen nicht 
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mehr die Veirtr,aig'sp.a.rteien dem Siedlurugs- 
unternehmen den Vertrag zur Erklärung 
über die Ausübung des Vorkaufsrechts vor, 
'Sondern 'diese Mitteilung übernimmt idie Ge- 
nehmigungsbehörde, und zwar legt sie die 
Verträge der Siedlungsbehörde vor, die ihrer- 
seits das vorkaufsberechti'gte Siedlungsunter- 
mehmen zur Erklärung über die Ausübung 
des Vorkaufsrechts auffordert. Will das Sied- 
lunjgsunternehmen das Vorkaufsrecht aus- 
üben, iso geht iseine Erklärung über die Sied- 
lung'sbehörde der Genehmigungsbehörde zu, 
die ihrerseits die Erklärung mit den Wirkun- 
gen des § 501 BGB an den Verkäufer wei- 
terleitet (vgl. hierzu auch die Erläuterungen 
zu § 11). Es bleibt also das gemeinnützige 
Sie dlungs unternehmen die vorkauf sberech- 
tigte Stelle, und durch die Einschaltunjg der 
Sie dlungs- und Genehmigungsbehörde wird 
hieran nichts geändert. Ist die Genehmigung 
erteilt oder gilt sie nach § 5 Abs. 2 des 
Grundstückverkehrsgesetzes als erteilt, 
kommt die Ausübung des Vorkaufsrechts 
nicht mehr in Betracht, da der Genehmi- 
gungsbescheid das Verfahren abschließt. 

Nr. 4: Eine besondere Frist zur Ausübung 
des Vorkaufsrechts für den Vorkaufsberech- 
tigten braucht nicht mehr gesetzt zu wer- 
den. Nach ider neuen Regelung kann das 
Vorkaufsrecht wirksam nur innerhalb der 
Frist des § 5 des Grundstückverkehrsgesetzes 
ausgeübt werden. Lediglich die Frist zur 
Besichtigung des Grundstücks mußte dieser 
neuen Fristbestimmung angepaßt werden. 
Auf den möglichen Fall, daß der Vo'rkaufs- 
berechti-gte an der Besichtigung gehindert 
wird, nimmt §11 Abs. 3 de:s Grundstück- 
verkehrsgesetzes Rücksicht. 

Nr. 5: Die Bezugnahme auf die Bestimmun- 
gen des BGB in § 8 Abs. 1 ist der Neurege- 
lung anzupassen. 

Der im bisherigen § 8 Abs. 3 RSG geregelte 
Tatbestand entfällt in Zukunft. Infolgedes- 
sen kann diese Bestimmung aufgehoben wer- 
den. 

Nr. 6: Die geringfügige textliche Änderung 
ist dadurch bedingt, daß nach der Neufas- 
sung des § 4 nicht nur das gemeinnützige 
Siedlungsunt ernehmen vorka ufsbere chtigt 
ist, sondern es gegebenenfalls auch andere 
Siedlungsunternehmen sein können. 

Nr. 7: Der bisherige § 10 ist überflüssig ge- 
worden, weil durch die Verbindung des Ge- 
nehmigungsverfahrens mit dem Verfahren 
auf Ausübung ides Vorkaufsrechts für den 
Grundbuchbeamten die Eintragung einer 


Eigentumsänderung nur in Bietracht kommt, 
wenn 'der Genehmigungsbescheid vorliegt. 
Ist der Vertrag genehmigt, scheidet die Aus- 
übung des Vorkaufsrechts aus (§ 6 RSG). 

Der bisherige § 11 ist praktisch überflüssig, 
weil sich das siedlungsrechtliche Vorkaufs- 
recht seinem Inhalt nach nur auf Kaufver- 
träge erstrecken kann. Umgehungsgeschäfte, 
die bisher durch § 11 erfaßt werden sollten, 
können im Wege der Auslegung wie Kauf- 
verträge behandelt werden. Die Zwangsver- 
steigerung besonders vorzusehen, erübrigt 
sich, weil jedem Siedlungsunternehmen ohne 
Bieterlaubnis freisteht (§ 14 Abs. 1 Buch- 
stabe a), sich an Zwangsversteigerungen zu 
beteiligen. Da von eingeleiteten Zwangsver- 
steigerungen der Landwirtschaftsbehörde 
Mitteilung zu machen ist, reicht es aus, wenn 
durch Verwaltungisanordnungen sichergestellt 
wird, daß die Landwirtschaftsbe'hör'de von 
Zwangsversteigerungen gegebenenfalls der 
Siedlungsbehörde Kenntnis gibt. 

Absatz 2 Nr. 1: Gegen die Beibehaltung der 
in § 6 Abs. 2, 3 des RSiedlungsergänzungsge- 
setzes vorgesehenen Möglichkeit der Kauf- 
preis her abs et zung bestehen aus dem Ge- 
sichtspunkt des Artikels 14 GG Bedenken. 
Außerdem ist der Vorsdirift in der Ver- 
gangenheit keine Bedeutung zugekommen, 
und sie wird sie audi voraussichtlich in 
Zukunft nicht haben, weil im Falle ihrer Bei- 
behaltung den Parteien das Rücktritts recht 
eingeräumt werden müßte. Außerdem wäre 
es notwendig, das Verfahren neu zu regeln, 
weil der Ausschluß des Rechtsweges dem 
Grundgesetz widerspricht. 

Nr. 2: Durch die Änderung der vorkaufs- 
rechtlichen Bestimmungen des Redchssied- 
lungSigesetzes wird die Verordnung über das 
Vorkaufsrecht nach dem Reichssiedlungsge- 
isetz überflüssig. Sie soll -infolgedessen aufge- 
hoben werden (vgl. Absatz 3). Von sach- 
licher Bedeutung bleibt jedoch Artikel 5 
Abs. 1 der Vorkaufsrechtsverordnung. Diese 
Vorschrift soll infolgedessen mit der durch 
iden Wegfall des Reichseiibhofgesetzes gebo- 
tenen Änderung in das Sie dlungs er gänzungs- 
gesetz aufigenommen werden. Außerdem ist 
'die Vorschrift insoweit ergänzt, als klarzu- 
stellen war, daß das Vorkaufsrecht auch all- 
gemein zur Verbesserung der Agrarstruktur 
ausgeübt werden kann. 

Nr. 3: Die verfahrensmäßige Bestimmung 
für die Entscheidung über den Ersatz oder 
Entschädigungsanspruch bei Aufhebung eines 
Pachtverhältnisses steht nicht mehr im Ein- 
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klang mit dem Grundgesetz. Es ersdieint 
izweckmäßig, bei dieser Gelegenheit ider Än- 
derung des Siedlungsergänzungsgesetzes auch 
diese Vorschrift zu ändern und -die Entschei- 
dung dem auch sonst für die Entscheidung 
in Landwirtsdiaftssachen zuständigen Gericht 
zu übertragen. 

Absatz 3: Die Aufhebung der Vorkaufs- 
rechtsverordnung ist bedingt durch die Än- 
derung der vork aufsrechtlichen Bestimmun- 
gen des Reichssiedlungsgesetzes — vgl. die Be- 
gründung zur Änderung des § 4 RSG (§ 33 
Abis. 1 Nr. 2) und des § 6 des Siedlungser- 
igänzungsgesetzes (§ 33 Abs. 2 Nr. 2). 

ACHTER ABSCHNITT 

Zusatz-, Übergangs- unci Schlußbestimmungen 

Zu § 34 

Zw.ar darf idie Eintragung eines Erwerbers 
auf Grund emer genehmigungspfhchtigen 
Veräußerung nur erfolgen, wenn die Geneh- 
migung nach ge wiesen wird. Eine Umgehung 
der Genehmigungspflicht ist aber in der 
Weise möglich, daß das Veräußerungsgeschäft 
zwar abgeschlossen und der Besitz des 
Grundstücks übertragen, die Eintragunig ins 
Grundbuch aber nicht beantragt wird. Eine 
solche Umgehung muß mit einer empfindlichen 
Geldbuße geahndet werden können. Eine 
kriminelle Strafe braucht nicht angedroht zu 
werden. Mit einer Geldbuße soll auch die 
Nichteinhaltung einer Auflage geahndet wer- 
den. 

Zu § 35 

Soweit über Genehmigungsanträge bis zum 
Inkrafttreten des Gesetzes entschieden wor- 
den ist, muß es dabei verbleiben. Auflagen 
bleiben bestehen. Das Vorkaufsrecht kann 
nur nach den bisherigen Bestimmungen atis- 
geübt werden, weil eine Überleitung des 
Verfahrens in die durch dieses Gesetz abge- 
änderten Bestimmungen zur Ausübung des 
Vorkaufsrechts technisch nicht möglich ist. 
Das gilt auch, wenn ein Rechtsbehelf 'gegen 
eine Entscheidung eingelegt wird. 

Überleitungsvorschriften 'sind insofern not- 
wendig, als die Fristen des § 5 Abs. 1 in Lauf 
gesetzt werden müssen. Da das Gesetz erst 
einige Zeit nach seiner Verkündung in Kraft 
treten wird, ist .die vorgesehene Regelung 
tragbar. 


Für Genehmigungsanträge, die nach den bis- 
herigen Bestimmungen beim Landwirt- 
schaftsgericht gestellt worden sind und über 
die noch nicht entschieden worden ist, muß 
eine Regelung in dem Sinne getroffen wer- 
den, daß sie an die Genehmigungsbehörde 
übergehen, da nur auf diesem Wege die sied- 
lungsrechtlichen Bestimmungen beachtet wer- 
den können. Hat jedoch bereits ein Gericht 
in erster Instanz entschieden, so bleibt es da- 
bei. Ebenso ist d'as Verfahren fortzusetzen, 
wenn gegen 'eine Entscheidung der Landwirt- 
schaftsbehörde das Landwirtsdiaftsgericht an- 
gerufen worden ist. Dann ist für die Entschei- 
dung über die Genehmigung zwar neues 
Recht anzuwenden, das Verfahren zur Aus- 
übung des Vorkaufsrechts richtet sich jedoch 
noch nach den alten Bestimmungen des RSG. 
Entfällt die Genehmigungspflidit nach den 
neuen Vorschriften, ist das Verfahren einzu- 
stellen. Es kann auf Antrag Jedoch ein Zeug- 
nis nach § 4 Abs. 2 erteilt werden. 

Da die Vorschriften über Geibote in der 
Zwangsversteigerung noch nicht in Kraft tre- 
ten (§ 41), dürfen Entscheidungen über Biet- 
erlaubnisse nach den bisherigen Vorschriften 
nicht mehr beachtet werden. 

Auflagen, die bei einer Genehmigung vor In- 
krafttreten des Gesetzes gemacht worden 
sind, gelten fort. Werden sie nicht erfüllt, 
kann das als Ordnungswidrigkeit nach § 34 
geahndet werden. Würde die Auflage nach 
den neuen Bestimmungen nicht mehr zuläs- 
sig sein, kann dem dadurdi Rechnung getra- 
gen werden, daß eine Maßnahme nach § 34 
nicht ergriffen wird. 

Zu § 36 

Die Anwendung de:r Vorschriften 'der §§ 17 
bis 20 über die Zuweisung einer Besitzung 
auf Fälle, in denen diese vor dem Inkrafttre- 
ten dieser Vorsch'riften auf eine Erbenge- 
meinschaft übergegangen ist, würde insoweit 
in eine feste Rechtsstellung der Miterben ein- 
grelfen, als bisher eine Zuweisung gesetzlich 
nicht vorgesehen war. 

Absatz 1 Satz 1 beschränkt daher die Geltung 
der §§ 17 bis 20 auf diejenigen vor ihrem 
Inkrafttreten eingetretenen Fälle 'der Ertbien- 
gemeinschaft, für die schon nach bisher gel- 
tendem Recht die Zuweisung zulässig war, 
nämlich auf Grund des Artikels VI Abs. 17 
der Verordnung Nr. 84 der früheren bri- 
tischen Militärregierung in den Ländern 
Hamburg, Niedersachsen, Nordrhein- West- 
falen und Schleswig-Holstein. 
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Absatz 1 Satz 2 bestimmt zur Klarstellung, 
daß über die Anträige, die nach den bisher 
geltenden Bestimmungen gestellt und noch 
nicht rechtskräftig erledigt sind, nach den 
Vorschriften der §§ 17 bis 20 zu entscheiden 
ist. 

Absatz 2 beschränkt die Anwendbarkeit des 
§21 über iden nachträgHchen Ausgleich zwi- 
schen den Mliter^ben auf die Fälle, in denen 
die Zuweisung auf Grund der §§ 17 bis 20 
erfolgt. § 21 soll also die Rechtsstellung der- 
jenigen unjberü'hrt lassen, die vor dem In- 
krafttreten der §§ 17 bis 20 auf Grund des 
erwähnten Artikels VI Abs. 17 der Verord- 
nung Nr. 84 eine Besitzung lim Wege der Zu- 
weisung erworben haben. Diese Einschrän- 
kung erscheint geboten, weil die Erstreckung 
des § 21 auf -die ialten Zuweisungsfälle einen 
Eingriff in die Rechtsstellung bedeuten 
würde, die der Zuwedsungsempfänger auf 
Grund der Zuweisung schon erworben hatte. 
Die Frage, ob § 13 HofeO in den alten Fäl- 
len entsprechend anwendbar ist, kann hier 
dahiinigestellt bleiben. 

Zu § 37 

Die Übeirgangsbestimmung ist erforderlich, 
da idas Gesetz nur noch die Möglichkeit der 
Zwangsverpachtung, aber keine sonstigen 
Maßnahmen zur Sicherung der Landbewirt- 
schaftung kennt. Besondere Vorschriften 
über die Abwicklung dieser Maßnahmen suid 
bei der Aufforderung zur besseren Bewirt- 
schaftung und bei der Bestellung einer Auf- 
sichtsperson nicht erforderlich. Nur für .die 
Treuhandverwaltung muß eine Regelung ge- 
troffen werden, wonach die bisherigen, nach 
§41 aufgehobenen Bestimmungen für die 
Abwicklung maßgebend bleiben. 


Zu § 38 

Die Vorschriften über Preisbildung sind bei 
der vorgesehenen Überwachung des Grund- 
stücksverkehrs und den möglichen Gründen 
zur Versagung einer Gendhrnigung entbehr- 
lich, zumal auch bisher schon in der Rjecht- 
sprechung der Landwirtschaftsgerichte über- 
wiegend die Beachtung der Preisistopphestim- 
mungen nur im Rahmen der Versagungs- 
gründe nach KRG Nr. 45 für zulässtig ge- 
halten worden ist. 

Zu § 39 

Die Übergangsregelung entspricht dem § 59 
Satz 2 LwVG. 

Zu § 40 

Diese Bestimmung enthält die übliche Berlin- 
Klausel. 

Zu § 41 

Es ist eines der Hauptanliegen des Gesetzes, 
eine Bereinigung der Vorschriften über 'den 
Gr imdstücks verkehr vor zu nehmen und alle 
Beschränkungen im ländlichen Grundstücks- 
verkehr, die nicht unbedingt notwendig sind, 
aufzuheben. Für Bayern bleibt, wie sich aus 
§ 3 Abs. 1 Buchstabe d ergibt, das bayerische 
Almgesetz erhalten. Von den Ausführungs- 
vorschriften zum KRG Nr. 45 bleiben im 
wesentli'chen nur noch diejenigen in Kraft, 
d’: sich mit der Aufhebung und Abwicklung 
des Erbhofrechts befassen. Das KRG Nr. 45 
selbst verliert im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes seine Wirksamkeit mit Ausnahme der 
Übergangs Vorschrift in Artikel XII Abs. 2. 
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Bonn, den 23. November 1956 


Anlage 2 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Auf das Schreiben vom 27. Oktober 1956 — 6 — 71001 — 2997/56 
II — beehre ich mich mitzutealen, daß ider Bundesrat in seiner 
166. Sitzung am 23. November 1956 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des 
Grundgiesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes über Maßnahmen zur 
Verbesserung der Agrarstruktur und zur 
Sicherung land- und forstwirtschaftlicher 
Betriebe (Grundstückverkehrsgesetz) 

wie aus der Anlage ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Einwen- 
dungen. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung 
bedarf. 


Dr. Sieveking 
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Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu §§ 1 und 2 

a) In § 1 Abs. 2 sind die Worte sowie 
die Fischerei in Binnengewässern" und 

b) in § 2 Abs. 3 Buchstabe a die Worte 
„sowie von selbständigen Fischerei- 
rechten" 

zu streichen. 

Begründung zu a) und b) 

Eine Gesetzgebungskompetenz des Bun- 
des für die Regelung der Binnenfischerei 
kann aus Artikel 74 GG nicht hergeleitet 
werden. 

Falls aber die Gesetzgebungskompetenz 
des Bundes zu bejahen wäre, besteht kein 
Bedürfnis zur bundesgesetzlichen Rege- 
lung im Sinne von Artikel 72 Abs. 2 GG, 
da die tatsächlichen und rechtlichen Ver- 
hältnisse der Binnenfischerei in den ein- 
zelnen Ländern verschiedenartig sind. 

2. Zu § 2 

In Absatz 2 Buchstabe c sind die Worte 
„für eine juristische Person“ zu streichen. 

Begründung 

Nießbrauchrechte werden zwar in der Re- 
gel nur im Familienbereich bestellt; inso- 
fern würde eine Einbeziehung der Bestel- 
lung eines Nießbrauchs in die Grund- 
stückskontrolle nicht erforderlich erschei- 
nen. Diesem Gedanken wird durch die 
vorgesehene Ergänzung zu § 7 Rechnung 
getragen [vgl. 6. a)]. 

Im übrigen erscheint es aber notwendig, 
die Bestellung von Nießbräuchen zur Ver- 
meidung von Umgehungsgeschäften unter 
Kontrolle zu stellen. 


3. Zu § 3 

a) In Absatz 1 Satz 1 sind die Worte 
„auf Genehmigung“ zu streichen. 

b) In Absatz 1 Satz 1 und durchgehend 
im Gesetzentwurf ist das Wort 
„ Lan dwir tschaif tsbehörde“ jeweils zu 
ersetzen durch das Wort „Genehmi- 
gungsbehörde“. 

Begründung zu a) und b) 

Die Dispositionsfreiheit der Länder für die 
Regelung der Zuständigkeit von Verwal- 
tungsbehörden sollte grundsätzlich durch 
Bundesgesetze nicht eingeschränkt wer- 
den. Vgl. auch die Stellungnahme des 
Bundesrates zum Entwurf eines Atomge- 
setzes — BT-Drucksache 3016 — . 

c) Absatz 1 Satz 2 ist zu streichen. 
Begründung 

Folge der Ergänzung des § 4 Abs. 1 
Buchstabe a. 

4. Zu § 4 

a) Absatz 1 Buchstabe a ist wie folgt zu 
fassen: 

„a) der Bund, ein Land, eine Ge- 
meinde oder einGemeinideverband 
als Vertragsteil an der Veräuße- 
rung beteiligt ist,“. 

Begründung 

Die Freistellung der Gemeinden und 
Gemeinde verbände von der Geneh- 
migungspflicht entspricht dem firiihe- 
ren Rechtszustanjd. Für eine Aufrecht- 
erhaltung der durch das KRG Nr. 45 
eingeführten SchlechtersteUimg der 
kommun alen K ö rpersch af t en gegen- 
über Bund und Ländern besteht kein 
begründeter Anlaß. 
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b) In Absatz 1 ist in Buchstabe b vor 
,dem Wort „dient“ einzufiigen: „oder 
•der Errichtung von Kleinsiedlungen 
nach den hierfür geltenden Bestim- 
mungen oder zur Errichtung von 
Kleinwohnungen oder Kleingärten 
durch öffentlich-rechtliche Körper- 
schaften oder durch Wohnungs- oder 
Kleingartenunternehmen“ . 

Begründung 

Nach der bisherigen Rechtslage (§ 3 
der Grundstücksverkehrsbehannt- 
madhung vom 26. Januar 1937, Ar- 
tikel III Nr. 4 Buchstabe b der Mil,- 
Reg. VO Nr. 84) galt für Rechtsge- 
schäfte, die der Errichtung von Klein- 
siedlungen, Kleinwohnungen und 
Kleingärten dienten, die Genehmigung 
der G enehmigungsb eh örde weit geh end 
als erteilt. Nach dem Entwurf ist nun- 
mehr eine zusätzliche Genehmigung 
der Landwirtschaftsbehörden erfor- 
derlich, so daß also durch den Ent- 
wurf die übermäßig große Anzahl der 
2 . Z. erforderlichen Genehmigungen 
noch vermehrt wird. Hierin liegt eine 
erhebliche, nach den bisherigen Erfah- 
rungen unnötige und auch zeitrau- 
bende Erschwerung für den Woh- 
nungsbau. 

c) Die Bundesregierung wird aufgefor- 
dert, im weiteren Gesetzgebungsver- 
fahren der Tatsache Rechnung zu tra- 
gen, daß § 4 Abs. 1 Buchstabe c dar- 
auf aufgebaut ist, daß das Bundesbau- 
gesetz spätestens gleichzeitig mit 
dem Grundstückverkehrsgesetz ergeht. 
Sollte das nicht der Fall sein, so müßte 
der (besonders in den beiden Hanse- 
städten) zum Teil abwieichenden bau- 
rechtlichen Regelung Rechnung ge- 
tragen werden. 

d) Die Bundesregierung wird aufgefor- 
dert, im weiteren Gesetzgebungsver- 
fahren zu prüfen, ob der bisherige 
Absatz 2 des § 4 nicht zweckmäßiger 
in einen besonderen § 4 a aufgenom- 
men wird, da das Negativattest nicht 
nur in den Fällen des § 4 Abs. 1 in 
Frage kommt. 

5. Zu § 5 

a) In Absatz 2 sind die Worte „zur Post 
gibt“ zu ersetzen durch cias Wort 
„ztistellt“. 


Begründung 

Das Erfordernis der Zustellung inner- 
halb d'er Fristen des § 5 Abs. 2 dient 
der Rechtssicherheit und vermeidet 
das AuseinanderfaHen der für § 5 
Abs. 2 einerseits und für § 29 anderer- 
seits maßgeblichen Zeitpunkte. Außer- 
dem ist die in § 5 Abs. 2 vorgesehene 
„Aufgabe zur Post“ im Hinblick auf 
§ 28 Abs. 2 zu eng, da die Zustel- 
lungsgesetzie noch andere Möglichkei- 
ten der Zustellung vorsehen. 

b) Absatz 2 ist durch folgenden Satz 2 
zu ergänzen: 

„Das gilt auch dann, wenn das Vor- 
kaufsrecht nicht wirksam ausgeübt 
ist.“ 

Begründung 

Der Entwurf schließt in § 5 Abs. 2 die 
Fiktion der Genehmigung durch Frist- 
ablauf bereits durch idie Mitteilung 
über die Ausübung des Vorkaufs- 
rechts aus und geht sowohl hier als 
auch in den %% 11 und 33 Abs. 1 Nr. 3 
(§ 6 Abs. 1 RSG) davon aus, daß die 
Ausübung des Vorkaufsrechts wirk- 
sam erfolgt. Es sind jedoch auch die 
Fähe zu erfassen, in denen eine wirk- 
same Ausübungserklärung nicht vor- 
liegt oder sich herausstellt, daß die 
Voraussetzungen für die Ausübung 
des Vorkaufsrechts nicht Vorgelegen 
haben, z. B. weil ein Fall des § 7 ge- 
geben ist. Es ist angebracht, auch in 
solchen Fällen am Grundsatz des § 5 
Abs. 2 festzuhalten. 

6. Zu § 7 

a) In Nr. 1 sind hinter den Worten 
„übertragen wird“ die Worte „oder 
an einem Grundstück ein Nießbrauch 
bestellt wird“ und hinter dem Wort 
„Erwenber“ die W'one „oder Nieß- 
braucher“ einzufügen. 

Begründung 

Da die Nießbrauchbestellung durch 
die in § 2 Abs. 2 vorgenommene 
Änderung (vgl. 2.) grundsätzlich ge- 
nehmlgungspflich'rig ist, ist es erfor- 
iderlich , d i e Nieß brau chb est ellu n g 
unter näheren Verwandten in den Be- 
reich des § 7 einzubeziehen. 
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b) Die Bestimmung des § 7 Nr. 7 ist in 
§ 4 Abs. 1 unter einem neuen Budh- 
staben einzufügen. 

Begründung 

Aus Vereinfachungsgründen erscheint 
es angebracht, die durch -diese Be- 
stimmung erfaßten Fälle von vornher- 
ein von der Genehmigung freizustel- 
len. 

7. Zu § 8 

a) Absatz 2 ist zu streichen. 
Begründung 

Die Regelung des Regierungsentwurfs 
wäre geeignet, besonders in fden Real- 
teilungsgebieten die Ziele des Gesetzes 
ernsthaft zu gefährden, da im Ergeb- 
nis Grundstüdte über 2 ha weitgehend 
von dem Versagungsgrund des Ab- 
satzes 1 Buchstabe a ausgenommen 
würden. Zudem hängt die Frage, ob 
das Vorkaufsrecht ausgeübt wird, 
weitgehend davon ab, in welchem 
Umfange Siedlungsmittel zur Ver- 
fügung stehen. 

b) In Absatz 3 Buchstabe b sind die 
Worte „ein einzelnes Grundstück" zu 
ersetzen durch *die Worte „ein land- 
wirtschaftliches Einzelgrundstück". 

Begründung 

Es muß ausdrücklich klargestellt wer- 
den, daß sich Buchstabe b nur auf 
landwirtschaftliche Grundstücke be- 
ziehen soll. 

c) Absatz 4 ist wie folgt zu fassen: 

„(4) Wird das Grundstück für 
andere als land- oder forstwirtschaft- 
liche Zwecke veräußert, so darf die 
Genehmigung nur mit Zustimmung 
der Preisbehörde erteilt werden." 

Begründung 

Die im Regierungsentwurf in den 
§§ 38 und 8 Abs. 4 vorgesehenen 
Regelungen sind für den Wohnungs- 
bau nicht tragbar. Der Entwurf trägt 
nur den sich aus der Zielsetzung dieses 
Gesetzes ergebenden Gesichtspunkten 
Rechnung. Er läßt dabei außer acht, 
daß auf anderen Gebieten ein öffent- 
liches Interesse an der Erhaltung stabi- 
ler Grundstückspreise besteht (z. B. 


für Bauland, Verkehrs- und Er- 
holungsflächen, Ansetzung von Flücht- 
lingsbetrieben u. ä.). Für den Fad der 
Widmungsänderung kann gerade der 
Wohnungsbau unter ckn gegenwärti- 
gen Verhältnissen auf die bestehenden 
Regelungen zur Verhütung von Preis- 
auftriebstendenzen nicht verzichten. 
Die für den sozialen Wohnungsbau 
bestehenden Schwierigkeiten würden 
noch wesentlich verschärft. Das für 
Kleinsiedlungen und sonstige Eigen- 
tumsmaßnahmen benötigte Bauland 
könnte nicht mehr zu tragbaren Prei- 
sen erworben werden. Zwangsläufig 
müßte auch der Einsatz öffentlicher 
Mittel im EinzelfaU und insgesamt 
weiter erhöht werden. Das mit dem 
Zweiten Wohnungsbaugesetz ange- 
strebte Ziel, breite Schichten des Vol- 
kes durch die Schaffung von Eigen- 
heimen mit dem Grund und Boden zu 
verbinden, würde außerordentlich er- 
schwert; insbesondere wären die Be- 
völkerungsgruppen mit besonders 
niedrigem Einkommen durch die ein- 
tretende Kostensteigerung betroffen. 

d) In Absatz 5 sind die Worte „wenn 
dies eine unbillige Flärte für den Ver- 
äußerer bedeuten würde." zu ersetzen 
durch die Worte „wenn durch die 
Versagung die wirtschaftliche Existenz 
des Veräußerers ernstlich gefährdet 
werden würde." 

Begründung 

Die in der Regierungsvorlage vorge- 
sehene Härteklausel läßt sich nur dann 
rechtfertigen, wenn die Versagung 
eines Kaufvertrages für den Veräuße- 
rer eine ernstliche Gefähridung seiner 
wirtschaftlichen Existenz zur Folge 
haben würde. 

8. Zu § 12 

In Satz 2 sind hinter dem Wort „jedoch" 
die Worte einzufügen „bei der für die 
W ohnsiedlungsgenehmigung zuständigen 
Behörde“. 

Begründung 

Durch die Einfügung wird siche rgesteüt, 
daß die Wohnsiedlun^behörde in den in 
Betracht kommenden Fallen vor der Er- 
teilung der Genehmigung der Geneh- 
migungsbehörde gehört wird. Dies ist er- 
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forderlicli, weil nach § 12 Satz 1 die Ge- 
nehmigung der Genehmigungsbehörde 
u. U. die Wohnsiedlungsgenehmigung 
einschließen soll. 

9. Zu § 13 

Absatz 2 ist durch folgenden Satz 2 zu 
ergänzen: 

„Die Erlaubnis darf nicht versagt werden; 
sie kann jedoch beschränkt oder unter 
Auflagen erteilt werden (§ 15)/" 

Begründung 

Klarstellung. 

10. Zu § 16 

§ 16 Ist zu streichen. 

Begründung 

Folge der Streichung in § 41 Abs. 1 [vgl. 
28. a)]. 

11. Zu § 17 

a) In Absatz 1 sind die Worte „so kann 
das Gericht die Besitzung ungeteüt 
einem Mit erben auf dessen Antrag“ 
zu ersetzen durch die Worte „so 
kann das Gericht auf Antrag eines 
Miterben die Besitzung ungeteilt 
einem Miterben“. 

b) In Absatz 1 (Satzende) sind die Worte 
„auf deren Antrag“ zu streichen. 

Begründung z u a) und b) 

Es muß sichergestellt werden, daß der 
Antrag auf Einleitung eines Zu- 
weisungsverfahrens auch von einem 
Miterben gestellt werden kann, der 
den Betrieb selbst nicht übernehmen 
will. 

c) Dem Absatz 2 ist folgender Satz 2 an- 
zufügen: 

„Der Vorsitzende des Gerichts des 
ersten Rechtszuges ersucht das Grund- 
buchamt um Eintragung des Erwer- 
bers.“ 

Begründung 

Es soll sichergestellt werden, daß der 
Grundbuchstand baldmöglichst mit 
der Eigentumslage in Einklang ge- 
bracht wird. 


12. Zu § 19 

§ 19 ist wie folgt zu ändern: 

19 

(1) Der Erwerber muß zur Übernahme 
der Besitzung bereit und zu ihrer ord- 
nungsmäßigen Bewirtschaftung geeignet 
•sein. 

(2) Sind mehrere Miterben zur Über- 
nahme der Besitzung bereit und in glei- 
cher Weise zu ihrer ordnungsmäßigen Be- 
wirtschaftung geeignet, so erhält der Mit- 
erbe den Vorzug, dem nach dem wirk- 
lichen oder mutmaßlichen Wülen des Erb- 
lassers die Besitzung zugedacht war. Ist 
ein solcher Wille des Erblassers nicht fest- 
zustellen, so sind die Bestimmungen eines 
in der Gegend geltenden Anerbengesetzes 
über die Anerbenfolge, bei Fehlen solcher 
Bestimmungen ein in der Gegend hierfür 
'bestehender Erbbrauch und, falls auch ein 
solcher nicht besteht, die Bestimmungen 

des Höfegesetzes vom 

(Bundesgesetzbl. IS....) über die ge- 
setzliche Hoffolge sinngemäß zugrunde 
zu legen. 

(3) Die Bestimmungen der Absätze 1 
und 2 gelten für die Zuweisung von 
Teilen der Besitzung sinngemäß. 

(4) Die Länder können bestimmen, daß 
anstelle der in Absatz 2 Satz 2 bezeich- 
neten Bestimmungen andere Bestimmun- 
gen der Entscheidung zugrunde zu legen 
sind.“ 

Begründung 

Die Bereitschaftserklärung erscheint er- 
forderlich mit Rücksicht auf die Ände- 
rung des Antragsrechts In ^ 17 Abs. 1 
[(v,gl. 11. a)]. 

Der nunmehrige Absatz 2 entspricht in- 
haltlich dem Absatz 1 der Regierungsvor- 
lage. Es erscheint jedoch notwendig, bei 
der Entscheidung nach Absatz 2 in erster 
Linie den wirklichen oder den mutmaß- 
lichen Willen des Erblassers aussdilag- 
gebend sein zu lassen. 

13. Zu §20 

Absatz 1 ist wie folgt zu ergänzen: 

„Dabei sind auch Bestimmungen über die 
Fälligkeit und Sicherstellung dieser An- 
sprüche zu treffen.“ 
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Begründung 

Es erscheint erforderlich, 'bei der Fest- 
setzung der Abfinidungsansprüche auch 
deren Fälligkeit und gegebenenfalls ihre 
Sicherstellung zu regeln. 

14. Zu §21 

Absatz 4 Satz 2 ist wie folgt zu ändern: 

„Sie verjähren in zwei Jahren nach Kennt- 
nis des Berechtigten von der Veräußerung 
oder Zweckentfremdung, spätestens aber 
in fünf Jahren nach ihrer Entstehung.“ 

Begründung 

Die vorgesehene Verjährungsfrist er- 
scheint zu kurz, zumal sie nidit auf die 
Kenntnis des Berechtigten aibstellt. 

15. Zu § 23 

In Absatz 2 Satz 1 sind die Worte „die 
innerhalb des Ortsüblichen“ zu streichen. 

Begründung 

Bei der Feststellung angemessener Pacht- 
bedingungen kann nicht ausschließlich 
von dem Ortsüblichen ausgegangen wer- 
den. 

16. Nach § 25 

Nach § 25 (nach der Überschrift „Sechster 
Abschnitt“) ist folgender neuer § 25 a 
cinzufügen: 

4 25 a 

Die Landesregierung bestimmt die Ge- 
nehmigungsb ehörde . “ 

Begründung 

Vgl. Begründung zu 3. a) und b). 

17. Zu § 26 

Absatz 2 ist wie folgt zu ändern: 

„(2) Hält sich die Genehmigungsibe- 
hörde für unzuständig, so hat sie die 
Sache unverzüglich, spätestens vor Ablauf 
eines Monats nach Eingang des Antrags 
an die zuständige Behörde abzugeiben und 
den Antragsteller von der Abgabe zu be- 
nachrichtigen. Erfolgt die Abgabe nicht 
binnen ‘dieser Frist, so gilt § 5 Abs. 2 ent- 
sprechend. Die Abgabeverfügung ist für 
die in ihr ibezeichnete Genehmiigungsbe- 


hörde biiindend und für dießeteiiligten un- 
anfechtbar.“ 

B e g r ü n d u n g 

Notwendige Klarstellung im Hinblick 
auf § 5. 

18. Zu §27 

§ 27 ist zu streichen. 

Begründung 

Das Gesetz iSoUte von Vorschriften ent- 
lastet werden, die lediglich selbstverständ- 
liche Grundsätze des allgemeinen Verwal- 
tungsrechts zum Ausdruck bringen, deren 
Beachtung im Verwaltungswege durchge- 
setzt werden kann. 

19. Zu § 28 

a) Absatz 1 ist zu streichen. 

Biegründung 

Vgl. die Begründung zu 18. 

Die Vorschrift ist mit Rücksicht auf 
§ 29 Abs. 3 der Grundbuchordnung 
überflüssig. 

b) Absatz 2 Satz 2 ist zu streichen. 

B e g r ü n d u n g 

Die Zustellungen werden von Behör- 
den der Länder ausgeführt und haben 
daher nach Landesrecht zu erfolgen. 

20. Zu § 29 

In Absatz 1 sind nach dem Wort „Bedin- 
gungen“ die Worte einzufügen „oder eine 
Bieterlaubnis nicht unbeschränkt oder nur 
unter Auflagen“. 

Begründung 

Notwendige Folge der Streichung des § 16 
(vgl. 10.). 

21. Zu§ 30 

§ 30 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Frage, ob und inwieweit Gebühren 
oder Auslagen zu erheben sind, beant- 
wortet sich im Rahmen der Regelung des 
Verwakungsverfahrens im Sinne des Ar- 
tikels 84 Abs. 1 GG grundsätzlich nach 
Landesrecht. 
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22. Zu § 31 

§ 31 Ist zu streichen. 

Begründung 

Folge der Streichung des 5 3 Abs. 1 Satz 2 

[vgl 3, c)]. 

23. Zu § 33 

a) Die Im Entwurf vorgesehene Erweite- 
rung des sledlungsrechdlchen Vor- 
kaufsredits (§ 33 Abs. 1 Nr. 1, 2; § 33 
Abs. 2 Nr. 2) verstößt im Hinblick 
auf die bereits vorhandenen Vorkauf s- 
ber^chtigten, deren Vorkaufsrecht 
nach § 5 des Reichssiedlungsgesetzes 
und nach § 33 Abs. 1 Nr. 6 des Ent- 
wurfs auch 'gegenüber den jetzt vorge- 
nommenen erweiterten Vorkaufsrech- 
ten nach dem Reichssiedlungsgesetz 
weichen muß, gegen Artikel 14 GG. 
Dem muß Im weiteren Verlauf des 
Gesetzgebungsverfahrens Rechnung 
getragen werden. 

b) In Absatz 1 Nr. 1 Ist § 1 Abs. 1 Satz 3 
RSG wie folgt zu fa&sen: 

„Die Landesregierungen können durch 
Rechtsverordnung auch Behörden, An- 
stalten des öffentlichen Rechts, Teil- 
nehmergesellschaften nach dem Flur- 
bereinigungsgesetz oder juristische 
Personen, die sich satzungsgemäß mit 
Aufgaben der Verbesserung der Agrar- 
struktur befassen, als Siedlungsunter- 
nehmen im Sinne dl^er Vorschrift 
bezeichnen.“ 

Begründung 

Zur Bestimmung der Siedlungsunter- 
nehmen ist eine Rechtsvorschrift er- 
forderlich. 

c) In Absatz 1 Nr. 2 sind in § 4 Abs. 1 
Satz 1 RSG hinter den Worten „land- 
wirtschaftliches Grundstück“ die Worte 
einzufügen „oder Moor- und Ödland, 
das in landwirtschaftliche Kultur ge- 
bracht werden kann,“. 

Begründung 

Es erscheint notwendig, das siedlungs- 
rechtliche Vorkaufsrecht auch auf 
Moor- oder Ödland der gekennzeich- 
neten Art zu erstrecken. 

d) In Absatz 1 Nr. 3 sind in § 6 Abs. 1 
Satz 4 RSG die Worte „zur Post ge- 


geben“ zu ersetzen durch das Wort 
„zugestellt“. 

Begründung 

Folge des Vorschlags zu 5. a). 

24. Zu § 34 

§ 34 ist wie folgt zu fassen: 

4 34 

Gegen denjenigen, der 

a) den Besitz eines Grundstücks erwirbt 
oder behält oder einem anderen über- 
läßt oder beläßt, obwohl eine nach die- 
sem Gesetz erforderliche Genehmigung 
nicht beantragt oder die beantragte 
Genehmigung unanfechtbar versagt 
worden ist, 

b) eine Auflage nicht erfüllt, die bei der 
Genehmigung eines Rechtsgeschäftes 
oder der Erteilung einer Bieterlaubnis 
nach den bisherigen Vorschriften über 
den Verkehr mit land- oder forstwirt- 
schaftlichen Grundstücken oder nach 
diesem Gesetz gemacht worden ist, 

kann auf Antrag der Genehmigungsbe- 
hörde das Gerich«t Ordnungsstrafen, auch 
wiederholt, verhängen. Die Ordnungs- 
strafe muß, bevor sie festgesetzt wird, 
angedroht werden. Die einzelne Strafe 
darf den Betrag von 3000 Deutsche Mark 
nicht übersteigen.“ 

Begründung 

Es erscheint angebracht, der Regelung des 
§ 12 des Landpachtgesetzes «entsprechend, 
die In § 34 genannten Verstöße durch An- 
drohung von Beugest rafen zu verhindem 
und nicht als Ordnungswidrlgkeiten zu 
ahnden. 

25. Zu § 35 

a) In Absatz 2 Satz 1 sind die Worte 
„für eine juristische Pei^on“ zu strei- 
chen. 

Begründung 

Vgl. die Begründung zu 2. 

b) Absatz 4 ist zu streichen. 
Begründung 

Die Vorschriften über die Abgaibe von 
Geboten in der Zwangsversteigerung 
sind gleichzeitig mit den übrigen Vor- 
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Schriften der Regierungsvorlage in 
Kraft zu setzen (vgl. 28.). 

c) Absatz 5 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Vorschrift ist wegen der Fassung 
des § 34 Abs. 1 Buchstabe b über- 
flüssig. 

26. Zu § 38 

§ 38 ist wie folgt zu fassen: 

4 38 

Die Vorschriften über die Preisbildung 
gelten nicht für Grundstücke, die für 
iand- oder forstwirtschaftliche Zwecke 
veräußert werden." 

Begründung 

Vgl. die Begründung zu 7. c). 

27. Nach § 39 

Nach § 39 ist folgender neuer § 39 a ein- 
zufügen: 

39 a 

(1) § 7 Nr. 1 gilt nicht für Höfe im 
Sinne der in den Ländern Hamburg, 
Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und 
Schleswig-Holstein geltenden Höfeord- 
nung vom 24. Aprü 1947 oder des Lan- 
desgesetzes über die Einführung einer 
Höfeordnung im Lande Rheinland-Pfalz 
vom 7. Oktober 1953 (Gesetz- und Ver- 
ordnungs’blatt der Landesregierung Bhein- 
lanid-Pfalz S. 101). 

(2) Soweit in der Höfeordnung vom 
24. April 1947 auf die Vors-chrlften des 
Kont rollrat sgesetzes Nr. 45 und der Ver- 
ordnung Nr. 84 der britischen Militär- 
regierung verwiesen wird, treten an deren 
Stelle die Vorschriften dieses Gesetzes. 
Soweit hiernach das Gericht anstelle der 
Genehmigungsbehörde über einen Antrag 
auf Genehmigung zu entscheiden hat, Ist 
§ 5 nicht anzuwenden. § 7 Abs. 2 der 
Höfeordnung bleibt unberührt." 

Begründung 

Absatz 1 bringt zum Ausdruck, daß die 
fragliche Bestimmung nicht für Höfe gel- 
ten soll. 

Absatz 2 Satz 1 enthält die allgemeine 
Übergangsbestimmung im Verhältnis des 


Kontrollratisgesetzes Nr. 45 zur Regie- 
rungsvorlage. 

Absatz 2 Satz 2 sieht vor, daß § 5 im ge- 
richtlichen Verfahren nicht angewandt 
werden ^11, da diese Vorschrift mit der 
formellen Gestaltung des gerichtlichen 
Verfahrens nicht vereinbar ist. 

Absatz 2 Satz 3 stellt sicher, daß anstelle 
der Genehmigungsbehörde in diesen Fäl- 
len das Landwirtschaftsgericht zuständig 
ist. 


28. Zu § 41 

a) In Absatz 1 Satz 1 sind die Worte 
„mit Ausnahme der §§ 13 bis 16" zu 
streichen. 

b) In Absatz 1 ist Satz 2 zu streichen. 

Begründung zu a) und b) 

Es würde der Zielsetzung des Ent- 
wurfs widersprechen, wenn sein Drit- 
ter Abschnitt vorläufig nicht in Kraft 
gesetzt, seine Inkraftsetzung vielmehr 
von einer Rechtsverordnung der Bun- 
desregierung abhängig gemacht würde. 

Zudem wäre es mit Artikel 80 GG 
nicht vereinbar, die Exekutive zu er- 
mächtigen, gesetzliche Vorschriften zu 
einem in ihrem Ermessen stehenden 
Zeitpunkt in Kraft zu setzen (vgl. die 
Niederschrift über die 84. Sitzung des 
Rechtsausschusses des Bundesrates, 
S. 8). Im übrigen würde die Ermächti- 
gung auch nicht genügend konkreti- 
siert sein (Artikel 80 Abs. 1 Satz 2 
GG). 

c) In Absatz 2 sind die Eingangsworte 
wie folgt zu fassen: 

„Folgende Vorschriften, soweit sie 
noch in Geltung sind, werden aufge- 
hoben:". 

Begründung 

Um Schwierigkeiten in der Praxis zu 
vermelden, empfiehlt es sich, aufzu- 
hebende Vorschriften im Gesetz ab- 
schließend zu nennen (vgl. Nieder- 
schrift über die 173. Sitzung des 
Rechtsausschusses des Bundesrates am 
31. Oktober 1956 zu Punkt 1 bis 3 der 
Tagesordnung, S. 10/11). 
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d) In Absatz 2 ist hinter Nr. 44 folgende 
neue Nr, 44 a einizufögen: 

„44 a. § 4 des Landesgesetzes über die 
Vereinheitlichung siedlungs- 
rechtlicher Bestimmungen des 
Landes BJieinland-Pfalz vom 
14. März 1955 (Gesetz- und 


Anlage 3 


Stellungnahme d 
zu der Stellungna 

Die Bundesregierung nimmt zu den Ände- 
rungsvorschlägen und Empfehlungen des 
Bundesrates wie folgt Stellung: 


Zu Nr. 1 a), b) (§ 1 Abs. 2, § 2 Abs. 3 Buch- 
stabe a) 

Den Empfehlungen wird widersprochen. 

Mit der Erwähnung der „Fischerei in Binnen- 
gewässern“ wird nicht die Gesetzgebungszu- 
ständigkeit des Bundes für die Binnenfischerei 
in Anspruch genommen, sondern — wie sidi 
aus dem Zusammenhang unzweideutig ergibt 
— lediglich eine Legaldefinition gegeben, 
welche Tätigkeiten als Landwirtschaft „im 
Sinne dieses Gesetzes“ anzusehen sind. Damit 
stellt die aus Artikel III Abs. 7 der Verord- 
nung der Britischen Militärregierung Nr. 84 
(Amtsblatt der Militärregierung Deutschland, 
Britisches Kontrollgebiet, S. 500) übernom- 
mene Begriffsbestimmung klar, daß der Ver- 
kehr auch mit solchen Grundstücken, die zum 
Zwecke der Fischhaltung mit Wasser bespannt 
sind, den Bestimmungen dieses Gesetzes un- 
terliegen. 

Deshalb kann es dahingestellt bleiben, ob die 
konkurrierende Gesetzgebungszuständigkeit 
des Bundes durch Artikel 74 Nr. 17 GG 
(„Förderung der landwirtschaftlichen Erzeu- 
gung“) begründet sein würde; die Überwa- 
chung des Verkehrs mit fischereilich genutz- 
ten Grundstücken ist in jedem Falle durch 
Artikel 74 Nr. 18 GG („Grundstücksver- 
kehr“) gedeckt. 


Verordnungsblatt der Landes- 
regierung Rheinland-Pfalz 
S. 23);“.^ 

Begründung 

Notwendige Ergänzung des Katalogs 
in Absatz 2. 


r Bundesregierung 
me des Bundesrates 

Zu Nr. 2 (§ 2 Abs. 2 Buchstabe c) 

Der Empfehlung wird zugestimmt. 

Zu Nr. 3 a) (§ 3 Abs. 1 Satz 1) 

Der Streichung der Worte „auf Genehmi- 
gung“ wird nicht zugestimmt. Die Worte die- 
nen der Klarstellung, 

Zu Nr. 3 b) (§ 3 Abs. 1 Satz 1) 

Der Empfehlung kann nicht zugestimmt 
werden. 

Das Gesetz will sicherstellen, daß bei der Be- 
stimmung der zur Entscheidung über die Ge- 
nehmigungsanträge zu berufenden Behörden 
auf deren landwirtschaftlich-fachliche Eignung 
Bedacht genommen wird. Daß durch diesen 
allgemeinen Hinweis die Freiheit der Länder 
bei der Zuständigkeitsregelung der Verwal- 
tungsbehörden eingeschränkt werde, kann 
nicht anerkannt werden, zumal Landwirt- 
schaftsbehörden schon auf Grund des Land- 
pachtgesetzes vom 25. Juni 1952 (BGBl. I 
S. 343) und des Gesetzes über das gerichtliche 
Verfahren in Landwirtschaftssachen vom 21. 
Juli 1953 (BGBl. I S. 667) bestehen und tätig 
sind und es den Ländern freisteht, zu bestim- 
men, welche Behörde Landwirtschaftsbehörde 
sein soll. Zur Wahrung einer einheitlichen 
Linie erscheint es notwendig, auch die nach 
dem vorliegenden Gesetz erforderlichen Ent- 
scheidungen den Landwirtschaftsbehörden zu 
übertragen. 

Zu Nr. 3 c) (§ 3 Abs. 1 Satz 2) 

Der Empfehlung kann nicht zugestimmt wer- 
den. 
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Die im Regierungsentwurf getroffene Rege- 
lung ist das mindeste dessen, was angesichts 
des zunehmenden Landbedarfs zur Sicherung 
des Besitzstandes der Land- und forstwirt- 
schaftlichen Betriebe getan werden muß. Die 
Belange der Gemeinden und Gemeindever- 
bände sind durch die in §4 Abs. 1 Budistaben 
b, c und in § 7 Nr. 3, 5 vorgesehene Rege- 
lung hinreichend berücksichtigt. Darüber bin- 
aus sind Gemeinden und Gemeindeverbände 
nach dem Regierungsentwurf bei Reditsge- 
schäften mit land- oder forstwirtschaftlichen 
Grundstücken ohnehin nur ihrer eigenen 
Aufsichtsbehörde unterstellt, die sich mit der 
Landwirtschaftsbehörde lediglich ins Beneh- 
men zu setzen hat. 

Zu Nr. 4 a) (§ 4 Abs. 1 Buchstabe a) 

Der Empfehlung wird aus den zu Nr. 3 c) an- 
geführten Gründen widersprochen. 

Zu Nr. 4 b) (§ 4 Abs. 1 Buchstabe b) 

Der Empfehlung wird mit der Maßgabe zuge- 
stimmt, daß 

1. nach dem Wort „Siedlungsverfahren“ ein 
Komma gesetzt und das Wort „oder“ ge- 
strichen wird; 

2. vor dem Wort „dient“ eingefügt wird: 

„oder der Errichtung von Wohnungen im 
Rahmen des sozialen Wohnungsbaues oder 
von Kleingärten“. 

Die Erwähnung der Kleinsiedlungen ist über- 
flüssig, da der Begriff „Siedlungsverfahren“ 
nicht nur Verfahren nach dem Reichssied- 
lungsgesetz, sondern auch die in der Emp- 
fehlurifg genannten Fälle umfaßt. 

Zu Nr. 4 c) und d) (§ 4 Abs. 1) 

Den Empfehlungen wird im weiteren Gesetz- 
gebungsverfahren Rechnung getragen wer- 
den. 

Zu Nr. 5 a) (§ 5 Abs. 2) 

Der Empfehlung kann nicht zugestimmt wer- 
den. 

Der Änderungsvorschlag würde die ohnehin 
knapp bemessenen Fristen erheblich verkür- 
zen, da auf diese Weise die weitreichenden 
Folgen der Fristwahrung nicht mehr — wie 
nach dem Regierungsentwurf — von der 
rechtzeitigen Absendung der Entscheidung, 
sondern von ihrem Eingang beim Empfänger 


abhängen. Dadurch wird der der entscheiden- 
den Behörde zur Verfügung stehende Zeit- 
raum um die Zeit verkürzt, die die Zustellung 
mutmaßlich in Anspruch nimmt, ohne daß sie 
sicher sein kann, daß die Zustellung wirklich 
innerhalb der vorgeschriebenen Frist gelingt. 
Das belastet die Genehmigungsbehörde mit 
einer Verantwortung, die ihr mit Rücksicht 
auf die schwerwiegenden Folgen einer Frist- 
versäumnis und im Hinblick auf die in länd- 
lichen Verhältnissen oft schwierigen Postzu- 
stellungsbedingungen nicht zugemutet werden 
kann. 

Zu Nr. 5 b) (S 5 Abs. 2) 

Der Empfehlung wird zugestimmt. 

Zu Nr. 6 a) (§7Nr. 1) 

Der Empfehlung wird zugestimmt. 

Zu Nr. 6 b) (§ 7 Nr. 7) 

Der Empfehlung wird widersprochen. 

Die Regelung des Regierungsentwurfs be- 
schränkt die Genehmigungsfreiheit auf die 
Fälle, in denen für den Grundbuchbeamten 
klar erkennbar ist, ob ein Veräußerungsver- 
trag in eine der in § 4 genannten Gruppen 
fällt. Grundstücksveräußerungen zum Zwecke 
der Begradigung oder Erweiterung öffent- 
licher Verkehrswege erfüllen diese Voraus- 
setzungen nicht. Da infolgedessen der Grund- 
buchbeamte in solchen Fällen stets genötigt 
sein würde, die Vorlage eines Negativattestes 
nach § 4 Abs. 2 zu verlangen, müßte sich die 
Landwirtschaftsbehörde mit jedem dieser 
Fälle nachträglich befassen, ein Ergebnis, dem 
die im Regierungsentwurf vorgesehene Rege- 
lung von vornherein Rechnung trägt. 

Zu Nr. 7 a) (§ 8 Abs. 2) 

Der Empfehlung wird widersprochen. 

Die Vorschrift will den Ermessensspielraum, 
den Absatz 1 Buchstabe a den Landwirt- 
schaftsbehörden gewährt, einschränken, da 
bereits das Vorkaufsrecht des Reichssiedlungs- 
gesetzes im allgemeinen ausreichend erscheint, 
ungesunde Veräußerungen land- oder forst- 
wirtschaftlichen Grund und Bodens abzufan- 
gen, zumal die Bundesregierung die Sied- 
lungsgesellschaften finanziell in die Lage ver- 
setzt, derartige Grundstücke zu erwerben. 

Zu Nr, 7 b) (§ 8 Abs. 3 Buchstabe b) 

Der Empfehlung wird zugestimmt. 
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Zu Nr. 7 c) (§ 8 Abs. 4) 

Der Empfehlung kann nicht zugestimmt 
werden. 

Infolge der vom Bundesrat vorgeschlagenen 
Fassung müßte der Kaufpreis nicht nur von 
der Preisbehörde nach preisrechtlichen Ge- 
sichtspunkten, sondern auch von der Geneh- 
migungsbehörde nach § 8 Abs. 1 Buchstabe c 
geprüft werden. Hieraus würde sich ein ge- 
spaltenes Rechtsmittelverfahren ergeben, da 
es weder zweckmäßig erscheint noch nach der 
Bundesratsfassung zulässig wäre, Entscheidun- 
gen der Preisbehörde durch die Landwirt- 
schaftsgerichte und Entscheidungen der Ge- 
nehmigungsbehörde durch die Verwaltungs- 
gerichte nachprüfen zu lassen. Außerdem 
würde durch den Vorschlag des Bundesrates 
die Preisüberwachung für bebaute Grund- 
stücke teilweise wieder eingeführt werden, 
für die sie durch die Verordnung PRNr. 75/52 
vom 28. November 1952 (BGBl. I S. 792) be- 
seitigt worden Ist. Die im Regierungsentwurf 
vorgesehene Regelung löst eine Frage, deren 
Bereinigung durch die Entwicklung auf dem 
Grundstücksmarkt dringend erforderlich ge- 
worden und auch vom Bundestag bei der 
Beratung des Landbeschaffungsgesetzes am 
5. Dezember 1956 unter ausdrücklicher Be- 
rufung auf das Grundstückverkehrsgesetz im 
Sinne der Regierungsvorlage bereits beschlos- 
sen worden ist. 

Zu Nr. 7 d) (§ 8 Abs. 5) 

Der Empfehlung des Bundesrates kann nicht 
gefolgt werden. Es würde den Notwendig- 
keiten nicht genügend Rechnung tragen, so- 
fern die Genehmigung nur dann erteilt wer- 
den soll, wenn durch die Versagung „die wirt- 
schaftliche Existenz des Veräußerers ernst- 
lich gefährdet werden würde“. Eine staat- 
liche Behörde wird ohnehin in keinem Falle 
eine Genehmigung versagen, wenn dies zu 
einer ernstlichen Gefährdung der Existenz 
des Veräußerers führt. Vielmehr müssen auch 
die Fälle berücksichtigt werden können. In 
denen die Versagung eine unbillige Härte für 
den Veräußerer bedeutet. 


Zu Nr. 8 (§ 12 Satz 2) 

Der Empfehlung wird mit der Maßgabe zu- 
gestimmt, daß die Einfügung folgenden Wort- 
laut erhält: „bei der dafür zuständigen Be- 
hörde“. Sprachliche Gründe. 


Zu Nr. 9 (§ 13) 

Es wird auf die Stellungnahme zu Nr. 28 a) 
und b) verwiesen. 

Zu Nr. 10 (§ 16) 

Es wird auf die Stellungnahme zu Nr. 28 a) 
und b) verwiesen. 

Zu Nr. 11 a), b), c) (§ 17 Abs. 1, 2) 

Den Empfehlungen wird zugestimmt. 

Zu Nr. 12 (§ 19) 

Der Neufassung der Vorschrift wird mit der 
Maßgabe zugestimmt, daß in Absatz 2 Satz 1 
die Worte „in gleicher Weise“ gestrichen 
werden. 

Die Berücksichtigung von Unterschieden in 
der Eignung zur Bewirtschaftung erscheint 
bei Würdigung aller Umstände nicht gerecht- 
fertigt. 

Zu Nr. 13 (§ 20 Abs. 1) 

Der Empfehlung wird mit der Maßgabe zu- 
gestimmt, daß sie in folgender Fassung dem 
Absatz 2 angefügt wird: 

„Kann die Besitzung der Familie, aus der sie 
stammt, nur erhalten werden, wenn die An- 
sprüche gegen den Erwerber gestundet wer- 
den, so kann der Erwerber die Stundung ge- 
gen angemessene Sicherung der Forderungen 
verlangen, soweit die Stundung bei Abwä- 
gung der wirtschaftlichen Lage der Beteilig- 
ten gerecht erscheint.“ 

Da die Erben bei der vorgesehenen Regelung 
der Abfindungen bereits bedeutende Opfer 
zu bringen haben, kann ihnen nicht zuge- 
mutet werden, stets eine Stundung der Ab- 
findungen zu gewähren, wenn der Erwerber 
anderenfalls die Besitzung nicht halten kann. 
Bei der Regelung der Stundungsmöglichkei- 
ten muß auch auf die wirtschaftlichen Be- 
dürfnisse der Abfindungsberechtigten Rück- 
sicht genommen werden. Ein Schutz des Er- 
werbers, der die im Gesetz vorgesehenen 
Abfindungen bei Fälligkeit nicht leisten 
kann, ist nicht gerechtfertigt, wenn er nicht 
der Familie angehört, aus der die Besitzung 
stammt, oder wenn er zwar dieser Familie 
angehört, aber andere Mitglieder dieser 
Familie, insbesondere abfindungsberechtigte 
Erben, bereit und in der Lage sind, die Be- 
sitzung und die Abfindungsverblndllchkelten 
zu übernehmen. Kann aber die Besitzung 
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der Familie nur erhalten werden, wenn der 
Erwerber, der ihr angehört, durch Stundung 
der Abfindungen in die Lage versetzt wird, 
die Besitzung in seiner Hand zu behalten, so 
muß dies nach Möglichkeit berücksichtigt 
werden. In solchen Fällen erscheint es ge- 
boten, dem Erwerber einen gesetzlichen An- 
spruch auf Stundung zu gewähren, soweit 
sie für die Abfindungsberechtigten bei Be- 
rücksichtigung ihrer wirtschaftlichen Lage 
erträglich ist und im Vergleich zu den an- 
deren Abfindungsberechtigten der Gerech- 
tigkeit entspricht. Allerdings kann die Stun- 
dung den Abfindungsberechtigten auch unter 
diesen Voraussetzungen nur zugemutet wer- 
den, wenn ihre Ansprüche in angemessener 
Weise, z. B. durch Bestellung eines genügend 
sicheren Grundpfandrechts an dem Hofe, ge- 
sichert werden. Was als angemessene Siche- 
rung in Betracht kommt, richtet sich so sehr 
nach den im Einzelfall gegebenen Möglich- 
keiten, daß es nicht zweckmäßig ist, die 
Art der Sicherstellung im Gesetz näher zu 
begrenzen. Im Streitfall ist das Gericht auch 
ohne engere gesetzliche Vorschrift in der 
Lage, darüber zu entscheiden, in welcher Art 
die gestundete Forderung gesichert werden 
kann und ob diese Sicherung angemessen ist. 

Zu Nr. 14 (§ 21 Abs. 4 Satz 2) 

Der Empfehlung wird zugestimmt. 

Zu Nr. 15 (§ 23 Abs. 2 Satz 1) 

Der Empfehlung wird mit der Maßgabe zu- 
gestimmt, daß an Stelle der Worte „inner- 
halb des Ortsüblichen" die Worte „unter 
Berücksichtigung des Ortsüblichen" gesetzt 
werden. 

Es erscheint zur Wahrung der berechtigten 
Interessen des Eigentümers notwendig, im 
Gesetz einen Maßstab für die Angemessen- 
heit der Pachtbedingungen aufzustellen. 

Zu Nr. 16 (§ 25 a) 

Der Empfehlung wird aus den zu Nr. 3 b) 
angegebenen Gründen widersprochen. Im 
übrigen ergibt sich die vorgesehene Zustän- 
digkeitsregelung aus dem Grundsatz des Ge- 
setzes. 

Zu Nr. 17 bis 19 (§§ 26 bis 28) 

Den Empfehlungen wird zugestimmt. 


Zu Nr. 20 (§ 29 Abs. 1) 

Im Verfolg der Stellungnahme zu Nr. 28 a) 
und b) wird der Empfehlung widersprochen. 

Zu Nr. 21 (§ 30) 

Der Empfehlung kann nicht zugestimmt 
werden. 

Es erscheint nicht gerechtfertigt, Gebühren 
und Auslagen für Verfahren zu erheben, die 
nicht im Interesse der Beteiligten, sondern 
im öffentlichen Interesse durchgeführt wer- 
den. Auch das Landpachtgesetz sieht für die 
Überprüfung eines Pachtvertrages Gebüh- 
renfreiheit vor (§17 Abs. 1 LPG). Die Be- 
handlung dieser Frage den Landesregierun- 
gen zu überlassen, erscheint im Interesse einer 
einheitlichen Regelung als nicht vertretbar. 

Zu Nr. 22 (§ 31) 

Der Streichung wird als Folge der Stellung- 
nahme zu § 3 Abs. 1 Satz 2 widersprochen. 

Zu Nr. 23 a (§ 33) 

Der Empfehlung wird im weiteren Verlauf 
des Gesetzgebungsverfahrens Rechnung ge- 
tragen werden. 

Zu Nr. 23 b) und c) (§ 33 Abs. 1 Nr, 1 und 2) 
Den Empfehlungen wird zugestimmt. 

Zu Nr. 23 d) (§ 33 Abs. 1 Nr. 3) 

Der Empfehlung kann aus den zu Nr, 5 a) 
angegebenen Gründen nicht zugestimmt 
werden. 

Zu Nr. 24 (§ 34) 

Der Empfehlung wird nicht zugestimmt. 

Durch den Erlaß des Gesetzes über Ord- 
nungswidrigkeiten ist für die weitere Gesetz- 
gebung bestimmt, daß Ordnungsverstöße 
grundsätzlich nach diesem Gesetz mit Geld- 
buße verfolgt werden sollen. Da die Geld- 
buße geeignet ist, auch als. Beugemittel zu 
wirken, liegt kein zwingender Grund vor, 
hiervon abzuweichen, wenn die Erfüllung 
von Verwaltungsaufgaben durchgesetzt wer- 
den soll. 

Zu Nr, 25 a) (§ 35 Abs. 2 Satz 1) 

Der Empfehlung wird zugestimmt. 
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Zu Nr. 25 b) (§ 35 Abs. 4) 

Der Empfehlung wird aus den zu Nr. 28 a) 
und b) angegebenen Gründen widersprochen. 

Zu Nr. 25 c) (§ 35 Abs. 5) 

Der Empfehlung wird zugestimmt. 

Zu Nr. 26 (§ 38) 

Der Empfehlung wird aus den zu Nr. 7 c) 
angeführten Gründen widersprochen. 

Zu Nr. 27 (§ 39 a) 

Der Empfehlung wird zugestimmt. 

Zu Nr. 28 a) und b) (§41 Abs. 1 Satz 1 und 2) 

Den Empfehlungen wird zugestimmt mit 
der Maßgabe, daß zugleich 

1. die §§ 13 bis 16, 

2. in § 32 Nr. 1 Buchstabe a die Worte „die 
Gebote bei der Zwangsversteigerung und“, 

3. § 32 Nr. 2 Budistabe b 

gestrichen und durdi folgende Vorschrift er- 
setzt werden sollen: 

4 39 b 

Die Bundesregierung wird emächtigt, zur 
Verhinderung von Mißbräuchen, welche die 
Wirksamkeit dieses Gesetzes erheblich beein- 
trächtigen, für die Veräußerung der durch 
§ 1 betroffenen Grundstücke im Wege der 
Zwangsversteigerung unter Anlehnung an 
die Vorschriften des Zweiten und Sedisten 
Abschnitts zu bestimmen, daß die Abgabe 
von Geboten und die Erteilung des Zuschlags 
an einen anderen als den Meistbietenden all- 
gemein oder unter- bestimmten sadilichen 
oder örtlichen Voraussetzungen von einer 
Bieterlaubnis der Landwirtschaftsbehörde ab- 
hängt, sowie das Verfahren einschließlich der 
Kosten zu regeln.“ 

Wie die Begründung zum Dritten Abschnitt 
des Gesetzentwurfs ergibt, sollen dessen Vor- 
schriften verhindern, daß die Zwangsver- 
steigerung zur Ümgehung der übrigen Vor- 


schriften des Entwurfs mißbraucht wird. Es 
widerspricht dieser Zielsetzung niclit, solche 
Vorschritten erst dann in h.ratt zu setzen, 
wenn erkennbar wird, daß Mißbräuche die- 
ser Art einen Umtang annehmen, der die 
Wirksamkeit der übrigen Vorschriften er- 
heblich beeinträchtigt. Zur Zeit ist noch 
nicht erkennbar, ob diese Lage eintreten 
wird. Das Verfahren der Zwangsversteige- 
rung ist langwierig und kostspielig. Weder die 
Grundstücksverkehrsbekanntmachung vom 
15. März 1918 (RGBl. S. 123) noch das 
Wohnsiedlungsgesetz vom 22. September 
1933 (RGBl. I S. 659) haben eine behördliche 
Kontrolle der Zwangsversteigerung einge- 
führt. Die preisrechtliche Kontrolle der 
Zwangsversteigerung ist aufgehoben wor- 
den (Verordnung PR Nr. 1/55 vom 
17. April 1955 — BAnz. Nr. 75). Mißbräuche 
der Zwangsversteigerung zur Umgehung der 
gesetzlichen Vorschriften sind dabei nicht in 
beträchtlichem Umfang bekanntgeworden. 
Ein Mißbrauch der Teilungsversteigerung 
(§§ 180 ff. ZVG) zur Umgehung der Vor- 
schriften des Vierten Abschnitts des Ent- 
wurfs wird durch § 17 Abs, 3 verhindert. Da 
die Vorschriften des Dritten Abschnitts die 
Ziele des Zwangsversteigerungsverfahrens 
erheblich beeinträditigen, läßt es sich unter 
diesen Umständen niAt rechtfertigen, schon 
jetzt mit dem vorliegenden Gesetz diese Vor- 
schriften in Kraft zu setzen. Andererseits er- 
scheint es zweckmäßig, die Bekämpfung von 
Mißbräuchen der erwähnten Art schnell auf- 
zunehmen, sobald sie die Wirksamkeit der 
Vorschriften des Gesetzes erheblich zu be- 
einträchtigen drohen. Um den langwierigen 
Weg formeller Gesetzgebung zu ersparen, 
soll daher die in § 39 b bezeichnete Ermäch- 
tigung zum Erlaß einer Rechtsverordnung 
vorgesehen werden, welche die gegen § 41 
Abs. 1 Satz 2 geäußerten verfassungsrecht- 
lichen Bedenken behebt. Die dadurch begrün- 
dete Streichung der §§ 13 bis 16 erfordert 
auch die übrigen obengenannten Änderungen 
des Entwurfs. 

Zu Nr. 28 c) und d) (§ 41 Abs. 2) 

Den Empfehlungen wird zugestimmt. 
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